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10 JAHRE WOHNUNGSFURSORGEGESELLSCHAFTEN) —
10 JAHRE STAATLICHE WOHNUNGSREFORMPOLITIK
Von Dr. PAULY, Geheimer Oberregierungsraf und Ministerialrat im Preuß. Ministerium für Volkwohlfahrt

Am 26. Juli sind es 10 Jahre, seit die erste pro­
vinzielle gemeinnüßige Wohnungsfürsorgegesell- 
schaft in Preußen geschaffen wurde.
Irgendwo hat Caillaux, der bekannte französi­
sche Staatsmann — dessen Verhalten ihm auch 
in Deutschland stets Sympathieen gesichert hat — 
einmal gesagt: „Man dient nur seiner Zeit, wenn 
man ihr vorauseilf"; und er fügt hinzu, daß eine 
solche Rolle stets ebenso undankbar wie schwierig 
gewesen ist. Er hat's erfahren, darum kann er's 
wissen. — Die preußischen Wo. G. haben es 
auch erfahren und erfahren es noch immer. — 
Die Grundlage ihrer Gründung schuf bekanntlich 
der damalige Finanzminister Dr. Hergt, indem er 
in weitblickender und großzügiger Weise auf die 
Anregungen und Vorschläge kundiger und er­
fahrener Sachverständiger der preußischen, der 
deutschen Wohnungsfrage — und zwar nicht zu- 
leßt des noch heute führenden Leifers der „West­
fälischen Heimstätte" und ihres verdienstvollen Auf- 
sichtsratsvorsißenden einging. Zwanzig Millionen 
ließ er durch den Art. 8 des preuß. Wohnungs- 
geseßes vom 28. III. 1918 „zur Beteiligung des 
Staates mit Stammeinlagen an gemeinnüßigen 
Bauvereinigungen'' bereitsfellen — das war für 
damalige Zeiten ein recht beachtlicher Befrag, 
zumal man hoffen durfte, das Doppelte von dritter 
Seite dazu zu erhalten.**)  Wenige Wochen später 
— am 17. Mai 1918 ergingen die Ausführungs­

*) Weiterhin abgekürzt: „Wo.G." bezeichnet.
**) Erst später hat der Staat sich angesichts des allge­

meinen Kapitalsmangels dazu verstehen müssen, die Hälfte 
des Kapitals der Wo.G. aus seinen Mitteln zu geben.

bestimmungen — und am 26. VII. 1918 erfolgte 
die Gründung der ersten sogen, provinziellen 
Wohnungsfürsorgegesellschaft, und zwar für West­
falen, unter dem Namen „Westfälische Heimstätte 
in Münster i. W.'': also von der geseßlichen Fest­
legung des Gedankens bis zu seiner Umseßung 
in die Tat knapp 4 Monate. — Teils schneller, 
teils langsamer seßte der neue Gedanke sich in 
den verschiedenen Provinzen durch, teilweise erst 
nach Überwindung erheblicher Widerstände: am 
30. Oktober 1918 wurde die „Rheinische Wo. G." 
und schließlich als leßte am 9. Februar 1925 die 
„Oberschlesische Wo.G." gegründet. Damit war 
der Ring geschlossen, die Organisation aufgebauf, 
nachdem inzwischen am 22. Juli 1922 noch die 
Preuß. Landespfandbrief-Anstalt als Realkreditanstalt 
und im Jahre 1923 die „Deutsche Wohnstätten”- 
jeßf „Deutsche Bau- und Bodenbank'' als Zwischen­
kreditanstalt ins Leben gerufen worden war.
Handelt es sich nun bei diesen Gründungen, wie 
man vielfach behauptet hat, um eine Überorgani­
sation, oder eine Kriegsfolgeerscheinung, oder 
war es in der Tat ein neuer Gedanke, den man 
verwirklichte? — Neu, völlig neu war zunächst, 
daß der Staat überhaupt einen Betrag, und zwar 
einen wesentlichen zur Förderung des Wohnungs­
baus hergab. Noch knapp 2 Jahre früher hafte 
die zuständige Zentralbehörde (übrigens ebenso 
der Städtetag) es abgelehnt, daß der Wohnungs­
bau eine Sache sei, deren der Staat sich anzunehmen 
habe, für deren Entwicklung er gar verantwortlich 
sei. — Folgerichtig stellte er auch kein Geld da­
für zur Verfügung, nicht einmal zur Untersuchung
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DIE PREUSSISCHEN WOHNUNGSFÜRSORGEGESELLSCHAFTEN

1. Westfälische Heimstätte G. m. b. H. in Münster i. Westf., Piusallee 35. ... gegründet 26. 7. 18
2. Rheinische Wohnungsfürsorgegesellschaft m. b. H. in Düsseldorf, Ständehaus . ,, 30.10.18
3. Ostpreußische Heimstätte G. m. b. H. in Königsberg i. Pr., Theaferstr. 3 . „ 24. 1. 19
4. Schlesische Heimstätte G. m. b. H. in Breslau, Sternstr. 40 ....................................... ,, 28. 7. 19
5. Heimstätte Schleswig-Holstein G. m. b. H. in Kiel, Dammstr. 32............ „ 2. 12. 19
6. Mitteldeutsche Heimstätte G. m. b. H. in Magdeburg, Wilhelm Raabestr. 5 . „ 29. 1. 20
7. Pommersche Heimstätte G. m. b. H. in Stettin, Schallehnstraße 9/11 .... „ 6. 2. 20
8. Hessische Heimstätte G. m. b. H. in Kassel, Hohenzollernstr. 23............ „ 20.12.20
9. Nassauische Heimstätte G. m. b. H. in Frankfurt a. M., Untermainkai 13 . . „ 17. 5. 22

10. Niedersächsische Heimstätte G. m. b. H. in Hannover, Lavesstr. 39 ... . „ 19. 5. 22
11. Heimstätte Grenzmark G. m. b. H. in Schneidemühl, Breitestr. 2............................ „ 12.12.22
12. Siedlungsgesellschaft Brandenburg G. m. b. H. in Berlin W 9, Köthener Str. 28 29 „ 29.12.23
13. Wohnungsfürsorgegesellschaft für Oberschlesien G.m.b.H., in Oppeln, Goethestr. „ 9. 2. 25

der Wohnungsfrage, geschweige denn zur Beein­
flussung ihrer Beantwortung zur Lösung der in ihr 
ruhenden Probleme. —
Das war aber jebt offenbar die bewußte Absicht, 
das Ziel — das erhellt deutlich aus den Einzel­
heiten der Ausführungsbestimmungen. — Es war 
das eine grundstürzende (revolutionäre) Auffassung, 
wenn man auch auf wirtschaftlichen Wegen ent­
wicklungsmäßig (evolutionär) zu ihrer Verwirk­
lichung gelangen wollte. — Deshalb verlangten 
die Ausf.-Bestimmungen, dal) die betr. Organisa­
tionen grundsätzlich größere Gebiete (Provinzen) 
umfassen sollten, man war sich auch offenbar nicht 
im Unklaren darüber, daß ein gewisser Wider­
streit mit dem privaten Unternehmertum unver­
meidlich sein würde, weshalb besonders darauf 
hingewiesen wurde, daß es zu schonen sei — 
am deutlichsten aber zeigt die Zielrichtung der 
Saß, daß „man hoffe, es werde ein demjenigen 
der ländlichen Siedlungsgesellschaffen entsprech­
ender Aufbau entstehen". Also ist unzweideutig 
klar: die Staatsregierung wollte etwas Neues, das 
Alte reichte nicht aus. Wem das aus den Ausf.- 
Vorschriften nicht schon ganz klar wird, der möge 
sich daran erinnern, daß die Urheber dieses nun­
mehr Geseß gewordenen, in den Millionen der 
Staatsunterstüßung sich auswirkenden Gedankens 
bekannte Vertreter und Verfechter der Wohnungs­
reform waren. — Es ist ja eigentlich seltsam und 
verwunderlich, daß man das erst noch heraus­
stellen und beweisen muß, aber der herrschende 
Mangel an Wohnungen, die Wohnungsnot, 
hat die für das Wohl und Wehe des Volkes auf 
die Dauer soviel wichtigere Tatsache der Mangel­
haftigkeit der Vorkriegswohnungen, das Woh­
nungselend, vielfach und bei Vielen stark in 
den Hintergrund gedrängt und verdunkelt. — 
Nur dieser Gedanke aber, der der Notwendig­
keit überlegter, sachkundiger, dauernd gesicherter 

Bekämpfung des ungeheuren, enfseßlichen Woh­
nungselends durch bekenntnisfreudige, systema­
tische, geld- und tatkräftige Besserung der Art 
des Wohnens, die Wohnreform also — dieser 
Gedanke eilte seiner Zeit voraus. — Er eilte ihr 
umsomehr voraus, als man damals zunächst noch 
nicht ahnte, in welchem Ausmaße es bald nötig 
sein würde, öffentliche Mittel zur Beseitigung des 
Wohnungsmangels bereit zu stellen — ein Um­
stand, der zwar seinerseits dem Staate zum ersten 
Male ein äußerst wirksames Handwerkszeug zur 
Beeinflussung des Wohnungsbaus gab, der ihn 
aber auf der andern Seite auch dem stärksten 
Druck derer ausseßte, die die Schaffung einer 
möglichst großen Zahl von Wohnungen, sei es 
auch auf Kosten ihrer Ausstattung und guten Be­
schaffenheit, verlangten. — Je länger die Woh­
nungsnot andauert, um so stärker ist diese Druck­
wirkung, zu der sich vielfach Kommunen mit dem 
privaten Unternehmertum und gewissen Zweigen 
der Geldwirtschaff zusammenfinden. — Dabei kann 
es keinem volksfreundlich Eingestellten verborgen 
bleiben, daß — wir übertreiben nicht — nichts 
uns mehr Not tut, als eine dauernde wohnungs­
reformerische Umgestaltung unserer Wohnweise 
in der Richtung einer Auflockerung unserer 
ständig an Zahl und Bewohnern wachsenden 
Großstädte. Schon sind es 50 mit je über 100 000 
und insgesamt 18 Millionen Einwohnern, während 
es vor 60 Jahren erst 4 auf insgesamt noch nicht 
2 Millionen oder rund 4% gegen heute 27°/0 
der Gesamtbevölkerung des Deutschen Reiches 
waren!
Die Abkehr von der Mietkaserne, die Rückkehr 
zum echten Haus der Familie, zum Einfamilienhaus, 
sei es auch noch so klein — das war, das ist das 
neue Ziel! Ist das Ziel damit klar gestellt und 
ein unbedingt hohes und gutes, so fragt es sich, 
ist der Weg, auf dem der Staat es zu erreichen 
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strebt, ein richtiger oder gar der richtige? Ob 
er der einzig richtige ist, wagen wir nicht zu ent­
scheiden; daß er richtig ist, darf unbedingt be­
hauptet werden. Auch ist bisher noch von keinem 
ein besserer, ja überhaupt ein anderer geeigneter 
und möglicher Weg angegeben worden. „Der 
Parteien Haß und Neid" haben die Wo.G. reich­
lich erfahren, aber wir möchten meinen, daß mit 
infolgedessen, in diesem steten Kampfe um den 
idealen, in ihnen verwirklichten Gedanken, es so 
gekommen ist, daß nicht „ihr Charakterbild in der 
Geschichte schwankt", sondern daß sich immer 
deutlicher und schärfer umrissen herauskrisfalli- 
siert hat, auf welche Weise und mit welchen Mitteln 
und Maßnahmen die Wo.G. ihrer Trägerschaft des 
staatlichen Wohnungsreformgedankens am besten 
gerecht werden können und sollen. Ihre Tätigkeit 
hat im Verlauf des verflossenen Jahrzehnts mancher­
lei Wandel erfahren — auch ihre Werfschäßung 
seitens behördlicher und gemeindlicher Stellen —, 
ganz zu schweigen von der Wirtschaft. Gerade 
der oben bereits erwähnte Druck und der Kampf 
um die Hauszinssfeuer, der von den Großstädten 
unter dem Feldgeschrei: „Die Mittel müssen da 
verwendet werden, wo sie aufkommen!’' geführt 
wurde und dem Staat leider den größten Teil der 
Hausbauförderungsmittel aus der Hand wand, hat 
zur Folge gehabt, daß die Wo.G. nicht in der 
unzweideutigen und straffen Weise als die be­
rufenen Organe staatlicher Wohnungspolitik aus­
gebaut, betrachtet und allgemein behandelfwurden, 
wie dies fraglos der Absicht des Wohnungsgeseßes 
entsprach, — wie das aber auch ebenso fraglos 
sich ausgewirkf haben würde in der größtmöglichen 
Förderung des Wohnungswesens, nach Menge und 
Güte! — Denn nirgends ist die Wohnungszahl 
und die geschmackliche und wohnliche Leistung 
durchweg so groß wie in Bezirken, in denen 
staatliche und gemeindliche Behörden mit der 
Wo.G. in engem und reibungslosem Arbeiten 
zusammenstehen*).  Auch aus einem guten Ein­
vernehmen des Unternehmertums und namentlich 
des Handwerks mit den Wo.G. können wir uns 
nur den größten Vorteil für alle Beteiligten ver­
sprechen. Man komme nicht mit den bekannten 
Einwendungen namentlich der Wirtschaft gegen 
den „unlauteren Wettbewerb" der Wo.G.! — Es 
hat sich gezeigt, daß eine gedeihliche Zusammen­
arbeit sehr wohl möglich ist bei gutem Willen, 
und es ist nicht daran zu zweifeln, daß sich die

*) Um Mißverständnissen vorzubeugen, bemerke ich, daß 
die Verhältnisse für Großstädte besonders liegen, auch in 
den einzelnen Provinzen verschiedenartige sind; aber 
auch hinsichtlich ihrer scheint eine Zusammenarbeit mit 
den Wo.G. nur wünschens- und empfehlenswert,

Plattform dafür leichter und früher gefunden hätte, 
wenn es gelungen wäre, die Wo.G. mit mehr 
Sfaatsautorität auszustaffen. Ihr in früheren Jahren 
starkes Streben, auf Baustoffhandel und -erzeugung 
einzuwirken, gehört einer vergangenen Zeit an 
und war damals jedenfalls nach Überzeugung der 
Staafsregierung nützlich und nötig — auch wenn 
Widerstände dadurch hervorgerufen wurden. Zu 
den heutigen, lediglich baulich und geldlich be­
treuenden Wo.G. sollten alle wirtschaftlichen Kreise 
eine mitarbeitende und unterstüßende Einstellung 
finden können.
Fragen wir nun endlich, ob der Staat das Ziel 
erreicht hat, das er sich seinerzeit geseßt hatte, 
als er die Politik des tatenlosen Zusehens und der 
Gleichgültigkeit gegenüber dem Wohnwesen des 
Landes mit der des Mitwirkens vertauschte, so ist 
es für jeden Kundigen selbstverständlich, daß das 
Endziel,ein sach-und gesundheitsgemäßes Wohnen 
der breiten Schichten des Volkes, noch in weiter 
Ferne liegt; es ist nicht möglich, in einem Jahr­
zehnt gut zu machen, was in einem halben, teil­
weise sogar in einem ganzen Jahrhundert unter­
lassen oder gesündigt wurde. Wer aber offene 
Augen hat, der sieht das viele Gute, das die 
staatliche Wohnungspolitik durch die Wohnungs­
fürsorgegesellschaften oder nach ihrem Vorbilde 
bewirkt hat. Es zeigt sich in zahlreichen trefflichen, 
einheitlichen, geschlossenen Flachbausiediungen, 
die sich in schönem Kranze um oft rauchige, ruß­
geschwärzte, trostlos anmufende Miefkasernen- 
sfädte legen. Es zeigt sich aber auch darin, daß 
der Wunsch nach dem Einfamilienhaus, möglichst 
als Eigenheim, der in dem Volke, namentlich in 
Mittel- und Ostdeutschland, nahezu völlig verloren 
gegangen und verschüttet worden war — obgleich 
er gerade im deutschen Herzen und Gemüt ur­
sprünglich nicht nur besonders verwurzelt, sondern 
selbstverständlich war! —, daß dieses Streben wieder 
allenthalben erwacht und auflebt. Es wird darauf 
ankommen, die immer noch zarte Pflanze der 
städtischen Kolonisation, der „Stadtsiedlung", zu 
pflegen und zu kräftigen. Noch gibt es viele, 
auch sonst überlegende und denkende Menschen, 
gerade auch in den besser gestellten und in den 
sogenannten intellektuellen Ständen, die wohl 
meist nicht ahnen, welches Unheil sie anrichten 
können mit Nörgeln und sachunkundigen Vor­
würfen, insbesondere wenn sie Dinge an den 
Volkssiedlungshäusern rügen, die nicht Tadel, 
sondern Lob und Unfersfüßung verdienen, so z. B. 
die Kleinheit aber Vielheit der Zimmer, eingebaute 
Möbel, niedrige Räume und dergl. mehr. Mit 
billigen Schlagworten wie „Proletenvilla" kann man 
dem handarbeifenden Manne und seiner Frau ihr
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Besißfum, an dem sie bisher Freude hatten, leicht 
verleiden. Nichts ist falscher wie dies Vorgehen, 
und leicht kann es Erfolg haben in einer Zeit, 
in der sich die Bevölkerung erst langsam wieder 
auf das Einfamilienhaus umzustellen beginnt, und 
ihr außerdem vielfach die Befriedigung von An­
sprüchen als möglich dargestellt wird, die nie 
erfüllt werden können. Ein Vergleich mit den 
Häusern und ihren Raumabmessungen, in denen 
das benachbarte holländische, das belgische und 
das englische Volk wohnen, zeigt, daf? die Räume 
unserer Einfamilienhäuser absolut größer sind als 
in den genannten Ländern; daß sie zu groß sind, 
wenn anders wir je dahin kommen wollen, in 
größtem Ausmaß zu dieser Wohnweise zurückzu­
kehren! — Den Nörglern, die nicht im Einfamilien­
haus wohnen wollen, stehen viele Zehntausende 
von Familien gegenüber, die glücklich sind, darin 
wohnen zu dürfen. — Und wer die tausende und 
abertausende menschenunwürdigen Behausungen 
in Mietkasernen, in denen unendlich viele Familien 
Deutschlands — keineswegs nur in den Groß­
städten — leben müssen, kennt, der wird aner­
kennen, welch einen riesigen Fortschritt solches 
Kleinhaus bedeutet. Er wird auch anerkennen 
müssen, daß der Staat vor 10 Jahren recht daran 
tat, diese wichtigste soziale Frage in den Bereich 
seiner Wirksamkeit zu ziehen. Ob, was manchmal 
behauptet wird, zutrifft, daß der Krieg bei dem 

Gedanken, Wohnungsfürsorgegesellschaften zu 
schaffen, mifgewirkt hat, wird sich heute schwer 
nachweisen lassen. Wie dem aber auch sei, auf 
den Gedanken, sie wieder und womöglich bald 
verschwinden zu lassen, wird kein denkender 
Sozialpolitiker kommen. Man wird im Gegenteil 
darauf bedacht sein müssen, sie — und mit ihnen 
die Einwirkungs- und Besserungsmöglichkeiten des 
Staates gegenüber dem deutschen Wohnungs­
bau — weiter zu stärken, und es ist zu hoffen, 
daß nach weiteren zehn Jahren ihrer Arbeit und 
Wirksamkeit diese Auffassung eine ebenso selbst­
verständliche ist wie die, daß die Sozialversicherung 
bestehen bleiben muß.
Nicht die Politik glänzender Fassaden, hinter denen 
sich soviel Wohnungselend verbarg und verbirgt, 
sondern die der Schaffung wirklicher Familien­
heime ist es, was unserm Volke zum seelischen 
und körperlichen Wiederaufbau noftut. Auch hier 
gilt, was Goethe im Faust den Dichter über geistige 
Güter sagen läßt, — das wirkliche Heim bedeutet 
für seinen Bewohner ein geistiges Gut, ein Stück 
seines Gemüts- und Seelenlebens! —

„Was glänzt, ist für den Augenblick geboren, — 
Das Echte bleibt der Nachwelt unverloren!"

Und die „Nachwelt", die nach dem Kriege heran­
wachsende Jugend, die sich ein Heim gründen 
will, ist es, der wir hoffen, mit Hilfe der Wohnungs­
fürsorgegesellschaften ein „echtes" Heim zu schaffen.

DAS GRUNE OBERSCHLESIEN
Von GUSTAV ALLINGER, Gartenarchitekt, Berlin

Wie in allen übrigen Teilen Deutschlands, so 
zwingt auch in Oberschlesien die Wohnungsnot 
als Folge des Krieges zum Bau von Wohnhäusern 
in Stadt und Land. Aber gegenüber den anderen 
deutschen Provinzen und Ländern kommt in Ober­
schlesien hierzu noch die Auswirkung der außen­
politischen Ereignisse, der Wegfall eines großen 
Teiles Oberschlesiens an Polen. Die Grenzver­
schiebung, wie auch der Druck der polnischen 
Behörden in den ehemals deutschen Gebieten 
zwang eine große Zahl von Flüchtlingen auf 
deutsches oberschlesisches Gebiet. Auch andere 
mit der Grenzverlegung zusammenhängende Vor­
gänge, wie z. B. die Neugliederung der Re­
gierungsbehörden, die Umstellung der Reichs­
bahnverwaltung u. a. Unternehmungen in Ober­
schlesien, steigerten zweifellos den Bedarf an 
neuen Wohnmöglichkeiten.
So bildet also Oberschlesien zugleich auch einen 
Grenzwall des Deutschtums gegen Polen und 
Tschechoslowakei, und die ideelle und materielle 

Unterstüßung der oberschlesischen Bevölkerung 
zur Stärkung ihrer Widerstandskraft ist eine un­
abweisbare Pflicht. Hierzu gehört vor allen Dingen, 
daß man für die Einwohner die bestmöglichsten 
Vorausseßungen zur Erzielung einer Bodenstän­
digkeit schafft und so das Leben und den Auf­
enthalt in diesem Grenzgebiet erstrebenswert 
macht. Was wäre geeigneter, bei den Altein­
gesessenen und Zugewanderten die Liebe zur 
Heimat zu wecken, zu hegen und zu pflegen, als 
innere und äußere Ordnung der sichtbaren Er­
scheinungen der Landschaft?
Zweierlei Aufgaben treten in dieser Hinsicht an 
die verantwortlichen Stellen heran. Einmal die 
nachträgliche Ordnung der vorhandenen Dinge 
und zum anderen die vorausschauende plan­
mäßige Ordnung der Dinge, welche im Laufe 
der nächsten Jahre zur Entstehung gelangen sollen. 
Eine solche Ordnung kann nur gefunden werden, 
wenn Landesplanung und Städtebau zielbewußt 
Hand in Hand arbeiten, wenn Städte und Dörfer 
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mit ihren Bauten, gartenmäfzigen Nutj-und Schmuck­
grünflächen privater und öffentlicher Art, soziale 
Grünflächen wie Spiel- und Sportplätze, Klein­
gartenflächen, Friedhöfe, Naturschutzgebiete und 
weiterhin die land- und forstwirtschaftlich wert­
vollen Gebiete, die Felder und Wälder, Flüsse, 
Bäche, Kanäle, Verkehrsstrafzen und Eisenbahnen 
als eine einzige grofze Einheit behandelt und 
gelöst werden. Man mufz sich insbesondere 
davor hüten, die Errichtung von Siedlungen nur 
vom Gesichtspunkt der Behebung der Wohnungs­
not zu betrachten. Man sollte sich klar darüber 
sein, dafz bei der Erstellung der Häuser, Anlage 
der Strafzen und Gärten die ästhetischen, ver­
kehrstechnischen und anderen Grundfragen im 
Sinne der Landesplanung ebenso gewissenhaft zu 
prüfen sind.
Die Grünflächen sind bisher in Oberschlesien allzu 
stiefmütterlich weggekommen, und wenngleich 
einige Städte nunmehr Anstrengungen zu machen 
scheinen, eine zeitgemäfze Entwicklung anzubahnen, 
so mufz man doch sagen, dafz das öffentliche 
Grünwesen Oberschlesiens hier und da verhält- 
nismäfzig sehr im argen liegt. Will man aber, 
wie schon anfangs erwähnt, in kurzer Zeit Ord­
nung schaffen und, neben der grofzen sozialen 
und gesundheitlichen Bedeutung der Grünflächen, 
eben durch diese zu ergänzenden oder neu zu 
schaffenden Anlagen der Erscheinung der ober­
schlesischen Städte einen erfreulicheren Ausdruck 
verleihen, so mufz dieses Problem schleunigst 
nach den verschiedensten Richtungen hin, vorab 
in volkswirtschaftlicher und kultureller Hinsicht, 
studiert werden.
Es gilt also, ein einheitliches Programm aufzu­
stellen, in welchem die Richtlinien für die künftige 
Entwickelung der Grünwirtschaft und der Grün- 
polifik Oberschlesiens umfassend fesfgelegt sind 
und wonach die dringendsten Aufgaben je nach 
den zur Verfügung stehenden Mitteln sofort in 
Angriff genommen werden können. In dieses 
Programm sind auch die weifen, zwischen den 
Dörfern und Städten liegenden Land- und Wald­
flächen einzubeziehen, und so ergäbe sich ein 
systematisch gewobenes Netz von Grüngebilden, 
das sich über ganz Oberschlesien ausbreitef und 
in dem gleichzeitig alle übrigen Ziele des Städte­
baus und der Landesplanung mit verflochten sind. 
Naturgemäfz kann eine solche grofze Aufgabe 
nur durch enge Zusammenarbeit des Staates und 
der Gemeinden einer Lösung entgegengeführt 
werden, und wenn die erforderlichen Mafznahmen, 
deren Auswirkung vielen Generationen zugute 
kommen wird, planmäfzig eingeleitet und beharr­
lich durchgeführt werden, dann wird der Wunsch 

nach einem grünen Oberschlesien bald zur vor­
bildlichen Tatsache geworden sein.
In grofzen Zügen würde sich ein solches Programm 
etwa auf folgende Einzelaufgaben des Grünwesens 
einzusfellen haben, ohne damit eine Reihenfolge 
darstellen zu wollen. Das Grün beginnt mit der 
einzelnen Pflanze und führt durch deren Verwen­
dung, Sammlung und Ordnung zu mehr oder 
weniger kleinen oder grofzen privaten Gärten, 
die je nach den Bedürfnissen der Besitzer im 
Sinne des Nutj- oder Ziergartens oder in der 
Vereinigung beider gehalten sein können. Durch 
die Vielheit der Einzelgärten an den Nachbar­
häusern entsteht die Gartenreihe entlang der 
Strafzenflucht und bildet mit weiteren ähnlichen 
Bau- und Gartenanlagen Begriff und Erscheinung 
der Siedlung. Aber die Gemeinschaft der Be­
wohner einer solchen Siedlung stellt mancherlei 
Forderungen, zu deren Erfüllung u. a. die Anlage 
von Spielplätzen, öffentlichen Zieranlagen, Fried­
höfen usw. notwendig wird. Hier sind nun die 
Bedürfnisse der ländlichen und städtischen Sied­
lung aufzerordentlich verschieden. In der ländlichen 
Siedlung werden die Aufgaben in der denkbar 
einfachsten Gestalt zur Verwirklichung gelangen 
müssen. Die Einbettung in die Landschaft, die 
Beobachtung und Ausnützung vorhandener Ge­
ländeeigenarten und dann die Überleitung zur 
weiteren Landschaft steht im Vordergrund der 
Gestaltung. Durch einfache Aufschliefzung vor­
handenen Waldes bzw. durch schönheitliche Pflege, 
gelegentlich auch durch charakteristische Ergänzung 
der Anpflanzung oder durch wohlbedachte Lich­
tungen läfzt sich eine Summe von Wünschen und 
Bedürfnissen erfüllen, ohne die Wirtschaftlichkeit 
und Zweckmäfzigkeit zu vernachlässigen. Bei der 
städtischen Siedlung konzentrieren sich die For­
derungen in bezug auf Gröfze, Inhalt und Form 
meist deutlicher und stärker, und im Vordergrund 
steht der zeitgemäfze Typ des Volksparks, in 
welchem die Nutzgrünflächen wie die Kleingärten 
usw. mit den Spiel- und Schmuckflächen wohl zu 
einer Einheit verbunden sein können. Auch hier 
gibt es kein Schema für Form und Gestaltung, 
auch hier mufz Zweck und Inhalt aus den örtlichen 
Verhältnissen heraus und in Übereinstimmung mit 
dem Stadtbebauungs- und Stadterweiterungsplan 
in Form gebracht werden.
Innerhalb des grofzen Dreiecks, das etwa durch 
die Städte Oppeln, Ratibor, Gleiwitz, Hindenburg, 
Beufhen gebildet wird, fliefzen die städtischen, 
ländlichen und die grofzen landschaftlichen Auf­
gaben an vielen Stellen oft fast unmerklich in­
einander: ein weiterer Beweis für die unbedingte 
Notwendigkeit der Zusammenarbeit von Staat 
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und Gemeinden. Zu den ganz neuen Aufgaben, 
vor welche die oberschlesischen Städte gestellt 
sind, treten aber hier in erschreckender Weise 
die Unterlassungssünden der Vorkriegszeit und 
der vielfach erkenntliche Mangel jeglicher voraus­
schauender Durchführung von Grünanlagen, welcher 
immer unerträglicher wird und rasche Hilfe in 
großzügiger und tatkräftiger Weise notwendig 
macht. Daß bei den Städten im Industriegebiet 
von vornherein die Kohle- und Erzabbaugebiete 
für das gesamte Vorgehen von entscheidender 
Bedeutung sind und im Verein mit den bebau­
baren Sfadtflächen die Grundlagen für die künftige 
Entwicklung des Grünwesens bilden werden, ist 
selbstverständlich. — Es würde zu weit führen, 
wollte man alle übrigen Zweige des Grünwesens 
wie Friedhöfe usw. hier in den Kreis einer aus­
führlichen Betrachtung ziehen. Es wird im wesent­
lichen darauf ankommen, überall, ganz gleich wo 
es auch sei, unter Berücksichtigung der natürlichen 
Bodenmodellierung im flachen oder hügeligen 
Gelände, der physikalischen und chemischen Zu- 
sammenseßung des Bodens in Oberfläche und 
Untergrund bei der Planung voranzugehen, und 
man wird im Verfolg dieser Dinge, wie auch 
unter Beachtung der Sonnenlage und des Klimas 
die großen Richtlinien für die Anpflanzung von 
Laubhölzern und Koniferen für Nuß- und Zier­

zwecke finden. Eines besonders eingehenden 
Studiums und einer nachdrücklichen Förderung 
bedarf auch der Erwerbsgartenbau, als wichtiger 
Faktor in der Volksernährung durch den Anbau 
von Obst und Gemüse.
Die Gewähr für die Erhaltung und Fortführung 
aller geschaffenen Anlagen liegt in der leistungs­
fähigen Organisation zur Überwachung und Pflege, 
die sich naturgemäß vorwiegend auf die Ge­
meinden und die Regierung, aber auch nicht 
minder auf die große Zahl der privaten Garten- 
besißer erstrecken muß. Die erforderlichen Ein­
richtungen hierfür sind teilweise bereits vorhanden 
und wären entsprechend auszubauen, und es soll 
erwähnt werden, daß in dieser Hinsicht die Tätig­
keit der Landwirtschaftskammer, der städtischen 
Gartenverwaltungen sowie der gärtnerischen Fach- 
und Liebhabervereine noch mehr als bisher die 
begeisterte Unterstüßung der Öffentlichkeit finden 
müssen, damit sie ersprießlich zum Wohle der 
Allgemeinheit schaffen und wirken können.
Man darf wohl der festen Überzeugung sein, daß 
sich bei einer zielbewußten Bearbeitung dieses 
großen und wichtigen, ja lebensnotwendigen Auf­
gabenkomplexes neue Erkenntnisse und Möglich­
keiten erschließen werden, deren Verfolgung von 
unübersehbarem Vorteil für die gesamte Ent­
wickelung der Provinz Oberschlesien sein werden.

GRUNFLACHEN INI BEBAUUNGSPLAN
Von Dr.-Ing. GOBBIN, Oppeln

„Das Betreten des Schloßparks ist verboten." 
„Das Spielen von Kindern im Hausflur und 
auf dem Hofe ist strengstens untersagt."

Solche Tafeln brauchen nicht wieder erneuert zu 
werden, wenn wir es verstehen, alte glanzvolle 
Garfenschöpfungen den Bedürfnissen der Gegen­
wart zu öffnen und den Kindern grüne Spielflächen 
in genügendem Ausmaß und zweckentsprechender 
Lage zu verschaffen.
Es gibt eine Grünflächenpolitik, aber glücklicher­
weise keinen „Grünflächenpolitiker". Der verant­
wortungsbewußte Städtebauer treibt diese Politik, 
deren Endziel die tatsächliche Schaffung (nicht 
nur das Planen) der notwendigen Grünflächen im 
Stadtgebiet ist. Der Kampf für Grün, Sonne, Luft 
und Wasser und damit für Sport, Erholung und 
Ruhe ist gegen die unvernünftigen Zusammen­
ballungen der Sfadtmenschen, gegen Staub, Rauch, 
Verkehr und Lärm gerichtet.
Die überlegte und vorausschauende Grünflächen­
planung hat ihren tiefsten Grund in dem Bestreben, 
dem Sfadtmenschen die verlorene Verbundenheit 

mit der Natur, mit der Scholle, wiederzugeben, 
auch ihn die Erdgebundenheit wieder empfinden 
zu lassen, für die eine Untergrundbahn ein 
schlechtes Rezept wäre. Denn daß die Nafur- 
verbundenheit in uns Menschen geheimnisvolle 
Schaffenskräfte hervorruff, ist vielleicht wissen­
schaftlich schwer nachweisbar, aber doch eine 
feststehende Tatsache, die jeder erfahren hat, der 
sich diesen Einwirkungen hingibf.
Wir werden die vorhandenen Zusammenballungen 
der europäischen Menschen, insbesondere inHafen- 
und Industriestädten, nicht beseitigen und auch 
weitere Zusammenballungen kaum wirksam ver­
hindern können, da wir die infolge der starken 
Volksdichte notwendige industrielle und kommer­
zielle Entwicklung nicht behindern dürfen. Wir 
müssen also danach trachten, die schädlichen Wir­
kungen dieser Zusammenballungen es sind 
dies keineswegs nur sogenannte Großstädte 
abzuschwächen. Ein Mittel hierzu ist die richtige 
Grünflächenplanung.
Es ist unmöglich, innerhalb einer Stadt soviel
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PATSCHKAU
Grünflächenplan

Grünflächen — • Wälder, Seen, Berge — bereit- 
zusfellen, wie nötig wären, um allen Bewohnern 
die Nafurverbundenheit wiederzugeben und zu 
erhalten. Die Quellen, aus denen uns die ge­
heimnisvollen Schaffenskräfte dauernd zufließen, 
liegen außerhalb der Städte in der unberührten 
Natur. Es gilt durch die Anlage von Grünflächen 
in Städten nur auf diese Quellen hinzuweisen, 
nur zum Aufsuchen dieser Quellen anzuregen, 
nur einen „Vorgeschmack" zu geben. Deshalb 
kommen wir mit den bescheidensten Grünflächen 
aus, wenn wir sie nur so gestalten, daß diese 
Anregung von ihnen ausgehf.
Die Grünflächen im Stadtgebiet müssen verteilt 
liegen und für alle Bewohner leicht erreichbar 
sein. Nach Möglichkeit sollten alle Grünflächen 
durch Grünwege abseits der Verkehrsstraßen unter­
einander zu einem System verbunden sein. Dies 
Grünflächensysfem sollte an verschiedenen Stellen 
aus dem Sfadfkörper herausführen und eine Ver­
bindung mit den Wiesen, Wäldern und Wasser­
flächen der näheren Stadfumgebung besitzen. 
Dann leitet uns jede Grünfläche im Stadtinnern 
leßten Endes bis in die unberührte Natur hinaus- 
Diese wiederum dringt auf den ihr eigenen Wegen 
bis in unsere engen, lärmenden Wohn- und 
Arbeifsviertel vor und läßt uns die Verbindung 
mit der Natur nicht vergessen.
Darauf also kommt es an: Grünflächenkeile von 
außen in die Stadt treiben, eine Verzahnung 
zwischen Stadt und Natur ermöglichen, keine kost­
spieligen Einzelanlagen schaffen, sondern sich hier 
bescheiden, um ein allen Bewohnern, insbesondere 
den minderbemittelten, leicht erreichbares, gut 

durchdachtes zusammenhängendes System ent­
wickeln zu können. Wichtig ist ferner, daß die 
Grünflächen auch wirklich benußt werden können. 
Also keine verschlossenen Parks und kunstvolle 
Teppichbeete nur zum Ansehen, sondern Rasen 
mit „gewöhnlichen" Blumen zum Lagern, Wasser 
zum Baden, Pläße für Spiel und Sport, Kleingärten 
für Obst- und Gemüsezucht, schattige Spazier­
wege, Uferwege, die nicht gesperrt sind. Grund- 
säßliche Trennung der Grünflächen von den Ver­
kehrsstraßen ist selbstverständliche Vorausseßung, 
wenn sie ihrem Zwecke gerecht werden sollen.
Wir unterscheiden natürliche und künstliche Grün­
flächen, wobei wir unter die natürlichen Grün­
flächen auch solche rechnen, die einstmals künstlich, 
aber nicht im Sinne der Grünflächenplanung, 
angelegt wurden. (Alte Parkanlagen, alte Fried­
höfe, Festungswälle.)
NatürlicheGrünflächen sind in unseren ausgebaufen 
Städten häufig nur spärlich vorhanden. Es zählen 
dorthin Wiesen, Wälder, Bach- und Flußfäler, Seen, 
Naturschußgebiete, alte Parkanlagen und Alleen, 
einzelne Baumgruppen, alte, nicht mehr benußte 
Friedhöfe, Festungswälle und -gräben, bewachsene 
Exerzierpläße.
Zu den künstlichen Grünflächen gehören: Spiel-, 
Lager-, Bade- und Sporfpläße, Eisbahnen, Fried­
höfe (auch Waldfriedhöfe und Urnenhaine), zu­
sammenhängende Kleingärten (Schrebergärten), 
Baumschulen, Spazierwege, Wanderwege, Radfahr­
wege.
Die natürlichen Grünflächen sind das Rückgrat 
des gesamten Grünflächensystems. Sie sind sein 
wichtigster und gleichzeitig am leichtesten zu ver­
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wirklichender Teil. Wir werden die natürlichen 
Grünflächen, wo sie uns im Stadtgebiet noch ver­
blieben sind, daher mit aller Sorgfalt schonen 
und pflegen, um sie zu erhalten. Wir werden 
sie vor der Bebauung und besonders dem Verkehr 
bewahren müssen. Grünflächen und Verkehr 
passen nicht zueinander, weil Ruhe und Lärm 
Gegensäße sind. Deshalb ist eine Grünflächen­
planung auch für kleine Städte notwendig. In 
früheren Zeiten konnten ihre Bewohner auf den 
ruhigen Hauptstraßen hinaus vors Tor zur Fest­
wiese und in den Wald wandern. Heute sind 
diese Straßen völlig vom Verkehr, besonders dem 
Durchgangsverkehr, für den noch viele Umgehungs­
straßen notwendig sind, in Anspruch genommen. 
Es müssen neue, abseits der Verkehrsstraßen 
hinausführende Grünwege geschaffen werden. Eine 
alte Stadtumwallung sollte auch in Zukunft nur an 
den wenigen alten Stadttoren von Verkehrsstraßen 
gekreuzt werden. Weitere Verkehrsstraßen werden 
sich fast stets so führen lassen, daß sie erst außer­
halb der alten Wallanlage, die einen herrlichen 
Grünflächenring bildet, von den anderen Straßen 
abgehen. An der Kreuzung der Ausfallstraßen 
mit diesem Grünflächenring läßt sich häufig im 
Wallgraben unter der Straße hindurch eine durch­
gehende Grünverbindung schaffen, die durch den 
Verkehr wenig beeinträchtigt wird.
Wie schwer der Kampf gegen den Verkehr um 
die Erhaltung einer Grünfläche ist, zeigt das Bei­
spiel des Tiergartens in Berlin. Und wie leicht­
fertig man den Verkehr in Grünflächen eindringen 
läßt, ohne daß die Notwendigkeit hierzu gegeben 
ist, beweist Paris in seinem berühmten Bois de 
Boulogne. Das Bois war ein herrlicher, groß 
angelegter künstlicher Stadt- und Volkspark, die 
Lunge von Paris, auch heute noch vom großen 
Durchgangs-Verkehr frei. Aber man ließ die Fuß-, 
Radfahr- und Reitwege verkümmern und baute 
die schönen Waldstraßen ausnahmslos zu asphaltier­
ten Autostraßen um. Hier kann sich jeßt die 
Autowelt mit Motorgeknatter und Benzingestank 
in ziellosen Rundfahrten austoben. Einige ruhige 
Autobahnen scheinen von Fahrschulen gepachtet 
zu sein, die hier ihren Schülern die neue Kunst 
beibringen. Muß das alles grad in Bois sein? 
Gibt es nicht andere Straßen hierzu, solange noch 
ein Teil der Pariser Beine zum Laufen besißt?
Unsere alten Stadtwälder müssen wir auf jede Weise 
schonen. Die schlimmsten Feinde außer dem 
ungeregelten Verkehr sind die Grundwasser­
senkungen und die giftigen Gase. Grundwasser­
senkungen treten überall dort ein, wo Menschen 
sich in Städten ansiedeln. Teils werden sie ab­
sichtlich herbeigeführf, teils sind sie Folgeerschei­

nungen der „Drainage" des Stadtunfergrundes 
durch Verlegen der vielen Rohrleitungen. In Berlin 
ist der Grundwasserspiegel in 20 Jahren 1,50 m 
gesunken. Wie stark giftige Industriegase Wälder 
zerstören können, beweist der sterbende Guido- 
wald bei Hindenburg, der solchen Gasen ausge- 
seßf ist, die nach seinem gänzlichen Verschwinden 
die Stadt selbst treffen werden, wenn es nicht 
gelingt, Abhilfe zu schaffen. Der Guidowald war 
ein reiner Kiefernwald, besaß also keine rauch­
harten Bäume, die den giftigen Industrieabgasen 
auf die Dauer hätten gewachsen sein können. 
Da der Mensch der Natur nicht half, hat sie sich 
in geringem Maße selbst geholfen, wie der auf­
merksame Beobachter feststellen kann. In den 
am stärksten gelichteten Waldfeilen haben sich 
wild, also nicht planmäßig geforstet, rauchharte 
Birken fesfgeseßt. Sie weisen auf die Abhilfe, 
auf eine Aufforstung mit Birken. Auch andere 
Bäume wie Buchen, Ulmen, Ebereschen, Weiß­
tannen und Blaufichten würden geeignet sein. 
Die nachhaltigste Hilfe muß das Übel an der 
Wurzel fassen. Es müßten durch Rauchverbren- 
nungs- und Filteranlagen in allen Schloten die 
schädlichen Bestandteile der Abgase nieder­
geschlagen werden. Eine Schwierigkeit besteht 
durch die unmittelbare Nähe jeßt polnischer In­
dustrien, die solche Betriebserschwernisse kaum 
durchführen werden. Der Völkerbund hat noch 
keine „Grünflächenpolitik" getrieben.
Bach- und Flußtäler sind erst dann vollwertige 
Teile eines Grünflächensystems, wenn die Ufer­
wege begehbar sind, wenn also in den Teilen 
des Wasserlaufs, der zum Grünflächensystem ge­
hört, keine Industrieanlagen oder andere Bauten 
(wie z. B. der Bauhof der Odersfrombauverwal- 
tung in Oppeln) den Zugang zum Ufer sperren. 
Die Verunreinigung der Wasserläufe durch In­
dustrieabwässer sollte auch im Interesse der Grün- 
lächenpolitik nach Möglichkeit eingeschränkt 
werden. Nur in den dringendsten Fällen sollte 
man Wasserläufe zuschütten oder verrohren. 
Denn das Wasser ist das belebende Element der 
Grünflächen und damit der Städte selbst. Fluß- 
oder Seenstädfe würden ihren anziehenden Reiz 
ohne die Wasserflächen nicht besißen.
Wenn eingangs gesagt wurde, man sollte alte 
Parkanlagen und Privatgärten den Bedürfnissen 
der Gegenwart öffnen und ihr Betreten nicht unter 
Verbot stellen, so ist das nicht so zu verstehen, 
als ob nun die hohe alte Parkmauer eingerissen 
werden müsse. Wie reizvoll sind gerade solche 
Mauern mit den sie überragenden mächtigen 
Kronen der alten Bäume! Ein besonderes Ge­
schick gehört dazu, diese Anlagen in ihrer Eigen-
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art zu erhalten und sie den neuen Anforderungen 
dienen zu lassen. Auch hier liegt der Kernpunkt 
darin, eine solche Park- oder Gartenanlage nicht 
ihr Einzeldasein weiter hinschlummern zu lassen, 
sondern sie mit den einfachsten Mitteln — es ge­
nügen vielleicht wenige stille Fußwege — in das 
Grünflächensystem einzubinden. Auf diesen 
Wegen werden die Menschen kommen, die in 
dem alten Park Ruhe und Erholung suchen, und 
die den Schaf) zu würdigen wissen, den eine 
andere Zeit uns hinterließ. Kunstvoll geschnittene 
Hecken, kostbare Teppichbeete werden hier 
nicht wieder entstehen. Sie gehören einer Ver­
gangenheit an, die mit großem Aufwand für 
einige wenige Reiche solche Anlagen schuf, 
die in ihrer Exzentrizität für das einfache Volk, 
für das wir heute Grünflächenpolitik treiben, un­
verständlich sind. Die einfachsten Mittel sind 
heute die zweckdienlichsten. Neue künstliche 
Gartenschöpfungen sind nicht nur finanziell un­
tragbar, sondern auch grundsäßlich verfehlt, wenn 
mit den einfachen Elementen von Kleingarten, 
Wiese, Fußweg, Bach, Sportplaß Besseres erreicht 
werden kann. Darauf muß immer wieder denen 
gegenüber hingewiesen werden, die Grünflächen­
politik für einen kostspieligen Luxus halten. Es 
gibt wohl wenige Anlagen, die bei geringen 
Anlagekosten so große bleibende Werte schaffen 
wie Grünflächenanlagen und unter ihnen insbe­
sondere der Kleingarten. Wir sollten auf ihn 
mehr Mittel als auf den Bau von Sanatorien und 
Gefängnissen verwenden! Der Kleingarten in 
Reihenentwicklung beiderseits eines schmalen Fuß­
weges ist die wichtigste, weil mit dem geringsten 

Aufwand zum größten Erfolg führende, künstliche 
Grünfläche. Hier wird die Grünfläche unmittelbar 
zu höchster wirtschaftlicher Kraft, die unmeßbare 
ideelle Werfe in sich schließt.
Die künstlichen Grünflächen müssen wir so in die 
natürlichen Grünflächen einbetten, daß das als 
notwendig erkannte, alle Stadtviertel durchziehende 
zusammenhängende System geschaffen wird. Bei­
spiele mannigfacher Art zeigen die beigegebenen 
Grünflächenpläne,die in derSfädtebauabteilung der 
Wohnungsfürsorgegesellschaft für Oberschlesien 
entworfen wurden. Es werden absichtlich Pläne 
von Mittel- und Kleinstädten gezeigt, um die Not­
wendigkeit und die Art der Grünflächenplanung 
bei ihnen darzutun, gerade weil man bei solchen 
Städten vielfach der Ansicht begegnet: „Das haben 
wir nicht nötig!"
Wichtig ist aber auch hier eine planmäßige Grün­
flächenentwicklung, wie sich häufig bei der Fest­
legung von Kleingartengebieten zeigte. Es können 
viele Fälle genannt werden, in denen Kleingarten­
kolonien planlos entstanden, die, auf unsicherem 
Pachtrecht fußend, in späteren Jahren, als sie in 
schönster Vollendung standen, durch die fort­
fehreitende Bebauung vernichtet wurden. Wenn 
Kleingartenkolonien nicht planmäßig in ein Grün­
flächensystem einbezogen und nicht rechtlich als 
Dauergrün festgelegt werden, besteht immer die 
Gefahr, daß sie eines Tages dem Verkehr oder 
der Bebauung zum Opfer fallen müssen. Man soll 
daher erstden Städtebauer einen systematischen Plan 
entwerfen und dann den Landmesser parzellieren 
und den Gartenarchitekten Zäune setzen lassen. 
Der Grünflächenplan von Patsch kau zeigt die 
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von einer alten Wallanlage ringförmig umgebene 
Altstadt. Die Wallanlage mit Stadtmauern und 
Stadtmauertürmen ist noch fast völlig in ihrer ur­
sprünglichen Gestalt erhalten, was Patschkau den 
Namen „Das Oberschlesische Rothenburg" einge­
tragen hat. Nördlich der Stadt fließt die Neiße. Ihr 
Flufjtal und die alte Stadtumwallung bilden natür­
liche Grünflächen, von denen aus die übrigen 
Flächen entwickelt werden müssen. Es ist in dem 
Plan erkennbar, wie der Grünflächenring um die 
Altstadt durch Grünsfreifenverbindungen plan­
mäßig Zusammenhang mit der Flußniederung und 
einem von Süden hinzustoßenden Bachtal ge­
funden hat. Wohngebiete der Zukunft liegen 
nördlich der Stadt zwischen der Neißeniederung 
und den Bahnanlagen und südöstlich der Alt­
stadt. Beide Wohngebiete sind durch zusammen­
hängende Grünstreifenverbindungen an die 
Neißeniederung und die alte Stadtumwallung an­
geschlossen. Organisch fügen sich Friedhöfe, Klein­
gärten und Sportpläße in das Grünflächensysfem 
ein. Typisch ist die Führung eines Fußweges 
zwischen Kleingärten in dem nördlichen Wohn­
gebiet. Durch eine solche Grünsfreifenverbindung, 
für die nur ein 3 — 5 m breiter Fußweg erforder­
lich ist, wird in der einfachsten Weise im Zusam­
menwirken mit den beiderseits dieses Fußweges 
sich anschließenden Kleingärten ein Grünstreifen 
von einer außerordentlich schönen Wirkung ge­
schaffen, wie beispielsweise auch die Abbildungen 
auf Seite 191 zeigen, die einem solchen Grün­
streifen entnommen sind.
Die Stadt Rosenberg liegt auf einem allseitig 
von Bachtälern umflossenen Plateau, das in früherer 
Zeit auch befestigt war. Teile des alten Wall­
grabens sind, wenn auch in wenig erfreulichem 
Zustande, im Süden der Stadt erhalten.
In der Grünflächenplanung für Rosenberg bildet 
dieser alte Wallgraben eine wichtige Verbindung 
zwischen dem Park im Osten der Stadt und den 
Bachwiesen im Westen. Weitere Grünsfreifenver­
bindungen führen von dem Bachtal im Westen 
zum Stadfwald im Süden. Öffentliche Gebäude 

im Norden der Stadt stehen in Parkanlagen, die 
an die natürlichen Grünflächen durch Grünstreifen­
verbindungen angeschlossen sind. Auch hier 
werden die zukünftigen Wohngebiete in günstiger 
Weise und auf kurzen Wegen durch Grünstreifen 
zusammengeschlossen. Kleingärten und Sportpläße 
sind in zweckdienlicher Lage vorgesehen.
Rokiftniß wird eine Arbeifer-Siedlungsstadt des 
Oberschlesischen Indusfriebezirks werden. Die 
Lage von Rokitfniß ist dadurch ausgezeichnet, 
daß sich zwischen den Ort und den eigentlichen 
Industriebezirk eine breite Forstzone schiebt. Sie 
zu Schüßen und der Allgemeinheit zu erschließen, 
ist hier die wichtigste Aufgabe. Im Norden der 
Orfslage sind an den Rand dieser Wälder große 
Kranken- und Invalidenhäuser zwischen Wald, 
Bachtal und einer Baumschule eingebettet. Die 
bevorzugte Wohngegend wird im Nordwesfen 
von Rokiftniß liegen. Sie wird von einem Grün­
flächenring umgeben sein, der sich in reizvollem 
Wechsel aus Sportpläßen, Kleingärten und Grün­
flächenverbindungen zusammenseßt. überall ist 
auch hier Bedacht genommen, die vorhandenen 
Grünflächen durch Einschieben neuer Grünflächen 
zu einem geschlossenen System zu vereinigen. Selbst 
im Kern derOrtslage vereinigen sich mehrere Grün­
streifen, so daß man aus dem Mittelpunkt allseitig auf 
kurzen Wegen in die reizvollen Bachtäler, zur Bade­
anstalt, den Teichen und dem großen Forst kommt. 
Die Grünflächenpläne oberschlesischer Klein- und 
Mittelstädte müssen ständig unter aufmerksamer 
Beobachtung der Entwicklung der einzelnen Städte 
durchgeführt und, wenn notwendig, ergänzt werden. 
Es darf nicht nur beim Planen bleiben, sondern 
die Tat muß folgen.
Wenn diese Grünflächenpläne Wirklichkeit ge­
worden sind, werden sie die Wirkungen in weitem 
Maße ausüben, von denen im Eingang gesprochen 
wurde. Dann wird auch der verkümmerte Wander­
trieb, dies fehlende Hinausströmen der ober­
schlesischen Bevölkerung am Wochenende in die 
freie Natur der oberschlesischen Wälder und Berge 
stärker sein als jeßt. Dies ist das Ziel!
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DER KLEINGARTEN
IN DER LÄNDLICHEN UND VORSTÄDTISCHEN SIEDLUNG
Von LEBERECHT MIGGE, Architekt für Gartenbau 

Die moderne Siedlung ist längst nicht mehr eine 
reine Wohnfrage. Das Land um die Wohnung 
herum gehört heute mit dazu. Es fordert ebenso 
gebildet, technisch durchgebildet zu werden wie 
das Haus. Nach der Gestaltungs- und Betriebs­
lehre des Klein-Hauses ist jeßf die Frage nach 
der Gestaltung und Unterhaltung des dazu ge­
hörigen Gartens überall in Bewegung. In Be­
wegung sowohl auf der ländlichen als auch auf 
der städtischen Seite: 2 Millionen Kleingärten 
aller Art warfen auf ihre Gestalter.
Wenn wir nun fragen, was diese neue Klein­
garten-Bewegung hervorgerufen hat, so lautet die 
Antwort: die neue Klei n boden-Tech ni k. Denn 
Dringlichkeit der sozialen Forderung und Deut­
lichkeit des wirtschaftlichen Druckes, die beide 
Jahrzehnte lang bestanden, haben den Siedler­
garten in seiner heutigen Form nicht beschwören 
und festhalten können. Erst die Möglichkeit, auf 
zugleich relativ billige und insbesondere höchst 
effektvolle Weise den Kleingärten die neuen 
bodentechnischen Ergebnisse von Wissenschaft 
und Technik zugänglich zu machen — erst diese 
systematische Übertragung der modernen 
Großbodentechnik auf den Kleinboden hat 
den Siedlungsgarten zu dem sozial-hygienischen und 
wirtschaftspolitischen Faktor gemacht, der erheute ist.

Grund genug, uns hier heute einmal kurz über 
den Stand dieser Kleingarten-Arbeit und ihrer 
verschiedenen Formen zu unterhalten.

und Siedlung, Berlin-Worpswede

Da haben wir vorweg die sogenannte Wärme­
oder Schut;-Technik. Die moderne Wärme- 
wi rtschaft innerhalb der Bodenkultur unterscheidet 
Großschuß und Kleinschuf}. Jener dient der Ab­
haltung der großen Luftbewegungen und wird 
durch Schußpflanzungen und Baulichkeiten oder 
andere Schußanlagen bewirkt, er kann, großzügig 
durchgeführt, zu klimatischen Verbesserungen 
führen.
Der Kleinschuß dient dem inneren Schüße 
eines Vegetationsausschnittes oder des Gartens 
und wird durch Mauern, Hecken, Zäune und 
anderes mehr erreicht. Er wirkt gleichzeitig als 
Windschuß, Kälteabwehr (Nachttemperatur) und 
Sonnenfang. In seiner primitivsten Form ist er 
Erdarbeit, Bakterienarbeit als sogenanntes Mist­
beet. Der vollkommenste Schuß für Pflanzen ist 
Glas: es hindert Zugluft und steigert zugleich die 
Sonnenstrahlung. Seine Nußform im Garten ist 
das Früh- oder Dungbeet; das sogenannte Ge­
wächshaus bildet die Übergangsform zum Glas­
haus als südliche Inkarnation der vegetativen 
Vorstellung des Nordländers.
Sodann die Bewässerungstechnik. Die Erde, 
der Boden allein gibt Wachstum und damit Leben 
nur vorübergehend und ungewiß. Von Dauer 
und damit allein von Wert wird alles Dasein 
erst durch die sichere und reichliche Befruchtung 
des Bodens mit dem kostbaren Naß. Ohne reich­
liche, mechanische Bewässerung gibt es keine 
hohen und sicheren Ernten! — also auch keine
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gesteigerte und gesicherte Vegetation, also auch 
keine üppigen Gärten!
Die Gartenpflanze besteht zu 9O°/o aus Wasser. 
Ihr durchschnittlicher Bedarf beträgt jährlich rund 
50 Zentimeter Wasserhöhe. Da bei 70 bis 80 
Zentimeter Jahresniederschlag nur 20 bis 30 Zenti­
meter durchschnittlich in die Vegetationsmonate 
fällt, so braucht 1 Quadratmeter Gartenfläche in 
unserem Klima und besonders auf leichtem Boden 
durchschnittlich 20 Zentimeter Zusaßwasser oder 
200 Liter oder 20 Gießkannen, bei schwerem 
oder humosem Boden vielleicht etwas weniger. 
Da dieses Feuchtigkeitsminimum von rund 20 000 
Kannen für unseren normalen Garten von 1000 
Quadratmeter unter Umständen (Hitzeperioden) 
in wenigen Wochen gegeben werden muß — 
was aus technischen Gründen fast nie geschieht 
— ,• so ist grundsäßlich künstliche Beregnung 
anzustreben.
Soweit die Wasserverteilung. Die Wasserför­
derung (Pumpen und Kraftanlagen) hat bei uns 
ohnedies eine derartige Höhe erreicht, daß sie 
für die mechanische Bodenbewässerung selbst im 
größten Maßsfabe kein Problem mehr darstellt.
Besonders wichtig innerhalb der Kleinboden- 
Technik ist aber heute die D u ng wi rtschaft im 
Kleingarten. Unsere Städte produzieren mit zu­
nehmender Motorisierung immer weniger Tier- 
dung. Aber auch das platte Land leidet an aus­
gesprochenem Dungmangel. Wo da die not­
wendigen Nährstoffe für die millionenfachen Klein­
gärten hernehmen? Die Antwort lautet: aus den 
Abfällen der eigenen Siedlungswirtschaft. Es 
ist bekannt, daß sowohl die Hausabfälle (Müll, 
Asche, Küchenabfälle, Fäkalien usw.) als insbe­
sondere auch die Kleingarten - Abfälle neben 
einem mehr oder minder starken Mineralgehalt 
unerseßliche Humusstoffe bergen.
Was „Humus" ist, darüber wußten und wissen 
heute vielleicht die Chinesen mehr als wir. Kurz 
gesagt, ist Humus der.Träger der Bodenenergie. 
Er repräsentiert, wie alle Vegetation, lebenswichtige 
physikalische und chemische Prozesse, sowie 
bakteriologische Bewegungen. Humus ist lebendige 
Erde. Erde an sich ist tot, ist nichts, lebendige 
Erde ist alles. Schwerster „fetter" Boden kann 
völlig steril sein und Sand fruchtbar auf den 
Gehalt kommt es an. In diesem Sinne macht 
unsere Düngerwirtschaft in diesen Tagen die 
heftigste Krise seit Jahrtausenden durch, allerdings 
auch die aussichtsreichste.
Konzentrierten Humus nennen wir Kompost. Er 
stellt die an Inhalt reichste und am leichtesten 
verdauliche Pfanzennahrung dar. Die Umseßung 
der organischen Masse ist stets eine Gärung.

Um diese Gärung zu regeln, muß man erstens 
das Faulen und Verbrennen der Dungmasse aus­
schließen, zweitens für Schuß sorgen, um Wärme­
verluste zu vermeiden und gewisse Lebensbe­
dingungen der Bakterien zu steigern, so daß die 
Gärzeif gekürzt wird. Kompost ist also vergorener 
(aber nicht verrotteter oder gar verfaulter) Dung 
oder Abfallstoff. Ein Haupfvorteil dieses Ver­
fahrens liegt darin, daß er dungreiche Neben­
produkte verwertet, wie sie im Haus- und Garten­
betrieb reichlich abfallen.
Für die meisten dieser Stoffe ist die Kaltvergärung 
geboten, wie sie das Worpsweder Garten- 
dungsilo bewirkt. In diesem Apparat wird nach 
den bisherigen Erfahrungen der Nährstoffgehalt 
der meisten Dungstoffe rund doppelt so hoch 
ausgewertet als beim üblichen Mist- oder Kom­
posthaufen. Bei normaler Dungwirkung beträgt 
der Dungwert eines guten Kubikmeters Kompost 
10 Reichsmark; es werden also bei jedem 
Kubikmeter 4 — 5 Reichsmark an Dungwerten ge­
rettet. Die Anlagekosten stellen sich auf 180 
bis 200 Reichsmark je Doppelzelle von 3 4 
Kubikmeter Inhalt.
Eine einfache Zelle genügt für die Versorgung 
eines Kleingartens von 150 300 qm. Für einen 
Garten von 400 bis 500 Quadratmeter Fläche 
und mehr rechnet man eine Doppelzelle. In 
jeder Doppelzelle können, bei zwei- bis drei­
maligem Umsatz im Jahre, etwa 100 Kubikmeter 
Dung in 10 Jahren gewonnen werden. Die An­
lagekosten belasten also den Kubikmeter Abfall­
kompost nur mit etwa 1,50 bis 2,50 Reichsmark 
(ein gleichwertiger Handelsdünger kostet das 
Vier- bis Fünffache). Am rationellsten werden 
drei oder mehr Zellen verwandt, um stets ent­
nehmen und füllen zu können. Drei Zellen und 
mehr versorgen einen Garten von 1000 Quadrat­
meter aufwärts.
Neben der reinen Nährstofferhaltung (wobei der 
Akfionswert des Dungstoffes, d. h. sein Reichtum 
an chemischen und bakteriellen Vorgängen, heute 
kaum schon abgeschäßf werden kann), ist die 
Sauberkeit und bequeme Handhabung zu be­
achten, die besonders in den engräumigen Gärten 
in hygienischer Hinsicht obwaltet. Das freie 
Lagern von Kompost und Abfallstoffen muß in 
Zukunft vollständig aus unseren Gärten ver­
schwinden. Hier vereint sich die hygienische und 
ästhetische mit der ethischen Forderung, die die 
Rückgabe aller aus dem Boden gewonnenen 
Abfallstoffe wieder hin zum Boden fordert.
Diese Forderung gilt auch für die Abfallwirf- 
wirtschaff der Städte, die neuerdings daran 
gehen, ihre riesigen Abfallmengen in Dunghäusern 
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und Komposfsilos zu kompostieren und das meist 
hochwertige Dungprodukt den Stadtgärten in 
irgendeiner Form wieder zuzuführen.
Wichtig für diesen ganzen Düngerbereitungs- und 
Verwertungsprozeß ist die Einschaltung eines 
mechanischen Torfsfreuklosetfs (Metroclo), das 
den hervorragendsten Dungstoff der menschlichen 
Siedlungswirtschaft, die Fäkalien, oft zusammen 
mit Asche und Müll in technisch und hygienisch 
hochwertiger Form bindet und konserviert. Die 
organische Fortbildung des Metroclo geschieht 
im Metrosilo, der außer Fäkalien den Feinmüll 
und die Asche der Hauswirtschaft aufnehmen kann. 
Im ganzen ist die moderne Kompostwirtschaff 
dabei, alt verankerte, wenn auch reichlich ver- 
rosteteGepflogenheiten und Anschauungen unserer 
Düngerwissenschaft und -praxis über den Haufen 
zu werfen. Darüber hinaus eröffnet sie ganz 
neue Möglichkeiten der Siedlung.
Die Synthese: Metroclo, Dungsilo in Verbindung 
etwa mit Untergrundberieselung (für die Ab­
wässer), umschreibt ein neues System der länd­
lichen Abfallwirtschaft, das trockene, das dem 
feuchten Kanalsystem technisch bald gleichwertig 
werden dürfte. Volkswirtschaftlich — und darauf 
kommt es uns heute in erster Linie an — ist es 
ihm jetzt schon überlegen.
Es erübrigt noch ein Wort über moderne Klein­
boden-Geräte. Wir sahen, welch mächtigen 
Förderer für unsere Kleingärtenwärme Humus 
und Wasser darsfellen. Wie Wärmesteigerung 
im Grunde Nafurbeobachtung und Anpassung 
bedeutet, wie Humus eigentlich den Träger des 
Kreislaufs aller, also auch der Pflanzensubsfanz, 
darstellt; wie Wasser und Wasserfechnik an Stadt­
leben und Stadtwirtschaft gebunden ist.
Alles dieses nun schließt die Bodenbearbeitung, 
die Gegenstand der Gerätetechnik ist, in sich ein. 
Die Primitivität der Bodenarbeit der Alten ist 
längst wissenschaftlicher Exaktheit gewichen, die 
ihrerseits auf klarer Erkenntnis der Bodenvorgänge 
aufbaut.
Eine grundsäßliche Forderung der modernen 
Gerätetechnik ist neben Arbeitsersparnis vor allem 
leichte Handhabung: so sehr richtige und per­
sönliche Gartenarbeit eine Grundlage der zu­
künftigen Gartentechnik sein wird, so sicher muß 
sie leicht und interessant — also geistig sein.
Heute hebelt der menschliche Arm nicht mehr 
krafträuberisch die Hacke, die den sommerlich 

garen Mutterboden umwirft und (seine Spannungen 
und Bindungen) zerreißt, sondern er zieht Hack­
messer verschiedenster Form kraftsparend durch 
den Boden hindurch, seine Krume in der Ebene 
lockernd.

*

Zum Schluß möchte ich noch dem üblichen Ein­
wand begegnen, daß diese Erneuerung unseres 
Kleingartens durch den Ausbau der Technik dem 
Siedler die notwendige Muße raube und über­
haupt den Genuß seines Gartens. Das Gegenteil 
ist der Fall: wenn wir heute den Kleingarten- 
Boden in hundert- oder gar tausendfachen Ein­
heiten zusammengefaßt, mit Maschinen fräsen, 
anstatt ihn mühselig umzugraben, so sichern wir 
dem Siedler von vornherein bessere Kulturmög­
lichkeiten. Wenn wir eine Regenanlage einschalten 
und Kaffee trinken, anstatt mit der ganzen Familie 
bis zur Erschöpfung Wasser zu schleppen, so kann 
doch nur von einer Erleichterung der Garten­
arbeit gesprochen werden. Vollends, wenn wir 
so einen modernen lustig bunt gestrichenen 
„Dungschrank" in unserem Garten aufstellen, der 
uns nicht nur den häßlichen Anblick, sondern 
auch die Fliegen des obligaten Komposthaufens 
vom Halse schafft und dazu noch automatisch 
besten Dung liefert, so wollen wir uns das doch 
wohl gern gefallen lassen.
Deshalb ist es auch ein Irrtum derjenigen Kritiker, 
die heute alles das besser wissen wollen, was sie 
vor Jahren — nämlich als es Zeit und gefährlich 
war — zu studieren und zu erproben versäumt 
haben, wenn sie sagen: die neue Kleingarten- 
Technik ist nur dort brauchbar, wo wir höheren 
Ertrag haben wollen, also im reinen Nußgarten. 
Nein, denn dieselben Naturgeseße, die der 
Pflanzenzüchter dem Wachstum einer Lilie dienstbar 
macht, er braucht sie just so für die Kultur eines 
Erbsenstrauches. Ob unser Garten als Wohn­
oder Nußgarfen eingerichtet ist — in den meisten 
Fällen wird der Siedlergarten ja eine Synthese 
beider Möglichkeiten darstellen—, die neue Klein­
gartentechnik kommt beiden Gartenzwecken zu­
gute.

Anm. der Schriftleitung: Die praktischen Einzelheiten der 
in obigem Aufsah besprochenen Gartentechnik findet 
der Leser in unserer Beilage „Siedlungswirtschaff", die 
von dem Verfasser des Aufsaijes herausgegeben wird, 
fortlaufend erörtert. Wir empfehlen unseren Lesern diese 
Beilage zur besonderen Beachtung.

189



VOM SIEDLUNGSGARTEN UND SEINER ANLAGE
Von Gartenarchitekt HERMANN KAMP, Oppeln-Proskau

Jeder Familie ein eigener Garten, der ihr die nötige 
Bewegungsfreiheit schafft, in dem sie sich wohl fühlt, 
das ist eine Forderung, die leider zu spät erkannt 
worden ist. Es gilt große Volksschichten, die im 
engen Häusermeer der Stadt kaum Licht und Luft 
genug finden zu kümmerlicher Unterhaltung ihres 
Lebens, nicht aber Raum, Fläche und Weite, die 
ein gesundes Geschlecht zu seiner Entwicklung 
braucht, bodenständig zu machen, sie wiederum 
mit der Natur zu verbinden. Um das zu erreichen, 
brauchen wir Grünflächen, brauchen wir Gärten. 
Früher war das anders. Früher gab es die vielen 
Gärten in den Städten, große, alte, schöne Gärten 
mit saftig grünen Bäumen, und heute? Die innere 
Wurzellosigkeit des Sfadfmenschen ist vielleicht in 
der Hauptsache damit zu erklären, daß wir so wenig 
Grün zwischen den Mauern, so wenig Gärten 
mehr haben und damit ein großes Stück Lebens­
freude einbüßten. Es muß darum immer wieder 
verlangt werden, schafft Grünflächen, schafft Gärten. 
Auch der kleinste Garten, in dem die Kinder 
spielen, sich tummeln und ausgelassen sein können, 
wo sie auf grünem Rasen zwischen Busch und 
Baum hinter grünen Hecken und vor blühenden 
Wänden nach Herzenslust turnen und springen 
können, ist eine Stätte des Lichts und der Gesund­
heit, ein Ersaß für Arzt und Apotheke, für Höhen­
sonne und Nervenheilanstalt. Ganz abgesehen 
davon, daß er eine Erweiterung des Wohnraumes 
darstellt, bietet er ein Gegengewicht gegen ein­
seitige körperliche oder geistige Berufsarbeit, reizt 
er zu produktiver Arbeit und zieht von unnüßen 
und schädlichen Ausgaben ab. Dadurch erhält 
der Garten auch eine privat- und volkswirtschaft­
liche Bedeutung. Der Staat und mit ihm seine 
maßgebenden Organe haben das alles erkannt, 
doch sind die von ihm bereifgestellten Mittel zur 
Erstellung von Haus und Garten noch zu gering. 
Es muß die Erkenntnis durchdringen, daß der 
Garten mindestens ebenso wichtig ist wie das 
Haus. Dann wird es dahin kommen, daß von 
seifen des Staates auch der Garten finanziert 
werden wird, um ihn wenigstens in seinen Grund­
zügen, seinem Gerippe erstellen zu können. Bis 
heute ist es doch noch so, daß dem Siedlungs­
lustigen, sobald er sein Haus unter Dach hat, das 
Geld für die Anlage seines Gartens nicht mehr 
ausreicht, er selber aber sich vor Bearbeitung des 
roh daliegenden Gartengeländes meist fürchtet. 
Abgesehen davon, weiß er vielfach auch nicht, 
wie er den Garten am zweckmäßigsten aufteilen 
und bearbeiten soll.

Sehr oft bleibt das Gartengelände lange unbe­
arbeitet liegen, und wo nicht, kann man beobachten, 
daß Siedlungsnachbarn ungewollt, weil sie es eben 
kaum besser wissen, keine Rücksicht aufeinander 
nehmen. Zumeist ist in solch kleinen Gärtchen 
ein Wald von Obsfbaumhochstämmen gepflanzt, 
die dann nie zu einer vollen Entwicklung gelangen 
können, da es ihnen an Raum mangelt, und die 
somit das Gesamtbild der Siedlung vollständig 
zerstören. Beides sollte in Zukunft nicht mehr 
vorkommen. Geht der Siedler an die Anlage 
seines Gartens heran und will er Freude an ihm 
haben, so hat er sich vorher einen bis ins kleinste 
ausgearbeitefen Plan aufzustellen, damit ihm dop­
pelte Arbeit und unnüße Geldausgaben erspart 
bleiben. Immer aber ist es ratsam, sich fach­
männisch beraten zu lassen, nicht nur hinsichtlich 
der Gesamtanlage, sondern auch hinsichtlich der 
zu wählenden Baumsorten und sonstigen Pflanzen. 
In Oberschlesien stellt die Wohnungsfürsorge­
gesellschaft in Oppeln den von ihr betreuten 
Siedlern und Siedlungsgenossenschaften die Hilfe 
ihrer Gartenbauabteilung zur Verfügung zur Pla­
nung und Durchführung von zusammenhängenden 
Gartenanlagen und Einzelgärten.
Das erste für den Gartenbesitzer wird sein, daß 
er seinen Garten einfriedigt. Die Einfriedigung 
besteht zumeist aus Draht, Holz oder Jäger­
zäunen.
Leßtere sind zur Hebung des ländlichen Charakters 
geeigneter. Ein Drahtzaun gibt den ganzen Garten 
dem Sfraßenpassanten und Nachbarn frei, wodurch 
das Wohnen und Heimischsein im Garten dem 
Siedler verleidet wird. Wird Drahfzaun dennoch 
gewählt, so ist es zweckmäßig, ihn zu beranken. 
Lebende Hecken sind am schönsten, jedoch leider 
noch wenig gebräuchlich.
Bei der Planierung des Gartens ist darauf zu 
achten, daß er ein leichtes Gefälle nach einer Seite 
hat, damit bei starken Regengüssen das nicht ver­
sickerte Wasser leicht abfließen kann. In schmalen 
Gärten von etwa 10 m Breite ist es gut, den Weg 
am Schattenzaun entlang zu führen. Um einen 
jederzeit, trockenen Weg zu erhalten, muß man 
ihn bei der Anlage etwa 10—15 cm tief ausheben 
und mit Grobschlacke oder Bauschutt 7—12 cm 
auffüllen und festwalzen. Zur Abdeckung dieser 
Unterlagen bringt man darauf noch 2 cm Räum­
asche oder Kies. Saubere Wegekanten werden 
durch seitwärts hochgestellte Ziegelkanten erreicht. 
Die Ziegelkante dürfte jedoch nur wenig zu 
sehen sein.
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Die restliche Gartenfläche wird dann gut rigolt 
und Blumen- und Gemüsebeete abgesteckt. Da­
nach werden Obstpyramiden, Spalierbäumchen, 
Beerensträucher, Hecken und Stauden gepflanzt. 
Obstbau in der Form des Zwergobstes wird bei 
fortschreitender Entwickelung und wachsender Ver­
trautheit der Siedler mit der Gartenpflege noch 
mehr Aufnahme und Verbreitung finden. Große 
Baumformen kommen für kleine Gärten überhaupt 
nicht in Frage. Zuleßt werden die Rasenflächen 
sauber eingesät. Der Kompostplaß sollte nie fehlen 
und ist an schattiger Stelle zu errichten. In der 
Nähe des Sißplaßes oder der Laube ist für die 
Kleinsten ein Sandkasten von großem Wert und 
sollte darum nie vergessen werden. An trockenen 
Tagen ist abends zu gießen, man sorge deshalb 
auch für eine Wasserzapfstelle im Garten. Wenn 
alles bestens bedacht und ausgeführt wird, werden 
wir auch Freude an unserem Garten haben. Der 
Trieb und die Neigung zur Gartenkultur sind 
schnell erwacht. Ein jeder freut sich, mehr erzielt 
zu haben als sein Nachbar. Der Ehrgeiz ist ge­
weckt, und mit vielem Fleiß und wachsendem 
Interesse und Verständnis wird der Garten unter­
halten und gepflegt.
Der Siedlungsgarten bildet gewöhnlich ein Mittel­
ding zwischen Ziergarten und Nußgarten. Und 

das mit gutem Recht, denn ein reiner Ziergarten 
ist für den Siedler zu kostspielig, während ein 
reiner Nußgarten das Schmuck- und Erholungs­
bedürfnis der Siedlerfamilie nicht genügend be­
friedigt. Je nachdem, ob der Gartenbesitzer mehr 
zum Nutzgarten oder Ziergarten neigt, wird die 
Anlage des Gartens verschieden ausfallen müssen. 
In jedem Falle aber wird die Obstkultur im Garten 
eine wichtige Stelle einnehmen. Ist doch bei 
richtiger Sortenwahl gerade die Obstzucht für den 
Siedler eine besonders ertragreiche Arbeit. Gerade 
bei der Obstzucht aber werden im Übereifer 
immer wieder Fehler gemacht, die zu Mißerfolgen 
für den Siedler führen. Es ist schon oben gesagt 
worden, daß der Siedlungsgarten im allgemeinen 
viel zu klein ist, um Obstbaumhochstämme zu 
ziehen. Man muß sich schon mit Pyramiden oder 
Halbstämmen begnügen. Außerdem aber muß 
man auch die dem Boden und dem Landesklima 
entsprechenden Obstsorten wählen. Deshalb seien 
im folgenden diejenigen Obstsorten genannt, die 
sich nach langen Versuchen und Erfahrungen für 
schlesische, insbesondere oberschlesische Verhält­
nisse als besonders geeignet erwiesen haben. 
Beerenobst ist dabei nicht aufgeführt, da dieses 
im allgemeinen in jedem Garten auf Durchschnitts­
boden in den meisten Sorten gedeiht.

Die im Text gezeigten Abbildungen sind Beispiele von oberschlesischen Haus- und Siedlungsgärten, die von der 
Wohnungsfürsorgegesellschaft angelegt wurden.

HAUSGARTEN !N 
SCZEPANOWITZ
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ZUM ANBAU IN OBERSCHLESIEN GEEIGNETE OBSTSORTEN.

Name Reifezeit Verwertung Baumform Bemerkungen

Äpfel.
Weifjer Klarapfel EndeJuli — August Tafel- und Wirt­

schaftsfrucht
Für alle Formen Gedeiht in allen Lagen, in 

trockenem Sandboden blei­
ben Früchte klein

Gelber Edelapfel Ende Oktober — Wirtschafts- und Pyramide, Halb- Für alle Lagen, in zu trockenem
Februar Tafelfrucht und Hochstamm Boden fallenFrüchte leichtab

Jakob Lebel Oktober— Dezbr. Wirtschafts- und 
Tafelfrucht

Halb-, Hochstamm 
und Pyramide

Für alle Lagen, anspruchsloser 
guter Träger

Adersieber Calvi!! November — April Tafelfrucht Für alle Formen, 
bes. Pyramide

Nur für besseren Boden

Cox' Orangenrenette November — April Tafelfrucht I.Ranges Für alle Formen Nur für bessere Böden und 
Lagen

Schöner v. Boskoop Dezember — Mai lafel- und Wirt­
schaftsfrucht

Bi rnen.

Für alle Formen Für bessere feuchte Böden, 
geschützte Lagen

Claps Liebling Ende August, Anf. 
September

Tafel- und Wirt­
schaffsfrucht

Alle Formen Gesunder kräftiger Wuchs

Williams Christbirne September Tafel- und Wirt­
schaftsfrucht

Alle Formen Trägt früh, reich und regel­
mäßig. Zum Einmachen ganz 
besonders geeignet

Köstliche von Charnen Oktober — Novbr. Tafel- und Wirt­
schaftsfrucht

Besonders für Hoch-, 
Halbstamm und 
Pyramide

Gesund und anspruchslos. Er­
satz für die anfällige gute 
Luise

Bosc's Flaschenbirne Oktober — Novbr. Tafel- und Wirt­
schaftsfrucht

Hoch-, Halbstamm 
und Busch

Anspruchslos, regelmäßig tra­
gend

Clairgeaus Butterbirne Mitte November 
— Mitte Dezbr.

Tafel- und Wirt­
schaffsfrucht

Nur für Pyramide Trägt sehr gut und regel­
mäßig

Präsident Drouard Dezbr. — Januar Tafelfrucht Für Hoch- u. Halb­
stamm nicht ge­
eignet

Verlangt geschüßte Lage und 
nicht zu feuchten Boden

Gräfin von Paris Novbr. —Januar Tafelfruchf Alle Formen Nur für wärmere Lagen und 
nicht zu nassen Boden

Birnen sind widerstandsfähiger gegen Rauchschäden als Äpfel und darum für das engere Industrie­
gebiet zu bevorzugen.
Die nachfolgend empfohlenen Sfeinobstsorfen sind für alle Zwecke, für alle Lagen und Böden, soweit 
diese für Steinobst überhaupt in Frage kommen, gleich gut geeignet.

Name Reifezeit Verwertung Bemerkungen

Koburger Maiherzkirsche

Hedelfinger Riesenkirsche

Große Prinzessinkirsche
Große schwarze Knorpelkirsche
Büftner’s späte rote Knorpel­

kirsche
Königin Hortensie

Königliche Amareile

Ostheimer Weichsel

Große lange Lofkirsche 
(Schatten moreile)

Süfj
1. Kirschenwoche An­

fang Juni
3. -4. Kirschenwoche

4. Kirschenwoche
5. Kirschenwoche
5. Kirschenwoche

4. Kirschenwoche

Saue
3. 4. Kirschenwoche

4. Kirschenwoche

5. 6. Kirschenwoche

kirschen.
Bedeutende Markt­

frucht
Markt- und Einlege­

frucht
Bedeut. Marktfrucht
Für alle Zwecke
Für alle Zwecke gut

Zum Einlegen u. Roh­
genuß (halbsauer) 

rkirschen.
Einlegefrucht, auch f.d.

Rohgenuß geeignet
Wirtschaffsfruchf

Wirtschaftsfrucht

Frucht tiefschwarz glänzend

Anspruchslos, gesunder Wuchs, Frucht 
sehr groß, schwarzbraun

Frucht hellrot, sehr groß und hart
Plaßen bei Regen leicht auf
Der Baum ist gesund, die Blüte un­

empfindlich. Für rauhere Lagen
Früchte sehr wohlschmeckend, aber 

empfindlich

Für alle Lagen mit nicht zu leichtem 
Boden. Farbe hellrot, reichtragend

Anspruchslos an Lage und Boden. 
Bekannte Preßkirsche

Besonders als Buschbaum, leidet in 
geschlossenen Lagen und bei zu 
enger Pflanzung sehr unter der 
Moniliakrankheit
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Name Reifezeit Verwertung Bemerkungen

Ontariopflaume

Königin Viktoria

Große grüne Reineclaude
Kirkes Pflaume

Hauszwetsche

Mirabelle von Nancy

Pfl
August

Anfang September

Anfang September
Anfang bis Mitte Sep­

tember
Anfang Oktober

Ende August

aumen.
Tafel- und Wirtschaffs­

frucht
Marktfrucht, besonders 

zum Rohgenuß
Markt- u. Tafelfrucht
Große blaue Tafel- 

u. Wirtschaftsfrucht
Markt- u. Wirtschafls- 

frucht
Gelbe Tafel- und Wirt­

schaftsfrucht

Große gelbgrüne Frucht

Trägt früh und regelmäßig. Die gelb- 
rote Frucht ist nicht gut versandfähig

Für bessere feuchte Böden
Nicht sehr anspruchsvoll an Lage und 

Boden
Verlangt etwas feuchten Boden. In 

rauhen Lagen frostempfindlich
Nicht sehr anspruchsvoll, besonders 

für Konservenzwecke

DAUERGARTEN FÜR DIE PROVINZ OBERSCHLESIEN
Von Regierungsdirektor Dr. DELHAES, Oppeln

„Rückkehr zur Natur" war das Zauberwort, mit 
dem im 18. Jahrhundert die gefesselten Geister 
befreit werden sollten. In unserer Zeit steht die 
gleiche Forderung mit noch viel umfassenderem 
Inhalt in Geltung, denn die geforderte Verbun­
denheit mit der Natur soll nicht nur eine geistige, 
sie soll gleichzeitig auch eine wirtschaftliche sein. 
Industrie- und Großstadt-Enfwicklung haben die 
größere Hälfte unseres Volkes in Beschäftigungs- 
und Lebensverhälfnisse hineingedrängf, in denen 
die unmittelbare Verbindung der Menschen mit 
der Natur zu seinem schweren Schaden verloren 
gegangen ist. Wenn auch die umfassendste Ver­
bindung der menschlichen Existenz mit der Natur, 
das bäuerliche und Landarbeiter-Dasein, nur für 
den kleineren Teil der Bevölkerung noch in Frage 
kommen kann, soll für den Kopf- und Handarbeiter 
wenigstens ein Teil seines Lebens wieder mit der 
Natur verknüpft werden durch das Eigenheim mit 
Garten; wo diese glücklichste Verbindung nicht 
möglich ist, durch die Mietwohnung in Flachbauten 
mit einem bei dem Haus gelegenen Garfenstück 
und, wo die alte gartenlose Mietwohnung von der 
Familie weiter bewohnt werden muß, wenigstens 
durch einen nicht zu fern gelegenen Pacht- oder 
Eigentums-Garten an anderer Stelle. Welch glück­
liche Rolle hat auch dieser „Garten vor dem Tore" 
in vergangenen Jahrzehnten gespielt! Und wenn 
dieser vom Haus getrennt liegende Garten durch 
die Art der Bebauung unserer Städte in der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts fast restlos vernichtet 
worden ist und vielleicht auch viele Familien 
diese Entwicklung zunächst nicht als Verlust emp­
fanden, so ist doch nach und nach in stets stei­
gendem Umfang, besonders aber in der Kriegs- 
und Nachkriegszeit in hunderttausenden Familien, 
nicht nur aus rein wirtschaftlichen Gründen, die 

Anpachtung eines Kleingartens zur unentbehrlichen 
Quelle von Gesundheit und Lebenszufriedenheit 
geworden. Auch nachdem die Nöte der Lebens­
mittelbeschaffung geschwunden sind, ist von den 
Kleingärtnern an ihren Gärten zäh festgehalfen 
worden und nur ein verhältnismäßig kleiner Rück­
gang zu verzeichnen. Erhebliche Verluste sind 
aber durch die fortschreitende Bebauung ent­
standen, die die Kleingärten immer wieder weiter 
hinaus drängte und einem Teil von ihnen den 
weiteren Mut nahm, Arbeit und Geld in einen 
solchen mit unsicherstem Besiß oft ausgestalteten 
Kleingarten hineinzustecken. Es ist kein Zweifel, 
daß durch eine Besserung dieses Pachtrechfes mit 
kurzer Kündigung in eine Art Erbpacht oder gar 
Eigentums-Verhältnis, d. h. die Umwandlung des 
Schrebergartens früherer Art in einen Dauergarten, 
nicht nur den jeßf noch schaffenden Kleingärtnern 
die Erfüllung ihres überaus berechtigten Wunsches 
bringt, sondern der kulturelle Gewinn des Klein­
gartens einer sehr, sehr viel größeren Anzahl von 
Familien zugänglich gemacht werden wird. Nur 
die Form des Dauergartens vermag auch das 
äußere Bild der Kleingarfen-Kolonien so umzu­
gestalten, wie es vom heutigen Städtebau ver­
langt wird und verlangt werden muß. Es ist an­
zunehmen, daß eine solche Gestaltung, eine 
solche Verbindung des Schönheitssinnes mit der 
im Volke vorhandenen Liebe zur Arbeit in der 
Natur, den Dauergärtenkolonien verständnisvolle 
Freunde und Anhänger in stetig wachsendem 
Umfang zuführen wird.
Die Kleingartenbewegung in der Provinz Ober­
schlesien weist deutlich die Merkmale auf, die 
ihren jeßigen Stand im allgemeinen bezeichnen. 
In dem oberschlesischen Industrie-Revier, wo die 
massierte Kohlen- und Eisen-Industrie immer deuf-
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lieber eine große zusammenhängende Industrie­
stadt herausbildet, die jeßt noch aus den Stadt­
kreisen Beuthen, Gleiwiß, Hindenburg, dem Land­
kreis Beuthen-Tarnowiß und einem Teil des Kreises 
Gleiwiß besteht, sind zwar umfangreiche Klein­
garfen-Anlagen von vielen Hunderten von Klein­
gärten vorhanden, aber doch bei weitem nicht so 
viel, als notwendig wären, um allen den in Miets­
wohnungen lebenden Familien, die ihre Freizeit 
der Arbeit in einem Kleingarten widmen wollen, 
einen Garten-Anteilzuzuweisen. Wenigstens liegen 
so offenkundig die Verhältnisse in den Stadtkreisen 
Beuthen, Gleiwiß, Hindenburg. Dagegen sind in 
den engbebauten Industrie-Landgemeinden der 
Kreise Beuthen-Tarnowiß und Gleiwiß bisher keine 
nennenswerten Kleingarten-Anlagen bis auf die 
Kleingarten-Anlagen derGräflich v. Ballestrem'schen 
Verwaltung, Hohenlohe Werke in Rokiftniß. Irgend 
eine Landnot ist für diese bedauerliche Tatsache 
nicht die Ursache, denn die mit Häusern nicht 
bebauungsfähigen, vom Bergbau unbebauten 
Flächen fordern zur intensiven, gärtnerischen Nußung 
besonders heraus. Vielmehr haben mangelndes 
Verständnis der Bevölkerung wie mangelnde Füh­
rung und Organisation an der Tatsache wohl in 
gleicher Weise Anteil. Triff doch in den Land­
gemeinden insbesondere die Schicht der mittleren 
Beamten und Angestellten, die als die Kerntruppe 
der Kleingärtner anzusprechen sind, ganz erheblich 
gegenüber den Städten zurück.
In den Städten Ratibor und Oppeln haben bisher 
recht umfangreiche Kolonien das bisher aufgefretene 
Bedürfnis im allgemeinen gedeckt. Aber zum 
großen Teil werden sie von der fortschreitenden 
Bebauung bedroht und leiden alle unter der 
Unsicherheit des Besiß-Verhältnisses.
Im Stadtkreis Neisse ist den Kleingärtnern diese 
Unsicherheit ihrer Lage bisher noch nicht recht 
zum Bewußtsein gekommen. Aber auch hier wird 
die fortschreitende Bebauung bald die Wünsche 
auf Zuweisung von Dauergarfengelände lebendig 
machen.
In den Städten Kreuzburg, Leobschüß, Neustadt 
sind mehr oder weniger gut entwickelte und an­
gelegte Kleingartenkolonien, auch sie entbehren 
noch des dauerhaften Besiß-Rechtes.
Ebenso steht es mit den Kleingarfenkolonien in 
Konsfadf, Rosenberg, Gutfentag, Groß-Strehliß, 
Krappiß, Cosel, Grotfkau, Patschkau, Ottmachau, 
Ziegenhals, Katscher, Falkenberg und Zülz.
Die ungünstigen Folgen solcher Unsicherheit: Er­
lahmen der Schaffensfreude der Gärtner, unschöner 
äußerer Eindruck der Gesamfanlage (nicht der 
Einzelgärten), geringe Werbekraft für den Klein­
gartengedanken bei den noch nicht Gewonnenen
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machen sich an den genannten Orten bemerkbar. 
Die Behörden, die von der Kleingartenbewegung 
eine körperliche und seelische Kräftigung weiter 
Volksschichten erwarten, haben bei einem solchen 
wenig befriedigenden bisherigen Stand der Dinge 
doppelten Anlaß, mit allem Nachdruck eine als­
baldige durchgreifende Besserung herbeizuführen, 
weil es sich in Oberschlesien um heifj umstrittenes 
Grenzland handelt, das alle Gewichte in die Wag- 
schale werfen muß, um den Kampf endgültig zu­
gunsten des Deutschen Volkstums zu entscheiden. 
Die in der Provinz vorhandenen in 30 Ortsver­
einen organisierten 4000 Kleingärtner des Reichs­
verbandes sind für die Behörden die gegebenen 
Mitarbeiter. Sie umfassen erst fast die Hälfte aller 
auf Pachtland tätigen Kleingärtner.
Der Zeitpunkt für diese notwendige Behörden- 
arbeif ist in Oberschlesien günstig, weil die Arbeit 
der Bebauungs- und Flächenauffeilungs-Pläne erst 
seit nicht allzu langer Zeit in Flufj gekommen ist. 
Neuerdings ist auch der Landesplanungsverband 
gegründet worden, der das industrielle Ober­
schlesien für die zwischengemeindlichen Flächen­
aufteilungspläne zusammenfaßt. Da die Geschäfts­
führung des letzteren und ebenfalls die Bearbeitung 
der Flächenaufteilungspläne vieler Städte Ober­
schlesiens der Wohnungsfürsorgegesellschaft für 
Oberschlesien obliegen, kann der notwendige 
Anstoß für die Fortentwicklung des Kleingarfen­
wesens in Oberschlesien durch die Zusammen- 
arbeitvon Behörden, Reichsverbandund Wohnungs­
fürsorgegesellschaft mit dem erforderlichen Nach­
druck geschehen. Voraussetzung für den Erfolg 
dieses Anstoßes sind weiter: Genügende rechtliche 
Handhaben für die Überwindung der entgegen- 
stehenden Schwierigkeiten und genügende finan­
zielle Mittel für Neueinrichtung der Kolonien.
Namens der Kleingärtner und ihrer Freunde muß 
dankbar anerkannt werden, daß der Freistaat 
Preußen für die Schaffung der rechtlichen Hand­
haben alles m. E. Notwendige und für die Bereit­
stellung der Mittel Beachtenswertes getan hat.
Das Preußische Ausführungs-Geseß vom 18. 1. 1924 
und die beiden Ministerial-Erlasse vom 12. 9. 1924 
und 14. 7. 1925 bedeuten eine weitsichtige und 
weitherzige Fortentwicklung der Gedanken des 
Reichsheimstätten-Geseßes für die Kleingarfen­
kolonien. Das Reichsheimsfätten-Geseß hat den 
Begriff der Reichsheimstätfen geschaffen und ihn 
in seinen wesentlichen Richtungen rechtlich ent­
wickelt, aber es ist stehen geblieben bei der 
Wohnheimsfätfe in ihrer Vereinzelung. Das 
Preußische Ausführungs-Geseß hat darüber hinaus 
die Garfenheimsfätten neu geschaffen. Ferner 
hat es durch die Bestimmungen über die Ab­

grenzung von Heimstäften-Gebiefen, sowohl 
für Wohn- wie für Garten-Heimstätten, die wich­
tigste Forderung der Heimstäffenbewegung erfüllt: 
Die Beschaffung des Heimstättenlandes zu ange­
messenem Preis. Denn ich bin der Meinung, daß 
bei richtiger Handhabung dieser Bestimmungen 
die Landbeschaffungsfrage fafsächlich gelöst ist, 
soweit sie sich in vernünftigen Grenzen hält. Wie 
die beiden genannten Ministerialerlasse darlegen, 
können die Gartenheimstätfen-Gebiete nußbar 
gemacht werden auch für die Kleingärten, die 
zur Pacht vergeben werden, nicht nur für solche, 
die zu Eigentum als eigentliche Gartenheimstätten 
ausgegeben werden. Das ist so wichtig, weil 
wohl für die Mehrzahl der Kleingärtner zunächst 
die Pachtform noch die gegebene sein wird. Denn 
die Kleingärtner seßen sich zu einem erheblichen 
Teil aus kleinen und mittleren Beamten, aus An­
gestellten und aus gehobenen Industriearbeitern 
zusammen, die mehrere Male in ihrem Berufsleben 
ihren Wohnort wechseln. Auch die am Ort dauernd 
angesessenen Kleingärtner haben zum Teil noch 
überwiegend Pachtgärten. Sie werden sich zum 
Teil nun nach und nach in eigentliche Garten- 
heimstätter umwandeln wollen, die ihren Garten 
zu Eigentum erwerben. Aber auch diese werden 
es nur zum Teil können, weil diese Gärten in 
einheitlich gestalteten Kolonien liegen, die der 
Ausgeber oder Verpächter schwer in Eigentums- 
und Pacht-Gärten aufteilen kann, wenn er sich 
nicht der einstweilen unbedingt notwendigen ein­
heitlichen Leitung begeben will. Vor allem müssen 
aber die Gärten für die nicht dauernd am Ort 
Wohnenden beschafft werden, weil gerade sie in 
ihrem sie von der Scholle wegreißenden Berufs­
leben wieder mit einem Stück Heimat fest ver­
bunden werden sollen. Es kommt auch wirklich 
nicht darauf an, wie sich das Besißrecht nennt, ob 
Eigentum oder Pachtrecht. Die Hauptsache für 
jeden Pächter ist nur die, daß das von ihm ge­
pachtete Land dauernd der Kleingartenbestim­
mung erhalten bleibt und als Kleingarten-Dauer­
land juristisch festgelegt wird, denn damit ist für 
ihn die bisherige Unsicherheit verschwunden. Er 
weiß, daß er bei Innehaltung seiner Pachtbe­
dingungen seinen Garten behalten kann, solange 
er will, und im Falle der Aufgabe die auf ihn 
verwandten Kapitalien und auch zum Teil die auf- 
gewandte Arbeit erseßt bekommt. Es ist das 
große Verdienst des Preußischen Ausführungs-Ge- 
seßes, gerade das praktisch wichtigste Bedürfnis 
nach Dauer-Pacht-Gärten mit Hilfe der Bestim­
mungen über Heimstätten-Gebiete erkannt und 
befriedigt zu haben. Die Kleingartenordnung 
von 1919 hafte wohl die Möglichkeit der Zwangs­
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anpachtung auf gewisse Zeit gegeben, aber erst 
die Einordnung der Pachtgärtenkolonien in die 
Gartenheimstätten-Gebiete schafft dem Pächter 
Sicherheit in dem wirklich nötigen Umfang.
Durch den Ministerialerlafz vom 6. August 1927 
sind von dem Wohlfahrtsministerium auch Mittel 
zur Verfügung gestellt, um die notwendigen ge­
meinsamen Einrichtungen der Kleingartenkolonien: 
Tote und lebende Umzäumung, Wege-und Wasser­
leitungs-Anlage, Kinderspielplatz und die besonders 
wichtige Einheitlichkeit der Laubenformen zu 
finanzieren.
Mit den genannten Mitteln ist 1927 in der Pro­
vinz Oberschlesien die Aufgabe angefafzf worden, 
die bisherigen Schrebergärten in Dauergarten­
kolonien umzuwandeln. Durch schriftliche und 
mündliche Aufklärung über die notwendigen Mafj- 
nahmen wurde den städtischen Verwaltungen 
dringend nahe gelegt, den von den organisierten 
Kleingärtnern überall erhobenen Ruf auf Schaffung 
von Dauergärten zu beachten und in den in 
Arbeit befindlichen Flächenaufteilungsplänen im 
Zusammenhang der Grünflächen auch Dauer- 
Kleingärten-Kolonien vorzusehen. Es wurde darauf 
hingewiesen, wieviele Kleingärtner durch die fort­
schreitende Bebauung ohne Bereitstellung von 
Ersatzland schon verdrängt wären. Da das äufzere 
Bild der neuzuschaffenden Dauergartenanlagen 
ein ganz anderes sein würde als das der bis­
herigen Schrebergärten, würden die neuen An­
lagen der Stadt zur Zierde gereichen und für ihre 
Einwohnerschaft eine Quelle steter Freude be­
deuten, im mindesten den gleichen, wenn nicht 
gesteigerten Sinn wie die öffentliche Grünanlage. 
Dank der Möglichkeit, auf die finanzielle Unter­
stützung des Herrn Ministers hinweisen zu können, 
beschäftigen sich die Stadtbau- und Erweiterungs- 
Ämter, die Magistrate und Stadtverordneten und 
die Kleingärtner eingehend mit dem neuen Plan 
der Umformung. Es mufz erfreulicherweise fest­
gestellt werden, dalz bei diesen Stellen der Plan 
des Kleingartens in der neuen Form sich durch- 
gesetzf hat.
Von weitsichtigen Stadtverwaltungen wurde ins­
besondere verstanden, welche Möglichkeiten für 
eine erfolgreiche gesunde, städtische Bodenpolitik 
in den Bestimmungen des Preufzischen Ausfüh­
rungs-Gesetzes über die Wohn- und Garten- 
Heimstättengebiete gegeben sind. Der Erlafj ent­
sprechender Ortssatzungen wurde richtig als die 
nötige Vorstufe für die später kommenden Flucht­
linienpläne erkannt. Sie ermöglichen ohne das 
umständliche Verfahren des Fluchtlinien-Gesetzes 
für die Wohnpolitik schon jetzt Grundsätze durch­
zuführen, die in dem neuen Städtebaugesetz als 

die wichtigsten an den Anfang gestellt werden. 
Die Ausweisung von Wohn- und Garten-Heim­
stättengebieten mittels Ortssatzung kann schon 
jetjt den nötigen Raum für die Auflockerung der 
Städte schaffen und vor allem die für eine solche 
Entwicklung notwendige Gestaltung der Boden­
preise herbeiführen.
Die Beschlüsse sind im Werden, auf Grund deren 
das Garten-Heimstättenland bereitstehen wird, 
einerlei ob es der öffentlichen oder der privaten 
Hand gehört. Gefördert durch die Bestimmungen 
der Kleingarten-Pachtordnung und des Heim- 
stätten-Gesetjes wird sich im Wege der frei­
willigen Vereinbarung eine allmähliche Übereig­
nung der in die Heimstättengebiete einbezogenen 
privaten Gelände in die öffentliche Hand durch­
setzen.
Das so bereitgestellte Kleingartenland wird von 
den Gemeinden an die Organisationen der Klein­
gärtnervereine des Reichsverbandes zur Unter­
verpachtung unter der Bedingung verpachtet werden, 
dalz die mit der Stadt vereinbarte Garten-Ord­
nung von dem Unterpächter innegehalten wird, 
andernfalls ihm gekündigt werden mufz. Diese 
Garten-Ordnung wird Bestimmungen über Lauben­
bau, Kompostanlage, Wege- und Wasserleitungs- 
Unterhaltung, über die zulässige Gröfze der Obst­
bäume usw. enthalten. Die Stadt ihrerseits über­
nimmt die Bürgschaft für die Darlehen, die vom 
Kleingarten-Verein bei dem Herrn Minister be­
antragt werden. Mit diesen sollen die gemein­
samen Anlagen beschafft werden, die vom Stadt­
bauamt oder anderen sachverständigen Stellen 
entworfen sind. Der Regierungs-Präsident sorgt 
bei Weitergabe des Darlehnsgesuches, dalz der 
Erlafz der Gartenordnung und der von sach­
verständiger Hand entworfenen Pläne der Anlage 
als Voraussetzungen der Darlehnsgewährung erfüllt 
sind. Durch die Bindung der Kleingärtner an die 
von der Stadt genehmigten Pläne und die mit 
ihr vereinbarte Gartenordnung wird erreicht, dafz 
die Anlage einheitlich und schön gestaltet und so 
dauernd erhalten wird.
Manchenorts werden bestehende Anlagen nur 
ausgebaut werden. Aber in sehr vielen Fällen 
mufz in Oberschlesien für die alte Anlage an 
anderer Stelle der Stadt eine völlige Neuanlage 
durchgeführt werden, eine Tatsache, die sicher 
keine Erschwerung bedeutet. Die Umsiedlung der 
Kleingärten ist in Oberschlesien in so grofzem 
Umfang deshalb erforderlich, weil die neue Be­
bauung der Städte erfreulich weiträumig erfolgt. 
Besonders die Wohnungsfürsorge-Gesellschaft hält 
daran fest, dafz zu jeder Wohnung auch ein Stück 
Garten gehört. Sie schafft nicht nur Wohnungen, 
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sondern verbreitet so in der Form des Eigen­
heimes mit Garten oder des Miethauses mit an 
das Haus anstoßenden Gartenstücken die neue 
Wohnweise, die überall angestrebt werden 
muß, um den Menschen wieder mit der Natur 
zu verbinden. Aber die Wohnungsfürsorge selbst 
wie die Stadtbauämter sorgen auch dafür, daß 
troß dieser viel Raum erfordernden neuen Wohn­
weise auch die für die Familien der alten 
Miethäuser bestimmten Kleingartenflächen vor­
gesehen werden.
Wohnheimsfäffengebieie, öffentliche Grünanlagen, 
Wald und Wiesenstücke sollen sich mit den näher 
besprochenen Dauergärten-Kolonien zu den Grün­
flächen ergänzen, die künftig die oberschlesischen 
Städte durchziehen und umgeben werden. Daß 

die Dauergartengebiefe die ihnen zugedachte 
Aufgabe erfüllen, ist für Oberschlesien nunmehr 
im wesentlichen nur noch eine Frage der Mittel­
aufbringung für ihre Einrichtung. Gelingen so 
die Pläne, die zurzeit im Werden sind, dann 
wird der Wert der Dauergartenkolonien auch von 
der landlosen Industriebevölkerung in den Land­
gemeinden richtig erkannt werden, die ihn an­
scheinend bisher noch nicht genügend erfaßt hat. 
Die Ansiedlung von Bauern und Landarbeitern, 
die Begründung von Wohn- und Garten-Heim- 
sfätten-Gebieten, die Ausstattung auch der neuen 
Mietwohnungen mit Gärten am Hause sind ver­
schiedene Wege zum gleichen bedeutsamen Ziel: 
Verbindung desOberschlesiers mit seinem deutschen 
Heimatboden!

DIE RECHTLICHEN MITTEL DER ERRICHTUNG 
UND SICHERUNG VON HEINISTÄTTEN-GARTEN GEBIETEN
Von Oberregierungsrat OTTO ALBRECHT, Berlin-Marienfelde

1. Nach dem Preußischen Ausführungsgeseß vom 
18. Januar 1924 zum Reichsheimstäftengeseß vom 
10. Mai 1920 sind Heimstätten im Sinne dieses 
Geseßes auch „die nach § 30 Abs. 2 des Reichs- 
heimsfäftengeseßes von der obersten Landes­
behörde als Heimstätten zugelassenen Grund­
stücke". Das sind im vorliegenden Falle: „Grund­
stücke, die für nicht gewerbsmäßige gärtnerische 
Nußung (Kleingärten, Laubenland) bestimmt sind" 
(RHG. § 30 Abs. 2 leßfer Halbsaß).
In den Ausführungsbestimmungen vom 25. April 
1924 zum Ausführungsgeseß sagt nun der Volks­
wohlfahrtsminister, nachdem er vorweg sich über 
die Wohnheimstätfe geäußert: „Das Bedürfnis, 
Grundstücke, die zur nicht gewerbsmäßigen gärt­
nerischen Nußung bestimmt sind (Kleingärten, 
Laubenland), als Heimstätten auszugeben, kann 
regelmäßig als vorhanden angesehen werden, 
wo und solange es nicht möglich ist, jedem Heim- 
sfäffenbewerber eine Wohnheimstätte zu beschaffen, 
vornehmlich also in oder bei Großstädten."
In einem Ministerialerlaß vom 1 2. September 1924 
— II 8, Nr. 919 — sind dann die Begriffe „Heim- 
stätten-Gärten" und „Heimsfäffen-Gartengebiete" 
geprägt, und in der „Volkswohlfahrt" Nr. 12 vom 
15. Juni 1925 hat der Wohlfahrtsminisfer von ihm 
ausgearbeitete Muster zu Orfssaßungen und Po­
lizeiverordnungen für Reichsheimstäftengebiete, 
und zwar je ein solches für Wohnheimstättenge- 
biefe, Heimstäften-Gartengebiete und gemischte 
Heimstättengebiete (die gleichzeitig Wohnheim- 
sfätten und Heimstäften-Gärfen enthalten) bekannt 
gegeben.

Für Heimstätten-Gärten und Heimstäften-Garten- 
gebiefe gelten im allgemeinen dieselben Bestim­
mungen wie für die Wohnheimsfäften und Wohn- 
heimstätfengebiefe. Insbesondere sind für die 
nachfolgenden Erörterungen von Bedeutung die 
Bestimmungen über das Ausgeberrecht und solche 
über die Landbeschaffung. Der Ministerialerlaß 
vom 12. September 1924 schafft für die Ausweisung 
von Heimstätten-Gärten und Heimsfäffen-Garten- 
gebieten schließlich noch außerordentliche, weiter­
gehende Erleichterungen.
2. Im Reichsheimstäftengeseß vom 10. Mai 1920 
ist gesagt (§ 30): „Die oberste Landesbehörde . . . 
kann auch zulassen, daß in Fällen besonderen 
Bedürfnisses ausnahmsweise als Heimstätten Grund­
stücke ausgegeben werden, .... die für nicht 
gewerbsmäßige gärtnerische Nußung (Kleingärten, 
Laubenland) bestimmt sind." Die „besonderen 
Bedürfnisse" hat die preußische Landesbehörde, 
wie oben schon angegeben, umschrieben. Das 
„ausnahmsweise" im Reichsgeseß bezieht sich auf 
die Regel, daß Reichsheimsfäffen, die nicht als 
Wirtschaftsheimstätten im Sinne einer landwirt­
schaftlichen Familienwirtschaft (auch Ackernahrung 
genannt) in Frage kommen, als Wohnheimstätten 
im Sinne eines Einfamilienhauses mit Nußgarfen 
gebildet werden sollen. Es ist wahrscheinlich, 
daß bei Abfassung der Formel über Kleingärten 
und Laubenland die daran beteiligten Regierungs­
stellen und die Abgeordneten der Nationalver­
sammlung durchaus verschiedene Vorstellungen 
hatten. Jedenfalls ist der Auslegung durch Landes- 
geseß und Landesbehörden ein Spielraum gelassen, 
der es erlaubt, auch weitestgehenden Bedürfnissen 
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zu entsprechen, sofern behördlicherseits solche 
Bedürfnisse als vorhanden anerkannt werden. Die 
preußische Staatsregierung ist nun in dieser Hin­
sicht bisher am weitesten gegangen. Denn sie 
legt auch ihre oben zitierte Ausführungsbestimmung 
vom 25. April 1924 in ziemlich weitherziger Weise 
aus.
Man könnte, wenn man das Bedürfnis nach Heim- 
stätten-Gärfen nach der Zahl der sich in aller 
Form um eine Wohnheimstäffe Bewerbenden 
bemessen wollte, dieses als sehr gering be­
handeln. Aus dem Ministerialerlaß vom 12. Sep­
tember 1924 sowie aus der sonstigen Haltung 
des Wohlfahrtsminisfers zur Kleingartenfrage im 
allgemeinen geht aber hervor, daß in der preußi­
schen Sfaafsregierung das Bedürfnis nach Heim- 
stätfen-Gärten in einem so weifen Umfange aner­
kannt wird, wie überhaupt ein Verlangen 
nach Kleingärten auftritt.
Eine solche Einstellung ist m. E. die in den heu­
tigen Verhältnissen einzig vertretbare, sofern man 
nicht noch einen Schritt weifergehen will, indem 
man zugesfeht, daß der Hausgarten eine not­
wendige Erweiterung des Wohnraums für jede 
Familie darsfellt. Und daß demgemäß bebauungs­
planmäßig soviel Kleingarten-, also Ersaß-Haus- 
gartengelegenheit, geschaffen werden müßte, 
um alle hausgartenlosen Familienwohnungen da­
mit versorgen zu können, — notabene: wo und 
insoweit noch dafür passend gelegene Landflächen 
vorhanden sind.
3. Der preußische Minisferialerlaß vom 12. Sep­
tember 1924 steigt in die wichtigsten Tiefen der 
Kleingarten- bezw. der Ersaß - Hausgartenfrage 
hinein. Er sagt nämlich in seinem ersten Teil:

„Kleingärten haben gerade für die Bewohner 
der unerfreulichsten Wohnungen, die vorwiegend 
in der Innenstadt zu finden sein werden, nur 
dann Wert, wenn sie in erreichbarer Nähe des 
Stadtkerns gelegen sind. Das so gelegene 
Land wird aber meist von den Stadtverwaltungen 
und von den Eigentümern durchweg als Bau­
land, vielleicht sogar als hochwertiges Bauland, 
angesehen werden. Hält man daran fest, so 
wird sich in erreichbarer Nähe (sogenannter 
Kinderwagenentfernung) Land, das dauernd für 
Kleingärten festgelegt wird, überhaupt nicht 
finden lassen. Von diesem Grundsaß aus­
gehend, wird man nie zu einer gesunden 
Weiträumigkeit der Städte kommen. Es wird 
daher mit der Auffassung gebrochen 
werden müssen, daß alles Land, das un­
mittelbar an schon dicht bebautes Gelände 
grenze, nun auch auf alle Fälle bebaut 
werden müsse."

Anschließend fährt der Erlaß fort: „Um den Ge­
meinden ein Vorgehen in der angedeuteten 
Richtung zu erleichtern, kann das Ausführungs- 
geseß zum Reichsheimstäffengesetz — § 4 — an­
gewendet werden. Danach könnenOrtssaßungen 
erlassen werden, durch die größere oder kleinere 
Landflächen zu Heimstätten-Gartengebiefen erklärt 
werden. Die Folge einer solchen Erklärung zum 
Heimsfätfengebiet ist, daß Anlagen, die die Ver­
wendung des Gebietes für Heimstätten beein­
trächtigen würden, daselbst nicht errichtet werden 
dürfen. Wenn also ein Gebiet zum Heimstätten- 
Gartengebief erklärt ist, so bedeutet dieses, daß 
Baulichkeiten, die nicht dem Gartenbetriebe 
dienen, sondern ihm abträglich sind, dort nicht 
errichtet werden dürfen. Die näheren Vorschriften 
werden zweckmäßig im Wege der Polizeiver­
ordnung zu regeln sein."
Der Wohlfahrtsminister bleibt aber auch hierbei 
noch nicht stehen, weil er mit Recht annimmf, daß 
diejenigen Volkskreise, denen mit der neuen 
Einrichtung zu allererst gedient werden soll, zu­
meist nicht imstande sein werden, die erforder­
lichen Geldmittel für den Ankauf der Garten­
parzelle aufzubringen, wenigstens nicht sogleich 
und nicht auf einmal. Darum wird bestimmt: „Es 
ist nicht etwa nötig, daß alsbald alle dort liegenden 
Gärten zu Reichsheimstätfenrecht ausgegeben 
werden; — dies ist zwar das Ziel, aber seine 
Verwirklichung kann allmählich erfolgen." In der 
Übergangszeit, die sich notwendigen Falles bis 
auf 10 Jahre erstrecken läßt (§ 6 Abs. 7 des Pr. 
A.-G. zum R.-Hst.-G.), — weil, wenn mit Ablauf 
dieser Höchstfrist das Grundstück nicht eigentlichen 
Heimsfättenzwecken zugeführt ist, dem früheren 
Grundstückseigentümer ein Wiederkaufsrecht an 
dem Grundstücke zustehf —, kann das durch 
Ortssaßung als Heimstätten - Gartenland abge­
grenzte Gebiet, soweit und solange eine käufliche 
Übernahme der einzelnen Parzellen nicht erfolgt, 
anderweit verwendet werden. Und zwar würde 
regelmäßig eine Verwendung als Kleingarten­
pachtland im Sinne der Kleingarten-und Klein­
pachtlandordnung vom 31. Juli 1919 in Betracht 
kommen. „Damit ist aber", schließt der Erlaß, 
„das Gelände der Bebauung im wesentlichen ent­
zogen und der beabsichtigte Zweck vorerst er­
reicht."
4. Der Erlaß ist an die Regierungspräsidenten 
gerichtet, die ersucht wurden, im Einvernehmen 
mit den Stadtverwaltungen und unter Hinzuziehung 
der Leiter der dem Reichsverbande der Klein­
garfenvereine Deutschlands angehörenden Vereine 
der betreffenden Stadt, die Frage alsbald zu 
prüfen und über den Erfolg der Bemühungen 
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gegebenenfalls unter Vorlage von Plänen zu be­
richten. Die Berichte waren aber zunächst wenig 
befriedigend ausgefallen. Elf Monte später, unter 
dem 14. August 1925, folgte deshalb ein zweiter 
Erlafj, in dem eingangs gesagt wird, die Berichte 
liefen vielfach die angemessene Bewertung des 
Kleingartenwesens, insbesondere der alsbaldigen 
Auslegung von Dauer-Kleingartengebiefen, „vor­
nehmlich in der Form von Heimsfäften-Garfen- 
gebieten, als einer äußerst wichtigen und dring­
lichen kommunalen Aufgabe vermissen". Es wird 
deshalb jeßt noch einmal den Regierungspräsi­
denten diese Wichtigkeit und Dringlichkeit vor 
Augen geführt. Bei den in der leßten Zeit meist 
wieder erheblich gestiegenen Landpreisen und 
der zunehmenden Bautätigkeit bestehe die Ge­
fahr, daß in Kürze Kleingartenland in erreichbarer 
Nähe des Stadtkerns überhaupt nicht mehr vor­
handen sein werde, wenn nicht alsbald den 
Bedürfnissen der Kleingarfenbau treibenden Be­
völkerung dadurch Rechnung getragen wird, daß 
man möglichst viel von dem vorhandenen 
Kleingartenland dauernd für diesen Zweck 
sichert. Dieses lasse sich am leichtesten in der 
Form der Heimstäften-Gartengebiefe erreichen. 
Der Einwand, daß, selbst wenn die vorhandenen 
Flächen bebaut würden, weiterhin sich noch ge­
nügend Land beschaffen lasse, um die Wünsche 
der Kleingärtner zu befriedigen, sei nicht stich­
haltig. Denn gerade der Umstand, daß die Klein­
gärtner immer wieder von ihrer Scholle vertrieben 
werden, sei geeignet, das Kleingarfenwesen 
schwer zu schädigen und nicht zu Kraft und Blüte 
gelangen zu lassen. Am zweckmäßigsten werde 
man natürlich solche Landgebiete für Heimstätten- 
Gartengebiete in Aussicht nehmen, die bequem 
erreichbar liegen, und schon seit mehreren Jahren 
gut durchgearbeifefe Kleingartenanlagen darstellen, 
sowie weiterhin solche, die gut und straff ge­
leiteten alten Vereinen, die auch die „Kulturauf- 
gaben" (nach einem früheren Erlaß vom2. Juni 1 924) 
übernehmen können, überlassen sind.
Noch einmal umschreibt der Erlaß auch den Be­
griff des Heimstätfen-Gartens und der Heimstäften- 
Gartengebiefe, indem er hervorhebt, daß diese 
nicht verwechselt werden dürfen mit Wohnheim- 
stättengrundsfücken, bei denen gemäß § 4 Abs. 2 
des Reichsheimsfätfengeseßes die Eigenschaft als 
Heimstätte schon vor Errichtung des Wohngebäudes 
eingetragen wird. Denn auf den Grundstücken 
der Heimstäffen-Garfengebiete sollen, ihrem Ver­
wendungszwecke entsprechend, Dauerwohnge­
bäude überhaupt nicht errichtet werden, nurLauben 
u. dergl., dem Kleingarfenbau dienende Klein­
bauten. Ebenso wird in diesem zweiten Erlaß 

nachdrücklich unterstrichen, daß das ausgewiesene 
Land auch in Pachtparzellen abgegeben werden 
kann. „Pachtkleingärten bilden kein Hindernis für 
Heimstäffengärten, sie stellen lediglich eine andere 
Rechtsform des Kleingartens dar."
5. Die hochanerkennens- und dankenswerten, 
unablässigen Bemühungen des Preußischen Mi­
nisters für Volkswohlfahrt beginnen aber erst jeßt 
sichtbare praktische Erfolge zu zeitigen. Wie das 
Verständnis und die Geneigtheit zum Reichsheim- 
stäffenrecht ganz allgemein — sowohl bei den 
zuständigen nachgeordneten Behörden wie auch 
bei der daran zu ihrem eigenen Vorteil interes­
sierten Bevölkerung — nur langsam Eingang 
findet, so ist das im besonderen der Fall mit der 
von der preußischen Staatsregierung geschaffenen 
Rechtsgattung der Heimstäften-Gartengebiefe.
Zu Anfang war den Trägern der organisierten 
Kleingartenbewegung die gebotene Rechtsform 
nicht sehr willkommen. Man hatte sich vorher 
allzusfark in einen anderen Gedankengang hinein- 
gelebf, nämlich in den: die zu schaffenden Dauer- 
Kleingartengebiefesollfen unveräußerbares Grund­
eigentum der Gemeinden werden und bleiben, 
und die Abgabe der Gartenparzellen solle nur 
in einer Art bedingter Erbpacht erfolgen. Dieser 
Gedankengang stüßt sich vor allem auf den Um­
stand, daß große Bevölkerungsmassen, und zwar 
gerade derjenigen Kreise, die den erststelligen 
Anspruch auf Kleingartenland erheben dürfen, 
infolge wechselnder Erwerbsmöglichkeiten ihre 
Wohnung häufiger wechseln müssen und darum 
das Bedürfnis haben, auch ihren Garten ebenso 
leicht und schnell wechseln zu können. Allmählich 
hat man sich aber an den neuen Gedanken ge­
wöhnt. Wenn der ältere auch nicht preisgegeben 
worden ist, sondern heute beide Rechfsformen 
— wenigstens in den Großstädten — neben­
einander als wünschenswert bezeichnet werden, 
so ist das Bestreben nach Heimstäten-Garten- 
gebiefen doch bereits so stark, daß es gegenwärtig 
auch in den Großstädten im Vordergründe steht. 
Dieses wiederum hat bewirkt, daß in neuester Zeit 
auch die Regierungspräsidenten und die Stadt­
verwaltungen der Frage nähergetreten sind, und 
daß in mehreren preußischen Städten die mif den 
zuständigen gemeinnüßigen Kleingartenvereinen 
eingeleifefen Verhandlungen die ersten praktischen 
Erfolge versprechen.

II.
6. Wenn festgesfellt werden könnte, daß die 
Reichshaupfstadf zu denjenigen Städten gehört, 
die aus eigenem Entschluß als erste sich bereit­
gefunden haben, der Frage einer bebauungsplan­
mäßigen Ausweisung von Kleingartengebieten 
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näherzutrefen, so brauchte man das nicht als einen 
besonderen Ruhmestitel zu verbuchen. Denn die 
Stadt Berlin ist bekanntlich das größte Menschen­
ansammlungsbecken mit dem größten Massen­
wohnungselend. Der ältere Stadtkern, das Berlin 
vor 1920, konnte im Jahre 1905 auf je 100 be­
wohnte Wohnungen nur noch 1,3 Hausgärten auf­
weisen. Und seine damaligen Schwesterstädte 
waren in dieser Hinsicht nicht erheblich besser 
gestellt. Das heutige größere Berlin mit rund 
1 Million Familien bezw. Wohnungen mag auf je 
100 Wohnungen vielleicht mit 6 Hausgärfen dienen 
können. Das bedeutet aber, daß rund 940 000 
Wohnungen bezw. Familien hausgarfenlos 
sind und daß — streng genommen — in diesem 
Falle die städtebauliche und wohnungspolitische 
Aufgabe lautet: Es müssen für notwendige Wohn- 
raumerweiferung rund 940 000 Ersaß-Hausgärten 
sichergestellt, zum allergrößten Teil sogar neu ge­
schaffen werden.
Indessen ist die Gemeinde Berlin der Frage erst 
in allerjüngster Zeit, und erst dann nähergefrefen, 
nachdem der Oberpräsident für Berlin und Bran­
denburg auf Grund § 6 des preußischen Aus- 
führungsgeseßes zum Reichsheimstättengeseß eine 
dahinzielende Aufforderung erlassen hafte. Dieser 
Aufforderung wiederum war ein längerer, immer 
stärker werdender zäher Kampf eines Teiles der 
hausgartenlosen Familien voraufgegangen, der den 
Oberpräsidenten zu diesem Schritt gedrängt hat. 
7. Die Anfänge des Kampfes um die Wieder­
gewinnung des durch den Mietkasernenbau unter­
schlagenen Hausgartens liegen allerdings schon 
viel weiter zurück. Sie begannen gleich nach dem 
Aufkommen des Großmiethauses überhaupt. Nur 
waren die ersten vereinzelten Kämpfer, indem sie 
sich um eine Laubengartengelegenheit auf Bau­
gelände bemühten, sich dieser ihrer Mission noch 
nicht bewußt. Jahrzehntelang hat der unbewußt 
geführte Kampf sich in derselben Weise ab­
gespielt.
Wie die ersten kleinen Gruppen der Lauben­
kolonisten, so haben auch die späteren zahl­
reicheren und größeren Gruppen, als sie schon 
nach Tausenden zählten, sich fast ausschließlich 
aus solchen Großstadtbewohnern zusammengeseßt, 
deren Familienoberhäupter noch vom Lande und 
aus landwirtschaftlichen Verhältnissen hergekommen 
waren. Das sogenannte bessere Bürgertum hat 
bis zum Ausbruch des Weltkrieges für das arm­
selige „Gartenzigeunervolk", das sich mit seinen 
„Eierkistenlauben" von der nachrückenden Be­
bauung immer weiter hinausfreiben ließ, nur gering- 
schäßendes und mitleidiges Achselzucken und Nase­
rümpfen übrig gehabt. Erst die großen Nahrungs- 

mitfelnöte des Weltkrieges brachten den Um­
schwung, indem sie auch die stadtbürgerlichen 
Mittelschichten dem Kleingartenwesen zuführten und 
viele Stadfgeborene mit der Gartenscholle neu 
verknüpften, deren Segen für Leib und Seele 
diesen Menschen nun wieder allmählich zum Be­
wußtsein kam.
Die eigentlich städtebauliche und wohnungs­
politische Bedeutung ist bei den Massen der 
„Laubenkolonisten" und „Kleingärtner" jedoch erst 
nach dem Kriege zu erkennbarem Durchbruch ge­
kommen. Und von den verantwortlichen und 
berufenen Städtebauern, Wohnungs- und Bevöl­
kerungspolitikern muß ungefähr dasselbe gesagt 
werden.
8. Was die Laubenkolonisten, Schrebergärtner und 
verwandte Gartensiedler angeht, die heute mit 
dem Sammelnamen Kleingärtner bezeichnet werden, 
so sind zwei Tagungen von Bedeutung, die 1921 
in Berlin und in Bremen stattgefunden haben. 
Diese führten zur Gründung des inzwischen auf 
400 000 Mitglieder (Familien) angewachsenen 
Reichsverbandes der Kleingartenvereine Deutsch­
lands mit einem Programm, dessen erster Satz 
laufet: „Die Pflege und Förderung des Klein­
gartenwesens ist ein dringend notwendiger Bestand­
teil der staatlichen und gemeindlichen Wohnungs- 
und Siedlungspolitik sowie des öffentlichen Ge- 
sundheifs-, Erziehungs- und Ernährungswesens."
9. Während bei Kriegsausbruch im Bereiche des 
heutigen Berlin etwa 80- bis 90 000 Kleingärten 
vorhanden waren, betrug im Jahre 1923 die Zahl 
derer, die sich an den Ersaß-Hausgarten mit Leib 
und Seele klammerten, rund 160 000. Seit dem 
Jahre 1919 haben diese Gartensiedler sich häufig 
in großen öffentlichen Kundgebungen (Versamm­
lungen und Sfraßenaufzügen zu 50- bis 80 000) 
demonstrativ und mit stetig wachsender Teilnahme 
für die bebauungsplanmäßige Ausweisung von 
Kleingartengebieten eingeseßt. Außerdem hat sich 
in der Nachkriegszeit der Wunsch und das Ver­
langen nach Kleingartenbesiß fortlaufend weiteren 
Bevölkerungsschichten mitgeteilt.
Auf der anderen Seife aber sind seif 1923 von 
der nach wie vor nachrückenden Bebauung und 
gegen den regelmäßig sehr heftigen Widerspruch 
der betroffenen Garteninhaber von den 160 000 
Kleingärten 30000 bereits wieder vernichtetworden. 
Dieser mit Niederlagen der Abwehrenden ge­
endete Kampf ist insofern eine Großstadtfragik 
für sich, als die dabei Unterlegenen wieder in 
ihre lichfarmen und sonnenberaubten engen Miet­
räume, vielfach Mietlöcher, -höhlen und -spelunken 
hineingefrieben worden sind, aus deren Enge und 
Unbehagen sie sich mit ihren Angehörigen nur 
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dadurch auf kurze Fristen retten können, indem 
sie — die sogenannten Vergnügungs- und Unter­
haltungslokale aufsuchen, in welchen der Alkohol 
die Menschen vergiftet und zermürbt. . . .
10. Der immer mehr anschwellende Massenruf nach 
unzerstörbaren Dauer-Kleingartengebieten und die 
Aufforderung des Oberpräsidenten erst bestimmten 
dann schließlich den Berliner Magistrat, sich mit 
dieser Frage gründlicher zu beschäftigen. Ende 
1926 wurde endlich die städtische Deputation für 
Siedlungs- und Wohnungswesen mit der Angele­
genheit befaßt. Nach sehr schwierigen und lang­
wierigen Verhandlungen, die sich immer um die 
Bodenpreisfrage drehten, ist dann endlich ein 
erstes Ergebnis erzielt worden. Anfang September 
1927 berichteten die Berliner Tageszeitungen, der 
Magistrat habe einen Plan gufgeheißen, nach 
welchem durch Orfssaßung rund 42 ha Privatland und 
rund 519 ha fiskalisches Land als Heimstätfen- 
gärfen ausgewiesen werden sollen, während 
1477,9 ha städtisches Gelände vorgesehen sei, das 
einstweilen den Kleingärtnern in langfristiger Pacht 
zu sichern sei. Damit würden 90000 Kleingärtner 
Dauergelände erhalten. Die Gärten sollten auf 200 
und 300qmGröße geschnitten werden (während die 
heutigen Gärten zumeist doppelt so groß sind). 
Hinzugefügt wurde, das zur Verfügung zu stellende 
sfadteigene Land habe einen Buchwert von 21,7 
Millionen Reichsmark. Und hinsichtlich des Privat­
landes erfuhr man, daß von diesem aus dem 
Grunde so wenig erfaßt werden solle, weil die 
sogenannte Entschädigungs- und Schadenersaß- 
frage noch nicht geklärt sei. Den daran beteilig­
ten drei Privateigentümern wolle man Gelegenheit 
bieten, ihre vermeintlichen Schadenersaßansprüche 
erst einmal durchzufechten.
Mit der Gesamtausweisung selbst, die nach schließ­
licher Verabschiedung einer Vorlage in der Stadt­
verordnetenversammlung jedoch wieder reduziert 
worden ist, kann eine tatsächliche Vermehrung der 
Kleingärten allerdings kaum erfolgen. Denn es 
handelt sich zu etwa 95% um Land, das bereits 
von jenen Kleingärtnern, die zu den oben an­
gegebenen 130 000 gehören, beseßf ist.
Wenn nicht auch das sfadteigene Land nach Reichs- 
heimstäftenrecht ausgegeben werden soll, so hat 
das seine besondere Bewandtnis. Einmal möchte 
die Gemeinde sich für etwa später auffretende 
öffentliche Bedürfnisse anderer Art freie Hand be­
halfen. Zum anderen aber spielt auch der Umstand 
eine erhebliche Rolle, daß, je weniger gemeinde­
eigenes Land vorhanden ist, die Preise für Privat­
land um so mehr in die Höhe gehen, was eine 
bedenkliche Erschwerung der baulichen Entwicklung 
und der notwendigen Auflockerung des Stadtge­

biets zur Folge haben würde. Eine möglichst große 
gemeindliche Konkurrenz im Landangebot ist er­
fahrungsgemäß ja ein gutes Mittel, die Bodenpreise 
privater Spekulanten in annähernd erträglichen 
Grenzen zu halfen.

III.
11. Die Entschädigungs- und Schadenersaß- 
frage ist in den leßten Jahren hauptsächlich die 
Ursache gewesen, daß die Großstadtgemeinden 
dem Problem der Dauer-Kleingarfengebiete nicht 
nähergefreten sind. Klügelnde Juristen haben 
nämlich die Gemeindeverwaltungen dahin beraten, 
daß die Ausweisung von Kleingartengebieten auf 
dem dazu am besten geeigneten Lande finanz­
wirtschaftlich nicht tragbar sei. Denn durch die 
hierbei sich einstellende „Herabwerfung hochwer­
tigen Baulandes" mache sich die Gemeinde den 
davon betroffenen Bodeneigentümern gegenüber 
entschädigungs- und schadenersaßpflichfig. Und 
zwar meint man damit jenen Schaden, der den 
privaten Eigentümern entsteht, weil sie dann nicht 
jene Spekulationsgewinne erreichen, auf die 
sie ihre Berechnung eingestellt hatten. Denn 
etwaige andere Schäden, für die aufzukommen ist 
(z. B. wenn Land bereits als Bauland versteuert 
wurde, die Rückzahlung geleisteter Steuern), 
machen ja keine nennenswerten Summen aus. 
Was ist zu solcher Besorgnis zu sagen? Daß sie 
der Begründung entbehrt! Und warum? Weil 
es einen Artikel 153 der Reichsverfassung und 
einen § 28 des Reichsheimstätfengeseßes und in 
Verbindung damit die Verordnung zur Behebung 
der dringendsten Wohnungsnot gibt. Artikel 153 
sagt klar und bestimmt:

(Absaß 1.) „Das Eigentum wird von der Ver­
fassung gewährleistet. Sein Inhalt und seine 
Schranken ergeben sich aus den Geseßen."

Hiernach kann also auch dem Bodeneigentum 
eine Nußung sbeschränkung auferlegt werden, 
und zwar sowohl durch Reichs- als auch durch 
Landesgeseße. Was nun etwa das Reichsheim- 
sfättengeseß nicht schon ausspricht, das spricht in 
unserm Falle das Preußische Ausführungsgeseß zu 
diesem Reichsgeseß aus: „Durch Orfssaßung der 
Gemeinde können Heimsfäftengebiete abgegrenzf 
werden." Die Folge solcher Abgrenzung ist, so­
weit Heimstättengartengebiete in Betracht kom­
men, notwendigerweise eineNußungsbeschränkung 
auf Gartennußung und damit die Einstellung des 
Kaufwerfes solchen Landes auf den kapitalisierten 
kleingärfnerischen Ertragswert. Indessen ist damit die 
Entschädigungsfrage für Land, das schon als Bau­
land galt, noch nicht beantwortet. Diese Antwort 
erteilt grundlegend Absatz 2 des Artikels 1 53, indem 
dieser Absaß auf die Enteignungsfrage eingeht:
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(Abs. 2, Sab 1 und 2.) „Eine Enteignung kann 
nur zum Wohle der Allgemeinheit und auf 
gesetzlicher Grundlage vorgenommen werden. 
Sie erfolgt gegen angemessene Entschädi­
gung, soweit nicht ein Reichsgeseb etwas 
anderes bestimmt."

Das heibt nicht mehr und nicht weniger, als: durch 
Reichsgeseb kann sogar eine Nichtentschädigung 
bestimmt werden, was in unserm Falle allerdings 
auber Betracht bleibt. Denn § 28 Absab 2 des 
Reichsheimstättengesebes erklärt:

„Die Enteignung hat gegen angemessene Ent­
schädigung zu erfolgen."

Derselbe Paragraph erläutert zugleich, auf welche 
Weise die Angemessenheit zu ermitteln ist. 
Denn er fährt fort:

„Eine durch Rückgang der Bautätigkeit, Ände­
rung von Bebauungsplänen, Erschwerung 
oder Verteuerung der Verkehrsmittel oder ähn­
liche Umstände verursachte Wertvermin­
derung ist bei der Festsebung der Ent­
schädigung zu berücksichtigen."

Wenn durch Ortssabung Heimstättengartengebiete 
abgegrenzt werden, erfolgt fast jedesmal eine 
„Änderung des Bebauungsplans". Im Berliner 
Falle wird der Bauklasse I, deren Grundstücks­
fläche zu neun Zehntel unbebaut bleiben mub, 
eine Bauklasse „Null" hinzugefügt, deren Grund­
stücksflächen zu zehn Zehntel unbebaut zu 
bleiben haben. Lagen die Flächen in einer 
früheren Hochbauzone, so ist ihr früherer Wert 
herabgemindert, was „bei Festsetzung der Ent­
schädigung zu berücksichtigen ist". Also: Die 
Entschädigung ist nach dem neuen, dem klein­
gärtnerischen Nubungswert zu bestimmen. Dieser 
Nubungs- oder Erfragswert wird wiederum nach 
den Bestimmungen des Reichs-Kleingartengesebes 
(„Kleingarten- und Kleinpachflandordnung") vom 
31. Juli 1919 ermittelt und ist durch die untere 
Verwaltungsbehörde schon festgesebt. Er stimmt 
entweder mit dem landwirtschaftlichen Ertragswert 
überein oder geht über diesen um 20 bis etwa 
50 Prozent hinaus*).

*) Es sei hier noch auf eine Reichsgerichfsentscheidung vom 
11. März 1927 — VI 346/1926 — verwiesen, die in der 
lebten Zeit wiederholt Gegenstand von Erörterungen ge­
wesen ist (abgedruckt: Jahrbuch der Bodenreform 1928, 
Erstes Heft S. 52). Dazu die Ausführungen von Geh. 
Oberreg.-Rat Dr. Pauly (Ebenda, S. 63). Desgleichen 
meine Ausführungen in der Zeitschrift „Die Gemeinde" 
(J. H. W. Dieb Nachf., Berlin) 1928 S. 84. Folgende Be­
merkung aus einem Aufsab von Bürgermeister Bieicken- 
Cuxhaven („Die Gartenstadt", Dezemberheft 1927) sei 
auch hier wiedergegeben:

„Jede Beschränkung in der Ausnubung des Bodeneigen­
tums durch Bebauungspläne oder Bauordnungen bedeutet 
Teilenfeignungen. Sie kann sehr weit gehen. Aber bis-

Damit haben wir eine m. E. völlig klare und un­
anfechtbare Grundlage. Ein Zweifel könnte etwa 
noch entstehen, ob Enteignungen für Heimstätten- 
gartengebiefe unter den Begriff „zum Wohle der 
Allgemeinheit" fallen. Da das Reichsheimstätten- 
geseb vom 10. Mai 1920 gewissermaben noch 
unter dem frischen Eindrücke der Verhandlungen 
über den Artikel 153 der Reichsverfassung zu­
stande gekommen ist, darf man ohne weiteres an­
nehmen, dab die Nationalversammlung solche 
Zweifel nicht hatte. Dies sollte m. E. auch nach­
trägliche Zweifel zerflaftern lassen.
12. Und nun ein lebtes über die Rechtspflege 
in Streitfällen. Das Reichsheimstättengeseb sagt 
im § 28 Abs. 1 :

„Zur Begründung und zur Vergröberung von 
Heimstätten können geeignete Grundstücke unter 
den Voraussebungen und in dem Verfahren 
enteignet werden, die für die Enteignung von 
Siedlungsland und von Bauland für Wohnungen 
gelten."

Danach gelten auch für eine Enteignung von 
Heimstättengartenland dieselben Verfahrensvor­
schriften, die bei der Enteignung von Wohn­
stättenbauland anzuwenden sind. Das sind aber 
diejenigen in der „Verordnung zur Behebung der 
dringendsten Wohnungsnot". Der Bezirkswohnungs­
kommissar hat es in der Hand, formlos zu ent­
eignen. über die nach dem kleingärtnerischen 
Ertragswert festzusebende Entschädigung ent­
scheidet nach etwaiger Anrufung endgültig die 
zuständige Berufungsbehörde.
Da ein Reichsgeseb bisher nichts anderes bestimmt, 
ist gegen die auf dem Verwaltungswege fest- 
gesebte Entschädigung allerdings noch der Rechts­
weg bei den ordentlichen Gerichten offen. 
Die ordentlichen Gerichte könnten in solchen 
Fällen die Angemessenheit der im Enteignungs­
wege festgesebten Entschädigung nachprüfen. Doch 
ist kaum anzunehmen, daß bei dieser Prüfung ein 
anderes Ergebnis herauskommen kann, als schon 
auf dem Verwaltungswege festgestellt wurde. 
Grundlegend mub immer der bodenwirtschaffliche 
bezw. landbauliche Ertragswert bleiben.

¥ ¥

Nachdem jebt die ersten Wege beschritten werden, 
Heimstättengartengebieteabzugrenzen, ist zu hoffen, 

her ist es noch nirgends Rechtens gewesen, dafz dafür 
grundsätzlich und immer eine Entschädigung zu zahlen 
sei. Die öffentlichen Gewalten können, wenn ihre Be­
lange es fordern, Bauzonen, für die ein Bebauungsplan 
zunächst eine weitergehende Ausnutzung zugelassen hat, 
nachträglich herabzonen und damit die Ausnutzungs- 
rnöglichkeiten vermindern, ohne Rücksicht auf schon vor­
genommene Kapitalisierungen und ohneEntschädigungen 
zahlen zu müssen.“
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daß die Gemeinden künftig ihre bisherige Zurück­
haltung aufgeben werden.
Der Garten ist eine so wertvolle Wohnraumer­
weiterung, daß sein Abhandensein durch gar nichts 
erseßf werden kann. Wo er fehlt, leiden Körper 
und Seele Schaden an ihrer Gesundheit. Die ganze 
Volkskultur wird davon beeinflußt, ob und wie 

unsere Städte die Hausgartenfrage lösen. Sie sollten, 
wo den hausgarfenlosen Wohnungen echte Haus­
gärten nichtmehrhinzugefügt werden können,Sorge 
tragen, daß dieser Mangel nachträglich behoben 
wird durch ausreichende Abgrenzung von Dauer­
kleingarfengebieten, die im Freistaat Preußen am 
besten nach Reichsheimstättenrechtbeschafftwerden.

GESETZE UND VERORDNUNGEN
i.
4

II.
4

III. REICHSHEIMSTÄTTEN
Mit Rücksicht auf die mehrfache Behandlung der Frage 
der Heimstättengartengebiete im Hauptteil dieses Heftes 
veröffentlichen wir im folgenden den

Erlaß vom 28. Mai 1925, betr. Muster zu 
Ortssatzungen nebst Polizeiverordnungen 
für Reichsheimstättengebiete
II. 3. 578.

In den Anlagen übersende ich 3 Muster zu Ortssaßungen 
nebst Polizeiverordnungen für Reichsheimstättengebiefe, 
und zwar

Muster I für Wohnheimstättengebiete,
Muster II für Heimstätfengartengebiete und
Muster III für gemischte Heimstättengebiete (die gleich­
zeitig Wohnheimstätfen und Heimstättengärten enthalten.) 

Die Muster sind selbstverständlich nicht bindend, können 
aber denjenigen Stellen, die wiederholt deshalb vorstellig 
geworden sind, als Anhalt dienen. Die Bekanntgabe der 
Muster durch die Amtsblätter wird sich daher empfehlen.

I. V.: S ch e i d t.
An die Herren Regierungspräsidenten usw.

*
Muster Izu Ortssatzungen nebst Polizeiverordnung 
für Reichsheimstättengebiete.
Muster I für Wohnheimstättengebiete.
A. Ortssatzung.
Gemäß § 4 des Preußischen Ausführungsgeseßes zum 
Reichsheimstätfengeseß vom 18. Januar 1924 (Geseßsamml. 
S. 49 ff.) wird nach Anhörung der Landeskulturbehörde 
nachstehende Ortssaßung erlassen.
Artikel 1.
Das Gelände (folgt Beschreibung) wird zum Wohnheim­
stättengebiet erklärt. Soweit die Grenzen nicht auf Grund 
von Fluchtlinienplänen festgestellt oder sonst genau be­
stimmt sind, ist im Zweifel die anliegende katasferamtliche 
Karte maßgebend.
Artikel 2.
In diesem Gebiete dürfen bauliche oder sonstige Anlagen, 
die der Schaffung der Heimstätten abträglich sind, nicht 
errichtet werden. Die näheren Vorschriften werden durch 
Polizeiverordnung geregelt.
Artikel 3.
Anlagen, die mit den Vorschriften des § 2 nicht in Wider­
spruch stehen, dürfen in dem Gebiet errichtet werden, 
und zwar entweder, indem gleichzeitig das Reichsheim­

stättenrecht für sie beantragt wird, oder ohne solche Be­
dingung. Ersterenfalls ist das Vorhandensein eines Aus­
gebers (Ziffer V der Preußischen Ausführungsbesfimmungen 
vom 25. April 1924) zwecks Übernahme der Ausgeberschaft 
erforderlich.
Artikel 4.
Die unter Reichsheimstättenrecht auszugebenden Wohn­
heimstätten sollen einschließlich Garten grundsäßlich nicht 
weniger als (300) und nicht mehr als (500) qm umfassen. 
Artikel 5.
In Fällen besonderen Bedürfnisses, namentlich für Wohn­
heimstätfen mit zweiter Wohnung (Ziffer II Ausführungs­
bestimmungen), können bei geeigneten Verhältnissen auf 
Antrag größere Flächen von der Gemeinde im Einver­
nehmen mit dem Ausgeber zugelassen werden. Solche 
Heimstätten können auf Antrag von dem Anschluß an die 
Wasserleitung und Sielanlagen befreit werden, wenn sie 
selbst entsprechende, dafür ausreichende Anlagen besißen. 
über den Antrag entscheidet unbeschadet der Vorschrift 
des § 9 Absaß 2 des Preußischen Ausführungsgeseßes die 
zuständige Gemeindebehörde.
Artikel 6.
Das Heimstättengebiet führt die Bezeichnung „Reichswohn­
heimstättengebiet (Grüne Heimat)".
Artikel 7.
Diese Ortssaßung tritt am..................192. . in Kraft.

........................... , den..........................192..
Genehmigt.

Namens des Kreis- (Bezirks-) Ausschusses. 
Der Vorsißende.

Zu M uster I.
B. PoI izei verordnu n g.
Gemäß § 10 des Preußischen Ausführungsgeseßes zum 
Reichsheimstätfengeseß vom 18. Januar 1924 (Geseßsamml. 
S. 49) und des Geseßes.....................wird in Ergänzung
der Ortssaßung vom.......................... 192 . ., betreffend
das „Reichswohnheimstätfengebiet (Grüne Heimat)" mit 
Zustimmung............folgende Polizeiverordnung erlassen:
§ 1-
Im Heimstättengebiet ist nur die Errichtung von Wohn­
gebäuden mit Nebenanlagen zulässig.
Die Errichtung von Wohnbauten, die sich nicht jederzeit 
ohne bauliche Veränderung als Wohnheimstätfen (§ 1 
Reichsheimstätfengeseß vom 10. Mai 1920 — Reichsgeseßbl. 
S. 962-, Ziffer II der Preußischen Ausführungsbestimmung 
vom 25. April 1924 — „Volkswohlfahrt” Heft 10 S. 19 9—) 
verwenden lassen, wie größere Miethäuser, Villen und 
dergl., ist nicht gestattet.
§ 2.
Die Errichtung von gewerblichen und industriellen Hoch- 
und Tiefbauten ist nicht gestattet; jedoch können kleine 
gewerbliche Betriebe — mit Ausnahme des Ausschanks 
alkoholischer Getränke —, insbesondere kleinere Geschäfte 
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und Handwerksbetriebe im Einvernehmen mit dem Aus­
geber zugelassen werden.
§ 3.
Gärten ohne Wohnhäuser sind im Wohnheimstättengebiet 
nur solange zulässig, als das Land nicht zur Befriedigung 
des Bedürfnisses an Bau- und Gartenland für unter Heim- 
stäftenrechf zu stellende Wohnheimstätten benötigt wird. 
§ 4.
Die ziergartenmäßige Anlage von Vorgärten und eine 
bestimmte Art der Grundstückseinfriedigung kann im Wohn­
heimstättengebiet auch dann nicht gefordert werden, wenn 
solche im übrigen Gemeindegebief vorgeschrieben ist.
§ 5.
Die gesamte Gestaltung des Wohnheimstättengebietes, ins­
besondere Vorgartenflächen und Umwehrungen, müssen 
billigen Schönheitsansprüchen entsprechen.

* ¥ 
*

Muster El zu Ortssatzungen nebst Polizeiverordnung 
für Reichsheimstättengebiete.
Muster II für Heimstättengartengebiete.
A. Ortssaßung.
Gemäß § 4 des Preußischen Ausführungsgeseßes zum 
Reichsheimstäftengeseß vom 18. Januar 1924 (Geseßsamml. 
S. 49 ff.) wird — nach Anhörung der Landeskulturbehörde — 
nachstehende Ortssaßung erlassen:
Artikel 1.
Das Gelände (folgt Beschreibung) wird zum Heimstätten­
gartengebiet erklärt. Soweit die Grenzen nicht auf Grund 
von Fluchtlinienplänen festgestellt oder sonst genau be­
stimmt sind, ist im Zweifel die anliegende katasteramtliche 
Karte maßgebend.
Artikel 2.
In diesem Gebiet dürfen Anlagen, die der Schaffung der 
Heimstätfengärtnerei abträglich sind, grundsäßlich nicht 
errichtet werden. Näheres regelt eine Polizeiverordnung. 
Artikel 3.
Die in dem Gebiet einzurichtenden Gärten können ent­
weder unter Heimstäftenrecht gestellt werden oder davon 
vorläufig fernbleiben. Ersterenfalls ist das Vorhandensein 
eines Ausgebers (Ziffer V der Preußischen Ausführungs­
bestimmungen vom 25. April 1924) zwecks Übernahme der 
Ausgeberschaft erforderlich.
Artikel 4.
Die unter Reichsheimstätfenrecht auszugebenden Wohn- 
heimstätfen sollen einschließlich Garten grundsäßlich nicht 
weniger als (000) und nicht mehr als (000) qm umfassen. 
Artikel 5.
In Fällen besonderen Bedürfnisses können bei geeigneten 
Verhältnissen auf Antrag größere Flächen von der Ge­
meinde im Einvernehmen mit dem Ausgeber zugelassen 
werden. Die Heimstättengärten sind an eine vorhandene 
Wasserleitung anzuschließen; sie können auf Antrag von 
dem Anschluß an die Wasserleitung befreit werden, wenn 
sie selbst entsprechende, dafür ausreichende Anlagen 
besißen.
Artikel 6.
Das Heimstättengebiet führt die Bezeichnung „Reichsheim- 
stättengartengebief (Paradiesgarten)".
Artikel 7.
Diese Ortssaßung tritt am...................... 192 . . in Kraft.

........................, den..................192 . .
Genehmigt.

Namens des Kreis- (Bezirks-) Ausschusses.
Der Vorsißende.

Zu Muster II.
B. Polizeiverordnung.
Gemäß § 10 des Preußischen Ausführungsgeseßes zum 
Reichsheimstäftengeseß vom 18. Januar 1924 (Geseßsamml. 
S. 49) und des Geseßes.......................wird in Ergänzung
der Ortssaßung vom....................folgende Polizeiverord­
nung erlassen:
§ 1-
Das Heimstättengebiet ist ausschließlich Gartengebiet.
§ 2.
Die Errichtung von Bauten im Heimstäftengarfengebiet ist 
verboten. Garfenhäuschen, Lauben und dergl. fallen nicht 
hierunter, sofern sie nicht zum Aufenthalt auch zur kalten 
Jahreszeit eingerichtet sind, sondern nur vorübergehend 
zum Aufenthalt von Menschen dienen. Darüber, ob und 
in welchem Umfange Versammlungs- und Unterkunftsräume, 
ferner Gartengeräte, Kompostierungsschuppen und dergl. 
mehr in diesem Gebiet neu eingerichtet werden oder 
bestehen bleiben dürfen, entscheidet mangels Einigung 
zwischen den Beteiligten der Regierungspräsident endgültig. 
§ 3.
Gärten ohne Wohnhäuser sind im Wohnheimstätfengebiet 
nur solange zulässig, als das Land nicht zur Befriedigung 
des Bedürfnisses an Bau- und Gartenland für unter 
Heimstättenrecht zu stellende Wohnheimstätten benötigt 
wird.
Diese Bestimmung gilt entsprechend für die Gartenteile, 
soweit das Gartenland für Heimstättengärten in Anspruch 
genommen wird.
§ 4.
Die ziergartenmäßige Anlage von Vorgärten und eine be­
stimmte Art der Grundstückseinfriedigung kann im Wohn- 
heimstäftengebiet auch dann nicht gefordert werden, wenn 
solche im übrigen Gemeindegebiet vorgeschrieben ist.

¥ ¥ 
*

Musterlll zu Ortssatzungen nebst Polizeiverordnung 
für Reichsheimstättengebiete.
Muster III für gemischte Heimstättengebiete (die 
gleichzeitig Wohnheimstätten und Heimsfättengärfen ent­
halten).
A. Ortssaßung.
Gemäß § 4 des Preußischen Ausführungsgeseßes zum 
Reichsheimstäftengeseß vom 18. Januar 1924 (Geseßsamml. 
S. 49 ff.) wird — nach Anhörung der Landeskulturbehörde 
— nachstehende Ortssaßung erlassen: 
Artikel 1.
Das Gelände (folgt Beschreibung) wird zum gemischten 
Heimstättengebiet (für Wohnheimstätten und Heimstätten­
gärten) erklärt. Soweit die Grenzen nicht auf Grund von 
Fluchtlinienplänen festgesfellt oder sonst genau bestimmt 
sind, ist im Zweifel die anliegende katasteramtliche Karte 
maßgebend.
Artikel 2.
In diesem Gebiete dürfen bauliche oder sonstige Anlagen, 
die der Schaffung der Heimstätten abträglich sind, nicht 
errichtet werden. Die näheren Vorschriften werden durch 
Polizeiverordnung geregelt.
Artikel 3.
Anlagen, die mit den Vorschriften des § 2 nicht in Wider­
spruch stehen, dürfen in dem Gebiet errichtet werden, 
und zwar entweder, indem gleichzeitig das Reichsheim­
stättenrecht für sie beantragt wird, oder ohne solche 
Bindung. Die in dem Gebiet einzurichfenden Gärten 
können entweder unter Reichsheimstättenrecht gestellt 
werden oder davon vorläufig frei bleiben. Soweit Heim­
stätten gebildet werden sollen, ist das Vorhandensein 
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eines Ausgebers (Ziffer V der Preußischen Ausführungs­
bestimmungen vom 25. April 1924) zwecks Übernahme 
der Ausgeberschaff erforderlich.
Artikel 4.
Die Reichsheimstätten des Gebiets sollen grundsätzlich 
nicht weniger als (300) und nicht mehr als (500) qm um­
fassen.
Artikel 5.
In Fällen besonderen Bedürfnisses können für Wohnheim­
stätten, namentlich für solche mit einer zweiten Wohnung 
(Ziffer II Ausführungsbesfimmungen), bei geeigneten Ver­
hältnissen auf Antrag größere Flächen von der Gemeinde 
im Einvernehmen mit dem Ausgeber zugelassen werden. 
Solche Heimstätten können auf Antrag von dem Anschluß 
an die Wasserleitung und Sielanlagen befreit werden, 
wenn sie selbst entsprechende, dafür ausreichende An­
lagen besißen. Diese Vorschriften gelten sinngemäß für 
Heimstättengärten mit der Maßgabe, daß ein Sielanschluß 
für solche überhaupt nicht gefordert werden kann.
Artikel 6.
Von dem Heimstättengebiet sind (fünf Zwölftel) für Wohn­
heimstätten und (sieben Zwölftel) für Heimsfätfengärfen 
bestimmt.
Artikel 7.
Das Heimstättengebiet führt die Bezeichnung „Reichsheim­
stättengebiet Grünes Eiland".
Artikel 8.
Die Verteilung der Fläche des gemischten Heimstäften- 
gebiets auf Wohnheimstätfen einerseits und Heimstätten­
gärten andererseits sowie die näheren Bestimmungen über 
die Anordnung der beiden Arten von Heimstätten in 
diesem Gebiet erfolgt durch die Gemeindebehörde im 
Benehmen mit der Ortspolizeibehörde und dem Ausgeber. 
Änderungen des Verteilungsverhältnisses (Artikel 6) sind 
nur im Wege der Änderung der Saßung zulässig.
Artikel 9.
Diese Ortssaßung tritt am.................... 192 . . in Kraft.
Genehmigt.

Namens des Kreis-(Bezirks-)Ausschusses. 
Der Vorsitzende.

Zu Muster III.
B. PoI izei verord n u ng.
Gemäß § 10 des Preußischen Ausführungsgeseßes zum 
Reichsheimstättengeseß vom 18. Januar 1924 (Geseßsamml. 
S. 49) und des Geseßes..............wird in Ergänzung der 
Ortssaßung vom......... . . 192 . ., betreffend das Reichs­
heimstättengebiet Grünes Eiland, mit Zustimmung.............  
folgende Polizeiverordnung erlassen:
§ t
Die Errichtung von irgendwelchen den Zwecken des Ge­
biets widersprechenden Anlagen ist in diesem Gebiet nicht 
gestattet. Insbesondere ist in den Wohn- und Garten­
heimstättenteilen die Errichtung von gewerblichen und 
industriellen Hoch- und Tiefbauten, ferner von solchen 
Wohnbauten, die sich nicht jederzeit ohne bauliche Ver­
änderung zu Reichsheimstätten (§ 1 des Reichsheimstätten- 
geseßes vom 10. Mai 1920 — Reichsgeseßbl. S. 962 —, 
Preußische Ausführungsbestimmungen vom 25. April 1924 
Ziffer 3 — „Volkswohlfahrf" Heft 10 S. 199 —) umwandeln 
lassen, wie größere Miethäuser, Villen und dergl., unzu­
lässig. In den Garfenteilen ist die Errichtung von Bauten 
grundsäßlich ausgeschlossen. Gartenhäuschen, Lauben und 
dergl. fallen nicht hierunter, sofern sie nicht zum Aufent­
halt auch zur kalten Jahreszeit eingerichtet sind, sondern 
nur vorübergehend zum Aufenthalt von Menschen dienen. 
Darüber, ob und in welchem Umfange Versammlungs- 

und Unterkunftsräume, ferner Garfengeräte, Kompostie­
rungsschuppen und dergl. mehr in diesem Gebiet neu 
eingerichtet werden oder bestehen bleiben dürfen, ent­
scheidet mangels Einigung zwischen den Beteiligten der 
Regierungspräsident endgültig.
§ 2.
Kleine gewerbliche Betriebe, mit Ausnahme des Ausschanks 
alkoholischer Getränke, insbesondere kleinere Geschäfte 
und Handwerksbetriebe, sind im Heimstättengebiet zulässig. 
§ 3.
Alle Kleingärten des Gebiets müssen eingefriedigt sein. 
Die Umwehrungen müssen billigen Schönheifsansprüchen 
entsprechen.
§4.
Die von der Ortspolizeibehörde mit Rücksicht auf die öffent­
liche Sicherheit im Benehmen mit den Beteiligten aus­
gewiesenen Wege, insbesondere Wirtschafts-, Zugangs- und 
Wanderwege, sind ihrer Zweckbestimmung entsprechend 
zu unterhalten; sie dienen, soweit sie nicht Sonderzwecken 
vorbehalten sind, dem allgemeinen Verkehr. Die Orts­
polizeibehörde bestimmt, wieweit die Wege aus Sicher- 
heits- und dergl. Gründen bei Dunkelheit zu sperren sind. 
§ 5.
Die von der Ortspolizeibehörde im Gartengebiet mit 
Rücksicht auf die öffentliche Sicherheit im Benehmen mit 
den Beteiligten ausgewiesenen Wege, insbesondere 
Wirtschafts-, Zugangs- und Wanderwege, sind ihrer Zweck­
bestimmung entsprechend zu unterhalten; sie dienen, so­
weit sie nicht Sonderzwecken vorbehalten sind, dem all­
gemeinen Verkehr. Die Orfspolizeibehörde bestimmt, 
wieweit die Wege aus Sicherheits- und dergl. Gründen 
bei Dunkelheit zu sperren sind.
§ 6.
Das gesamte Heimsfättengebiet hat billigen Schönheits­
ansprüchen zu entsprechen. Im einzelnen ist dies, soweit 
es sich um Heimstätten handelt, in den Heimstättenver­
trägen, im übrigen möglichst bei der Baugenehmigung 
oder Kleingartenverpachfung sicherzustellen.

IV.

V.

VI.
•

VII. VERSCHIEDENES
Erl. d. Preuß. Min. f. Volkswohlfahrt betr. 
die Stellung derWohnungsfürsorgegesell- 
schaften vom 29. Juni 1928.
IL3. Nr.743.

Nach den hier gemachten Beobachtungen ist die Stellung 
der Regierungspräsidenten zu den provinziellen Wohnungs­
fürsorgegesellschaften („Heimstätten") bis jeßt noch immer 
keine einheitliche. Ich nehme deshalb Anlaß, betont dar­
auf hinzuweisen, daß die Wohnungsfürsorgegesellschaften 
sämtlich auf Grund eines preußischen Geseßes (Wohnungs- 
geseß vom 28. März 1918 — Art. 8) ins Leben gerufen 
worden sind in der Absicht und mit dem Ziele, durch sie 
von Staats wegen einen Einfluß auf die Gestaltung der 
Wohnungsverhältnisse im Sinne einer Wohnungsreform 
auszuüben. Um dieses Ziel zu erreichen, hat sich der 
Staat an allen Gesellschaften mit der Hälfte des Gesell­
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Schaftskapitals beteiligt. Er hat Sorge getragen, daß — 
nach Überwindung anfänglicher Unsicherheiten, die in den 
ständig wechselnden Verhältnissen auf dem Baumarkte und 
in sonstigen wirtschaftlichen Bedingtheiten ihre Ursache 
haften — die Aufgaben der Gesellschaften jetjt überall 
auf den gleichen Wegen und mit den gleichen Mitteln 
erfüllt werden. Die provinziellen Wohnungsfürsorge­
gesellschaften sind deshalb nicht etwa private Bauunter­
nehmungen oder Architektenfirmen, wie anscheinend noch 
immer von einigen Stellen angenommen wird; sie sind 
vielmehr als die wirtschaftlichen Werkzeuge zur Förderung 
und Durchseßung der staatlichen Wohnungsreformpolitik 
anzusehen und demgemäß zu behandeln. Da die Mög­
lichkeiten eines staatlichen Einflusses in der Richtung einer 
Besserung der Wohnungsverhälfnisse in erster Linie in 
der Verfügung über die staatlichen Wohnungsbaumittel 
gegeben sind, ist es Aufgabe des Staates — und damit 
der Regierungspräsidenten als seiner provinziellen Or­
gane —, bei der Verwertung dieser Mittel die Wohnungs­
fürsorgegesellschaften in zweckdienlicher Weise einzu­
schalten. Mit Rücksicht darauf habe ich auch nach Einführung 
der Hauszinssteuer und ihrer Nutzbarmachung für den 
Wohnungsneubau den Wohnungsfürsorgegesellschaften 
stets die ihnen nach ihrer Zweckbestimmung zukommende 
Sonderstellung eingeräumf und dem wiederholt in grund­
legenden Erlassen Ausdruck gegeben. Ich verweise hier 
nur auf den Wortlaut der „Richtlinien für die Verwendung 
des für die Neubautätigkeit bestimmten Anteils am Haus- 
zinssteueraufkommen" (Ziff. 18 und 19), auf die alljährlich 
mifgeteilfen Grundsätze hinsichtlich der Verfügung über 
die staatlichen Wohnungsbaumiftel, besonders aber auf 
Ziff. 3 des Erlasses vom 2. Mai 1924 — II 13 Nr. 1465 —, 
an welcher Stelle es heißt:

„Gesamtzuweisungen von Mitteln — nach Art der früher 
erteilten sogenannten Rahmenbescheide — kommen bei 
dem jetzt mafzgebenden Verfahren auch für die provin­
ziellen Wohnungsfürsorgegeselischaften nicht mehr in 
Frage. Wohl aber halte ich es aus rein wirtschaftlichen 
Gründen für wünschenswert und geboten, Gemeinden 
und Gemeindeverbände, in denen Bauvorhaben ge­
plant sind, die von der provinziellen Wohnungsfür­
sorgegesellschaft technisch und finanziell bereits gut 
vorbereitet sind, vor allem auch zusammenhängende 
Flachbausiedlungen, in erster Linie mit Mitteln aus dem 
Ausgleichsfonds zu bedenken mit der Maßgabe, daß 
die betreffenden Gelder alsdann der betreuenden Woh­
nungsfürsorgegesellschaft zurVerfügung gestellt werden.’ 

Es ist unwiderleglich, dalj überall da, wo die Regierungs­
präsidenten die Wohnungsfürsorgegesellschaften in Be­
achtung der ergangenen Weisungen zweckdienlich unter­
stützt und sich ihrer zur Betreuung und Durchführung 
namentlich gröfzerer, geschlossener Flachbausiedlungen 
— vgl. auch Erlaß vom 14. Februar 1928, II 1 Nr. 58 — 
bedient haben, das Kleinwohnungswesen sowohl hin­
sichtlich der Wohnungsreform (Einfamilienhäuser, Flachbau) 
sich besonders günstig entwickelt hat. Um zu erreichen, 
dafz der gleiche Erfolg möglichst einheitlich im ganzen 
Staatsgebiete erzielt wird, ersuche ich dafür Sorge zu 
tragen, dafz künftighin vor der Verfügung über die staat­
lichen Wohnungsbaumiftel in geeigneter Weise mit den 
zuständigen provinziellen Wohnungsfürsorgegeselischaften 
Fühlung genommen wird. Soweit es sich dabei als not­
wendig oder zweckmäfjig erweist, bestimmte Absichten 
der Wohnungsfürsorgegesellschaften auf Durchführung von 
Bauvorhaben, namentlich von geschlossenen Flachbau­
siedlungen, zu fördern, werden die in Befracht kommenden 

staatlichen Mittel den betreffenden Gemeinden (Gemeinde­
verbänden) mit entsprechender Auflage (Ziff. 2 des Er­
lasses vom 30. März 1928 — II 13 Nr. 700 —) zuzuweisen sein. 
Zum 1. Dezember d. Js. sehe ich einem Berichte darüber 
entgegen, wie sich das Verhältnis zur Wohnungsfürsorge­
gesellschaft gestaltet hat und welche Beträge aus dem 
dorthin überwiesenen Anteile am staatlichen Wohnungs­
fürsorgefonds für von der Gesellschaft betreute Bauvor­
haben bestimmt worden sind.

gez. Hirtsiefer.
An die Herren Regierungspräsidenten und 
den Herrn Verbandspräsidenten in Essen.

Bevorzugte Erteilung von Auflassungs­
schriften fürBaugelände, das zum Zwecke 
der Errichtung von Kleinwohnungen auf­
geteilt wird.
Pr. Fin.-Min. M. V. 2. 2137.
Berlin C 2, 9. Juni 1928.
Bei der Errichtung von Wohnungsneubauten haben sich 
für die Bauunternehmer durch Verzögerung der Über­
nahme der Besfandsveränderungen in das Grundbuch 
Schwierigkeiten bei der Beschaffung der erforderlichen 
Baugelder ergeben, Im Interesse der Förderung der 
Bautätigkeit will ich mich bis auf weiteres damit einver­
standen erklären, dafz 'n den Fällen, in denen nachweislich 
von der Erteilung der Auflassungsunterlagen die Be­
schaffung dinglich gesicherter Baudarlehen abhängt, die 
Anträge auf Ausfertigung von Auflassungsschriften für 
Baugelände, das zur Errichtung von Kleinwohnungen dient, 
dann bevorzugt erledigt werden, wenn die übrigen noch 
zu erledigenden Anträge diese Bevorzugung zulassen.
Je ein Abdruck für die Katasterämter ist beigefügt.

Im Auftrage: gez- Suckow.
An sämtliche Herren Regierungspräsidenten und den 
Herrn Präsidenten der Bau- und Finanzdirektion in Berlin.

Erl. d.Pr. Min. f.Volkswohlf.v.6. August 1927 
betr. Darlehen an Kleingartenvereine
II. 2. Nr. 18 II/27.

Dortiger Bericht vom 7. Januar 1927 — Ib 10 Nr.1540/26 —. 
Zur Förderung des Kleingartenwesens sind mir auch durch 
den Staatshaushalt für 1927 Mittel zur Verfügung gestellt 
worden, woraus bestimmungsgemälz Darlehen an Klein­
gartenvereine oder -Verbände zur Anlegung und Ein­
zäunung von Gärten, Anlage von Brunnen und dergleichen 
gegeben werden können. Bei der Beschränktheit der 
Mittel ist es aber nur möglich, diese Darlehen als Zuschüsse 
zu den Gesamtkosten zu gewähren. Die Darlehen sind 
regelmäßig und grundsätzlich mit 5 v. H. zu verzinsen 
und sollen innerhalb von 3-4 Jahren ratenweise an die 
Staatskasse zurückgezahlt werden.
Mit Rücksicht auf den mir verschiedentlich von Ihnen 
geäußerten Wunsch, Mittel zur Unterstützung der Klein­
gartenbestrebungen in Oberschlesien bereifzusfellen, und 
den mir seinerzeit unterbreiteten Antrag des Kleingarfen­
vereins für Oppeln und Umgegend, würde ich geneigt 
sein, auf begründete Anträge oberschlesischer Kleingarten­
vereine hin diesen im laufenden Jahre Mittel durch 
Gewährung von Darlehen bis zur Höhe von 2—5000 RM 
im einzelnen Falle zu überweisen, auch bezüglich Zins­
höhe und Rückzahlungsfrist enfgegenzukommen. Vor­
aussetzung für die Gewährung eines solchen Darlehens 
würde sein, daß es sich um einen rechtsfähigen Verein 
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handelt, der der Organisation (R.V.K.G.D.) angeschlossen 
ist und die Gewähr dafür bietet, daß das Geld be­
stimmungsgemäß verwendet wird. Kleingartenvereine, 
die das Geld zur Anlage von Dauerkolonien (Heim­
stättengarfengebieten) benötigen, würden in erster Linie 
bei der Vergebung der Mittel Berücksichtigung finden. 
Sofern der Provinzialverband Oberschlesien im R.V.G.K.D. 
sich nach wie vor außerstande sieht, die Bürgschaft für 
den einzelnen Verein zu übernehmen, würde ich aus­
nahmsweise bei oberschlesischen Vereinen mich mit 
der selbstschuldnerischen Bürgschaft der betreffenden

Kommunen begnügen, obwohl hiergegen gewisse Be­
denken obwalten.
Die Kleingartenvereine ersuche ich noch besonders darauf 
hinzuweisen, daß etwaige Anträge aut Gewährung von 
Darlehen über den Provinzialverband Oberschlesien zu­
nächst Ihnen vorzulegen sind. Nachdem sie von dem 
Provinzialverband des R.V.K.G.D. begutachtet worden 
sind, können sie an mich mit Ihrer Stellungnahme weiter- 
gegeben werden, wobei die in Befracht kommende 
Bürgschaftserklärung beizufügen ist.

Im Auftrage: gez. Conze.

BUCHER- UND ZEITSCHRIFTENSCHAU
H. Ermann „DAS GROSSE BEKENNTNIS". Frankfurt 
a. O. 1 928. Verlag Trowißsch & Sohn G. m. b. H. 
Diese kleine Broschüre enthält im wesentlichen einen ein­
gehenden Bericht über die anläßlich des 60. Geburtstages 
von Dr. Adolf Damaschke in der Berliner Technischen 
Hochschule stattgefundenen Feier und einen Abdruck der 
zahllosen zu diesem Anlaß eingelaufenen Glückwunsch- 
und Begrüßungsschreiben. Das Büchlein ist aber nicht nur 
interessant als Beweis für die Anerkennung, die Dr. Da­
maschke für sein langjähriges Wirken gefunden hat, son­
dern ist gleichzeitig eine Heerschau aller derer, die sich 
zu den Zielen der Bodenreform bekennen. H.
Arthur Pelßer, Görliß „ARMUT UND FORTSCHRITTT 
IM LICHTE DER BODENREFORM". Druck und Verlag 
Hoffmann & Reiber, Görliß, ist das Büchlein, das, in 
sehr lebendiger Form geschrieben, sich in die Ziele und 

Probleme der Bodenreformbewegung einfügf. Auf wissen­
schaftliche Geltung kann es keinen Anspruch erheben. 
Die Beweisführung ist zum Teil bedenklich, und die vor­
geschlagenen praktischen Lösungen können nicht immer 
als richtig und durchführbar anerkannt werden. Der Leser 
des Büchleins wird jedoch den Nüßen von der Lektüre 
haben, daß er auf einige der wichtigsten Grundfragen für 
die Zukunft unseres Volkes eindrücklich aufmerksam ge­
macht und vor die Notwendigkeit gestellt wird, eine 
eigene Stellung zu diesen Fragen zu finden. Das Buch 
wird seinen Zweck erreichen, wenn es möglichst viele 
Menschen von der Dringlichkeit der bodenrechtlichen Pro­
bleme und der damit zusammenhängenden Schwierig­
keiten einer auf die Dauer aussichtsreich erscheinenden 
Lösung des Wohnungsproblems überzeugt und Mitarbeiter 
an diesem Werk findet. H.

DRUCKFEHLERBERICHTIGUNG
In Heft 6, Seite 165. Aufsatj-Überschrift: M. d. Rfg. statt M. d. R.

Verlag: Wohnungsfürsorgegesellschaft für Oberschlesien, G. m. b. H., Oppeln. Schriftleifung: Niemeyer, Oppeln 
Schroeder, Breslau. Veranfwortlich für den Anzeigenteil: J. Ast, Breslau, Gabitzsfraße 91. Telefon-Anschluß 73934 
Kommissionsverlag Graß, Barth & Comp. W. Friedrich, Breslau I, Herrenstraße 20.
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MITTEILUNGEN DER SIEDLERSCHULE WORPSWEDE 
BEGRÜNDER UND HERAUSGEBER: LEBERECHT MIGGE

DIE GRUNE ILLUSTRIERTE
BAND VI WORPSWEDE-BERLIN-OBERNIGK, DEN 1. JULI 1928 NUMMER ?

Bezugspreis jährlich 4,20 RM.

Dem Kleingärtner-Tag 
des Reichsverbandes 
Breslau / / Juli 1928 

gewidmet

Technische Dauer-Kleingarten-Kolonie: Celle.

30 Jahre — seit Schreber — ist die moderne Kleingartensache eine Volkssache — seit
10 Jahren ist sie als soziale und hygienische Bestrebung öffentlich gewertet — seit
10 Jahren ist die Bewegung behördlich anerkannt und gefördert

Gro^e Bünde haben sich inzwischen um den kleinen Gartenmann bemüht — — -
Aber heute wie vor 30 Jahren versperren und verzerren über 1 Million Garienähnliche das Weichbild 

unserer Städte — Müssen noch mehr Menschenalter vergehen, bevor unserem grünen Pionier sein 
gutes Recht und seiner Stadt Bewegungsfreiheit gewährleistet wird?

S. S. W. GESCHÄFTSSTELLE BERLIN, FLOTTWELLSTRASSE 20, LÜTZOW 6923, 6924



50 SIEDLUNGS-WIRTSCHAFT / DIE GRÜNE ILLUSTRIERTE HEFT 7

DER KLEINGARTENBAU WIEDER EINMAL AM SCHEIDEWEGE
GARTENARCHITEKT MAX SCHEMMEL, OBERNIGK.

Vorbemerkung des Herausgebers.
Dio in unserem Titel aufgeworfene pessimistische Frage­

stellung gilt bis heute zu Recht.
Für morgen zeigen sich glücklicherweise einige Lichtblicke: 
Wenn nicht alle Zeichen trügen, ist der als Vertreter der 

deutschen Kleingärtnerschaft maßgebliche Reichsverband heute 
bereit, einige Pflöcke von seiner Fürsorgeplattform zurückzu­
stecken. Er scheint folgende zwei entscheidende, an dieser 
Stelle von vornherein vertretene und unerbittlich durchge­
haltene Grundsätze anerkennen zu wollen:
L der Kleingarten ist organischer Bestandteil der öffentlichen 

Grünanlagen der Gemeinde.
2. Der organisierte Kleingärtner ist bereit, einen Teil der 

Einrichtungskosten für seinen Dauergarten zu übernehmen. 
Wenn der Verband diese Zugeständnisse nicht mit zu vielen 

Klauseln und Vorbehalten dekoriert, und wenn er insbesondere 
bei dem zweiten Punkt es nicht bei Resolutionen bewenden läßt, 
sondern selbst klare Vorschläge für die Finanzierung des deut­
schen Dauerkleingartens herausbringt, so wird er sich alsbald 
einer wesentlich wohlwollenderen öffentlichen Meinung und auch 
einer opferbereiten Einstellung der Kommunen und ihrer ver­
antwortlichen Führer gegenüberstehen.

Dann wird es also praktisch dazu kommen, worüber bisher 
nur theoretisch theorisiert worden ist: zu großen besteinge­
richteten Dauerkleingartengebieten (mit dem Generalnenner 1000 
anstatt 10) als sachliche Voraussetzung der Lösung des Gesamt­
problems, das nach wie vor heißt:

Allen, einer runden Million, deutschen 
Kleingärtnern einen Dauergarten!-

In diesem Sinne will der nachfolgende Vorschlag unseres 
Mitarbeiters verstanden sein.

Am 28./29. Juli hält der Reichsverband der 
Kleingartenvereine Deutschlands seine 6. Jahres­
tagung ab. Diesem Reichskleingärtnertag kommt 
bestimmt eine erhebliche Bedeutung zu. Die Klein­
gartenbewegung steht an einem wichtigen Wende­
punkte ihrer Geschichte.

Zur Debatte steht als wichtigster Punkt die 
„Finanzierung des deutschen Kleingartenwesens“. 
In einem längeren Artikel in der Kleingartenwacht 
bereitet der Vorsitzende des Reichsverbandes, 
Rektor Förster, Frankfurt, darauf vor. Er stellt 
fest, daß die Kleingartenbewegung fast überall mit 
Versprechungen, Hoffnungen, Wechsel auf die Zu­
kunft abgespeist wurde. Er schildert den bewegten 
Kampf mit Reichstag und Landtag um Almosen — 
denn mehr sind die kleinen Summen, die dabei her­
auskamen, nicht. Die sprichwörtliche Bescheiden­
heit der Kleingärtner müsse endlich aufgegeben 
werden.

Versagt hat auch, von großen Gesichtspunkten 
aus gesehen, trotz vieler Erfolge im Kleinen und 
unendlich aufopferungsvoller Tätigkeit die Spar- 
und Darlehnskasse, die Selbsthilfe der Klein­
gärtner. Auch an verschiedenen anderen Versuchen 
hat es nicht gefehlt. Der Schluß ist, daß die „Finan-

Abb
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Dauerkleingärten Celle. Blick aus der Laube auf Kleingarten und Spielgarten.
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zierung des deutschen Kleingartenwesens aus 
Mitteln der Kleingärtner allein nicht möglich ist.“ 
Und Stadtgartendirektor Bromme, Frankfurt, 
der das sachliche Hauptreferat auf dem Reidis- 
kleingärtnertag hält, zieht das Fazit: „Im Gesamt­
bilde der Stadt bilden heute noch 90% aller Klein­
gärten in der größten Zeit des Jahres einen An­
blick, der die städtische Verwaltung, wie die 
staatlichen Behörden, aber auch jeden an seiner 
Heimat interessierten Staatsbürger nicht befriedi­
gen kann.“

Mit einem gewissen Neid blickt die Klein­
gartenbewegung auf ihre mächtige Schwester, die 
Sportbewegung, die es verstanden hat, sich durch­
zusetzen und Unterstützung bei Anlage der Sport­
plätze, Stadions usw. von allen Seiten bekommen 
hat. (Der Reichstag bewilligte in den letzten Jahren 
1 Million Mark alljährlich.) Demgegenüber bekam 
die Kleingartenorganisation nur 50 000 Mark 1926 
vom Reichsminister für Ernährung und Landwirt­
schaft, die als Darlehen zur Durchführung der pro­
duktiven Aufgaben des Kleingartenbaues Verwen­
dung finden sollten. Mehrere weitere Anträge 
scheiterten. Wie kommen wir heraus aus diesem 
Dilemma? Wo bleibt der Dawes der deutschen 
Kleingartenfinanzierung?

Wir stellten bereits vor 4 Jahren das fest, was 
Herr Stadtgartendirektor Bromme den Mut hatte, 
jetzt in die Kleingartenorganisation zu tragen. Wir 
schrieben damals: „Drei Viertel von unsern zwei 
Millionen Pachtgärten sind Gärten, von denen ein 
Volkswirtschaftler sagte: Die heutigen Schreber­
gärten für unsere Millionen Wirtschaftsinvaliden 
sind nichts anderes als die Leierkästen für unsere 
Kriegsinvaliden. Trotz Liebe und Fleiß — wie 
leicht erkenntlich — sind sie zum Untergang ver­
urteilt, wenn nicht eine Intensivierung eingeleitet 
wird, die unserer hochentwickelten sonstigen Wirt­
schaft entspricht. Wir wiesen den Weg: Es geht nicht 
an, mitten in unsere intensive Stadtwirtschaft hin­
ein Oasen extensiver Wirtschaft zu legen.“ Man 
lese die Jahrgänge der „Siedlungswirtschaft“ nach.

Unsere damaligen Kampfaufrufe brachten uns 
viel Feindschaft ein. Aber lassen wir das Ver­
gangene ruhen. Freuen wir uns, das verantwort­
liche Männer heute zu demselben Resultat gekom­
men sind. Der Deutsche mit seinem anerkannten 
Organisationsgeist muß endlich auch die Klein­
gartenfrage ernstlich in die Hand nehmen.

Alles schreit nach Unterstützung und Sanierung. 
Vom Sport sprachen wir schon. Aber sehen wir 
uns den großen Bruder des Kleingartenbaus, den 
Wohnungsbau an. Er hat es verstanden, die 
Oeffentlichkeit so einzuspannen, daß er 1927 nicht 
weniger als 3200 Millionen Mark verbrauchen 
konnte, wovon 1500 Millionen die öffentliche Hand 
gab — indessen der Kleingartenbau um ein paar 
Tausend Mark Klinken putzen geht. Soll ich noch 
erwähnen, wie der Industrie geholfen wurde und 
später der Landwirtschaft, wie jetzt der Mittel­
stand „am dransten“ scheint. — Und der kleinste 
Mann, der Arbeiter, der Berufssoldat, der treu und 
brav in der Mietkaserne bleibt, der nur sein 
„kleines Stückchen Erde“ will — soll er allein nicht 
saniert werden?!

Wie teuer kommt denn nun diese Sanierung? 
Nehmen wir 1 Million Kleingärten und verteilen 
wir sie auf 10 Jahre, dann wären jedes Jahr 100 000 

hübsch stubenrein und säuberlidi auf Dauergelände 
hinzustellen, mit Grün, Blumen, Dung-, Wasser- 
und sonstiger Tedinik, mit Lauben, die nicht mehr 
die Augen des Herrn Bromme oder Migge belei­
digen, die ein Städtebauer ohne Gruseln als Grün­
streifen in seine Pläne einbeziehen kann.

Diese 100 000 sollen kosten je 200 M. als In­
jektionsspritze, als Motor zum Ankurbeln der 
ganzen Sache, ähnlich der Hauszinssteuerhypo­
theken, die den Wohnungsbau ankurbeln. Diese 
200 M. X 100 000 M. = 20 Millionen Mark sind nodi 
nicht % Prozent der Friedensmiete, von der knappe 
20 Prozent für den Wohnungsneubau zur Ver­
fügung gestellt werden, 1lw zur grünen Sanierung 
der Altwohnungen! 10 Millionen hat man gegeben, 
um Versuchssiedlungen zu bauen, teure Archi­
tektenwettbewerbe zu veranstalten, 20 Millionen 
sollen für die Sanierung des deutschen Kleingarten­
wesens gegeben werden! Aber nidit als verlorener 
Zusdiuß, sondern als produktives, werbendes 
Kapital, wenn auch zu ähnlich niederer Verzinsung 
wie das Flauszinssteuergeld zum Wohnungsbau.

Und nun mag ein solches Gärtlein das Drei- 
bis Vierfache kosten für Land, Zaun, Laube, Schutz, 
Humus, Pflanzen, Geräte, Wasserleitung, Arbeit 
des Kleingärtners, Spielplätze, Jugendhallen usw., 
dann mag derjenige die Förderung bekommen, der 
das Land aufweist, die Arbeit hineinsteckt und die 
übrige Finanzierung. Da würden unsere Städte zu­
erst da sein, sehen sie doch endlich einen Weg, aus 
ihrer peinlichen Lage gegenüber der Kleingarten­
bewegung • herauszukommen. Und dann werden 
sich auch langsam private Unternehmen melden, 
wenn nicht die Kleingartenbewegung selbst sich 
genossenschaftliche und gesellschaftliche Organe 
verschafft. Gesamtkosten eines größeren Gartens:

200 .— M. zu 4 Prozent sind 8.— RM. 
400.— M. zu 8 Prozent sind 52.— RM.
200 .— M. Selbsthilfe — RM.

40.— RM.
jährliche Gesamtpacht, die man ja beliebig gliedern 
könnte. Das wäre ein Beispiel. Man wird Kolonien 
zu 20.—, 30.—, 40.—, 50.—, 60.— M. Pacht machen 
je nach der Laube, die man erstellt, während die 
Grundausstattung mit Pflanzen und Technik un­
gefähr gleichbliebe. Die Richtlinien des Mini­
steriums müßten als neue Begriffe einführen:

a) eine Landlieferungspflicht der Städte, _
b) eine Intensivierungspflicht der Kleingärtner.
c) eine Verkehrserschließungspflidit der öffent­

lichen Verkehrseinrichtungen.
Ein heilsamer Wettbewerb unter den Städten 
würde entstehen. Da sie ihr Geld mit 8, evtl, auch 
9 Prozent verzinst bekämen, also nichts zulegten, 
könnten sie ruhig, um das billige Regierungsgeld 
zu bekommen, im Notfall am Landpreis etwas zu- 
legen, wenn der Boden nicht billig zu haben ist, 
oder für die verkehrliche Erschließung etwas aus­
geben, was den Vorteil hätte, daß diese Einrichtun­
gen sich bald verzinsen oder auch kleine Ueber- 
schüsse abwerfen würden. Die Verkehrskosten 
dürften aber nidit über (>.-20 M. für die einfache 
Fahrt steigen, für Familienmitglieder müßten 
billige Zusatzkarten eingeführt werden.

Eine Utopie? Mag sein. Aber, Herr Förster 
und Herr Bromme, bringen Sie überhaupt eine 
Offerte, die sich lohnt, — sonst hat sich dieser 
Reichskleingärtnertag nicht gelohnt.

AUSFÜHRUNG VON GÄRTEN NACH DEM SYSTEM DER S.S.W.



Ausbau:
I. Etappe.

Offene spalierte Sitzlaube.
II. Etappe.

Halbgeschlossene spalierte Wohnlaube.
III. Etappe.

Geschlossene bedachte Wohnlaube.
IV. Etappe.

Geschlossene bedachte SchlaHaube.

S. S. W. LEHR- UND VERSUCHSGARTEN WORPSWEDE B. BREMEN:
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DIE LAUBENFRAGE^

Wir haben in früheren Heften dieser Zeit­
schrift schon oft das Laubenproblem erörtert*). 
Auch' heute sind wir in der Lage, diese Aus­
führungen durch eine Reihe neuer Lösungen 
zu illustrieren, zu denen das Hochbauamt in 
Frankfurt a. M. uns freundlichst seine Nor­
men für Kleingartenlauben beisteuerte.

Selbst wenn — für Dauerkolonien — die schwie­
rige Bodenfrage und die noch schwierigere 
Finanzierungsfrage für die Ausstattung des Garten­
bodens gelöst sein sollte — dann bleibt immer noch 
das Laubenproblem.

Schon die Gestaltung des Kleingartens for­
dert vorweg die Gestaltung der Lauben. Je kleiner 
die Verhältnisse, desto zwingender. Ebensowenig 
wie ein guter Hausgarten nicht sein kann ohne ein 
gutes Gartenhaus, so gibt auch selbst eine gute 
Laube, in irgendeinen guten Garten gesetzt, noch 
keine Lösung des Kleingartenheims; Der kleine 
Garten will auf kleine Lauben zugeschnitten sein 
und umgekehrt: Die Laube ist das Haus des kleinen 
Gartens.

Und weil die Laube das Haus des Kleingartens 
ist, muß sie auch alle wesentlichen Dinge einer- 
geordneten Hauswirtschaft in sich bergen: Abstell, 
Schutz, Waschen, Kochen, Geselligkeit, Ueber- 
naditen — das sind so die hauptsächlidisten For-

•) Heft 6, 1926; Heft 2 u. 5, 1927.

VON LEBERECHT MIGGE 
derungen an den Laubenbetrieb unserer Kleinst­
siedlung. Aber dieser Betrieb wäre unvollkommen, 
wenn er nidit audr den Kern einer jeden Siedlung, 
die Abfallfrage regelte: Abort und Abfallordnung 
sind heute noch viel vernachlässigte Zubehöre zur 
Laube. Die hieraus resultierenden verschiedenen

Abmessungen gliedern den für den Kleingarten in 
Frage kommenden Typ in drei Hauptgruppen:

Sdiutz-(Abstell-)Laube . . . . rd. 4— 5 qm 
Wohn-(Gesellsdiafts-)Laube . . . rd. 6— 7 qm 
Sddaf-(Uebernaditungs-)Laube . rd. 8—10 qm 
Aus dieser häuslichen Funktion unserer Laube 

und der zum Garten hin ergibt sidi nun weiter 
gebieterisdi die Anordnung zur Sonne. Eigentlidi 
sollten alle Kleingartenlauben „Sonnenlauben“ sein. 
Aber hart im Raume stoßen sich die Sadien! Denn 
dieses grundsätzliche Sonnenrecht jeder Laube setzt

LAUBEN-SYSTEME 
Abb. 73

Abb. 74. Kleingarten in Celle.

DER S. S. W. 
Abb. 75

Vierer-
Lauben

in N-S-
Adise

O-W-
Achse

VERSUCHE / SOMMERBLUMEN / SPEZIALGERÄTE DER S. S. W.
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Abb,

FRANKFURTER LAUBENTYPEN

Abb.

Typ III als Doppellaube.

einseitig Nordsüdgärten voraus, die in den meisten 
Fällen — in der sozialen Großkolonie bestimmt — 
mit dem sparsamen Erschließungsplan kollidieren. 
Also Doppel- oder sogar Viererlauben heran, die 
schon aus finanziellen Gründen erstrebenswert sind! 
Der Lage nach unterscheiden wir etwa:

1. Die .Einzellaube
2. Die Doppellaube
3. Die Viererlaube

fii rsorglich

Die Wochenendlaube 1
5. Das Kleinsthaus J
4. bürgerlich

Die Gruppierung der Typen nach sozialen Schid)- 
ten ergibt sich ebenfalls zwanglos; denn der Klein­
garten ist ja glücklicherweise längst nicht mehr 
das Wahrzeichen des ,,kleinen Mannes“.

Baue ich nun aber Lauben zusammen, dann ist 
nur noch ein Schritt, die hierbei erforderlichen 
Schutzmaßnahmen auf die nächste Umgebung
(Grenzen) zu übertragen.
etwa eine Windschutzwand errichte

Ein Abwaschen, ob ich
oder meine

Aborte, Silos, Kleintiersälle usw. daran baue. So 
kommen wir unwillkürlich zu Laubensystemen, die

ihre Fühler und Beziehungen weit 
ursprünglichen Kern hinausstrecken, 
schließlich offenbar: in einem guten

über 
Ja, es

Abb.

78
ihren 
wird

Kleingarten
als organischer Teil einer guten Kolonie ist der 
Einfluß von Lage, Größe, Gestalt der Laube in 
jedem Teil des Gartens und der Gartengruppe zu 
spüren: Die Laube ist wirtschaftlich, formal und 
finanziell der Nabel des kleinen Gartens.

Aus diesen sachlichen Voraussetzungen ergibt sich 
dann die Finanzierung von selbst. Die Laube 
darf eben nicht größer sein, als sie der Lauben-
gärtner „verträgt“. Typisierung, Gruppierung und
Serienbau wirken ihrerseits auf größtmöglichste 
Verringerung der Laubenbaukosten hin. Eigene 
Erstellung durch den Kleingärtner nach genormten 
Vorlagen kann hierzu ein weiteres tun. Immerhin 
fordert jede Laube ihre Opfer, da — eben aus 
städtebaulichen Gründen — eine untere Grenze der 
Solidität nicht unterschritten werden kann. So ist 
also auch die Laubenfrage schließlich nur im Rahmen Abb. 
einer programmatischen wirtschaftlichen —q 
Kleingartenpolitik lösbar. ‘ “

5 :

WOHNRAUM

TERRASSE

GRUNDRISS
Grundriß Typ I. Typ I: Fertige Laube auf dem Lohrberg.

6!

S.S.W. GESCHÄFTSSTELLE OBERNIGK B. BRESLAU:
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ZWEI BEISPIELE:

I. Mainz. Ueber einen ersten Versuch, unter­
nommen von dem neuen Gartendirektor W agier, 
vordem in Berlin, in seinen Dauer-Kleingärten in 
Mainz, von denen wir leider keiue geeigneten Pläne 
bringen können, schreibt dieser wie folgt:

„Infolge der Baureifmachung von Gelände inner­
halb der Stadt ergab sich für die Stadt Mainz die 
Notwendigkeit, den an der alten Bastion Martin an­
sässigen Kleingärtnern anderweitiges Pachtland zu­
zuweisen, weshalb sich die Stadtverwaltung in 
diesem Frühjahr entschlossen hat, ihre erste Dauer­
kleingartenkolonie — als Anfangsbestandteil grö­
ßerer Grünanlagen — zu errichten. Für diese 
Kleingartenkolonie wurde seitens der Stadt seither 
zu dem städtischen Hofgut .Kartäuser Hof gehö­
riges Gelände an dem sogenannten .Ebersheimer 
Weg1 mit 12 800 qm zur Verfügung gestellt. Das 
Gelände wird so auf geteilt, daß 34 Kleingärten mit 
je 250 qm zur Verfügung stehen. Die einzelnen 
Gärten sind durch Zwischeneinfriedigungen aus 
Draht, welche alle mit lebenden Hecken umpflanzt 
sind, von einander , getrennt, so daß jeder Klein­
gärtner ein vollständig eingezäuntes Stückchen Land 
sein eigen nennen kann. Ein Garten wird seitens 
der städtischen Gartenverwaltung als Mustergarten 
auf städtische Kosten unterhalten. Jeder Garten, 
in dem sich jeweils eine Zapfstelle für Wasser be­
findet, wird mit einem 2 mal 3,50 m großen Garten­
häuschen ausgestattet. Die Anlage der gesamten 
Kolonie geschieht durch die städtische Gartenver­
waltung, unter deren Oberaufsicht auch späterhin 
die Kleingärten gestellt werden. Durch die Kolonie 
führt ein 3,50 m breiter Hauptweg, der als öffent­
licher Weg gilt und von erholungsuchenden Spazier­
gängern benutzt werden kann.

Die Miete wird nur für reines Gartenland, das 
dem einzelnen Pächter zur Verfügung steht, berech­
net und berägt pro Quadratmeter 0,13 R M.*), 
wovon 0,11 RM. auf Verzinsung und Tilgung des 
Anlagekapitals und 0,02 RM. auf Pacht für das 
Gelände verfallen. Für einen Garten in der oben 
bereits genannten Größe werden somit pro Jahr 
32,50 RM. erhoben Bei diesem Preis ist aber zu 
berücksichtigen, daß dem Kleingärtner ein fix 
und fertiger Kleingarten zur Verfügung gestellt 
wird.

Die Stadt Mainz beabsichtigt, in der nächsten Zeit 
— vielleicht schon im kommenden Herbste — diese 
Dauerkleingartenkolonie zu erweitern. Es ist ge­
plant, in den hinzukommenden Teil einen Platz in 
Viereckform zu legen, der von den Kindern als 
gemeinsamer Spielplatz benutzt und mit Ruhebänken 
bestellt werden soll.“

II. Frankfurt a. M. Eine bereits fünf Jahre wäh­
rende Dauerkleingartenarbeit Brommes**). Wäh­
rend dieser Zeit hat die wohlhabende Stadt nahezu 
fs Million für Kleingarten-Interessen geopfert, aber

*) Wie wir hören, sollen aber auch sogenannte 
„soziale Gärten“ zu ermäßigten Preisen zu Lasten 
der Stadt vermietet werden.

**) Der auch uns freundlichst einige Abbildun­
gen zur Verfügung stellt.

doch nur 300 Kleingärtner, d. i. knapp Prozent 
seiner Belegschaft sichern können. Aber auch wenn 
sich diese Dauergarten-Jahresquote am Main künftig 
noch etwas heben sollte, könnte man mit Jahrhun­
derten rechnen, ehe der lezte Kleingärtner seinen 
Einzug in seinen eigenen Garten gehalten haben 
wird. Frankfurt ist der Sitz des Reiehsverbandes

Abb.

80
Gartenbaudirektor Bromme, Dauerkleingärten, Frankfurt a. M. 

und seines Vorsitzenden Förster. Wenn so wenig 
Frucht an so grünem Holze wächst, wie soll sie 
dann am dürren reifen!

Das Kleingartenproblem ist eben nicht nur eine 
Sache des „guten Willens“; es liegt tiefer — denn 
hier haben wir zwei Beispiele zweifellos guten 
Willens, sogar zwei Extreme, das eine vorwiegend 
fürsorglicher, das andere vorwiegend wirtschaft­
licher Natur. Sie sollen gelten als lebendige war­
nende Vorzeichen für die Schächen unserer Klein­
gartenpolitik bisher.

Diese Schwäche liegt offenbar in der mangelnden 
Klärung der Tragfähigkeit der verschiedenen sozia­
len Kleingärtnertypen, die wir haben. Erst wenn 
objektiv durch, praktische große Versuche festgestellt 
sein wird, wie die Lasten zu verteilen sind, dann 
erst können dauernde Anlagen verantwortet wer­
den. Und da wir zum mindesten von der breiten 
unteren Schicht wissen, daß sie nichts oder wenig 
hat — so wird man ihr eben ein Aequivalent in 
möglichst einträglicher Bestellung ihres Gartens 
geben müssen. Und damit wären wir dann wieder 
glücklich an dem vor lauter Spiel-, Schönheits- und 
sonstigen Nebenfragen schier vergessenen Ursprung 
des Kleingartenwesens angelangt: dem Böden.

ZEITSCHRIFT N

Das „Neue Frankfurt“, Herausgeber Stadtrat 
May und Professor Wischers, Schriftleitung 
Ganter, Verlag Schlosser & Engler, bringt in 
seinem neuesten Doppelheft 7/8 ein Art Ge- 
neralbericht über die städtebauliche Arbeit der 
letzten Jahre. Abgesehen von diesem bedeutsamen 
Inhalt stellt das Heft geradezu ein Schulbeispiel für 
moderne typographische Ausstattung dar.

Durch technische Schwierigkeiten hat sich der 
Druck dieser. Nummer um einige Tage verzögert, 
was wir zu entschuldigen bitten. D. Red.

GÄRTEN * GERÄTE* STAUDEN-KULTUREN DER S. S. W.
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GARTENFÜRSORGE IM JULI

Trieb zum Okulieren abgeschnitten.
A mit Blättern, D zum Okulieren ent­

blättert und eingestutzt.

Im Laufe des Monats Juli wird die Erdbeer­
ernte beendet. Nach der Ernte sind die Ranken 
und Ableger abzunehmen und auf Beete zu 
pikieren, um im August neue Anpflanzung eines 
Erdbeerquartiers vornehmen zu können. Da die 
Erdbeere bekanntlich im zweiten Jahre den 
größten Ertrag zeigt, ist für geeigneten Nach­
wuchs zu sorgen. Audi die Düngung der Erdbeere 
nach der Ernte darf nicht vergessen werden, vor 
allen Dingen nicht die Beseitigung des Unkrautes. 
Bei der Neuanpflanzung von Erdbeerbeeten 
empfiehlt es sidi, den Platz zu wechseln.

Am 24. Juni ist gewöhnlidi der Termin, an dem 
die Spargelernte beendet wird. Man läßt 
nunmehr die ersdieinenden Triebe wadisen, und 
indem man durch Kopfdüngung nadihilft, bereitet 
man die Ansätze für den nädistjährigen Trieb und 
damit die nädistjährige Ernte vor.

Beim Spalierobst ist mit dem Anbinden der Leit­
zweige und dem Sommersdinitt fortzufahren (siehe 
Juniheft).

Wurzeltriebe, Stammaussdiläge sind zu entfernen, 
Wasserschosse müssen aus den Bäumen ausgesdmit- 
ten werden.

Gepflanzt werden kann im Juli nodi Kohlrabi, 
Endiviensalat, Kopfsalat, Wirsingkohl und Winter­
kohl.

Späte Bohnen 
können noch aus- 
gesät werden; 

außerdem
Herbstrüben, 

Teltower Rüben, 
ferner Schwarz­
wurzeln für das 
kommende Jahr.

Ueber die Aus­
saat von Blumen 
ist bereits im 
Juniheft einiges 
gesagt worden.

Im Verlauf des 
Juli können Ver­
edelungen (Oku­
lieren) bei Ro­
sen und einzel­
nen Obstarten 

vorgenommen 
werden (s. Abb.). 
Bei dieser Vered­

lungsmethode 
sind drei Arbei­
ten zu beachten:
a) das Ausschnei­

den des Auges,
b) das Einfügen 

Abb. desselben in 
den Wildling 
und

i) das Verbinden.
Das Auge wird 

aus dem Edelreis
ausgeschnittene Auge zu viel Holz haben, so wird 
dasselbe durdi Ablösen von der Rinde entfernt. 
Das so gewonnene Auge wird unter die vorher in 
Form eines T aufgelöste Rinde des Wildlings ge­

vermittels des Okuliermessers 
herausgeschnitten. Sollte das

schoben, sanft angedrückt und sorgfältig mit Bast 
verbunden. Elauptbedingung beim Okulieren ist. 
daß sich die Rinde gut löst.

Auch in diesem Monat ist auf die Bekämpfung 
der Schädlinge zu achten. Besonders die Blutlaus 
hat bei günstiger Witterung schnell überhand ge­
nommen und wird am besten durdi Bepinseln mit 
Petroleum oder in Sprit aufgelöstem Sdielladc oder 
Obstbaumkarbolineum vernichtet.

Gegen Blattläuse verwendet man Tabaklauge. 
Exodin oder Pflanzenwohl.

Den Meltau, besonders an Rosen, bekämpft man 
durch Spritzen mit schwefelhaltigen Präparaten.

a

a) Zum Ausschneiden der Augen zu- 
geriditeter Trieb mit Angabe der Schnitt­

linie.
Ausgeschnittenes Auge mit Schild, 

b) von außen, c) von innen.
d) Eingesetztes Auge.

Abb-

82

Gegen die durdi einen Pilz (Exoascus) beim 
Pfirsich hervorgerufene Kräuselkrankheit der 
Blätter geht man am besten in der Weise vor, daß 
man die kranken Blätter abschneidet und verbrennt 
oder den befallenen Baum mit Bordelaiserbrühe 
(Kupfervitriolkalkbrühe) spritzt, die auch gegen 
andere Pilzkrankheiten mit gutem Erfolg ange­
wandt wird. Zur Bereitung von 100 Liter Brühe 
sind erforderlich: 1 kg Kupfervitriol, 1 kg harter, 
gebrannter Kalk und 100 Liter Wasser. Das kg 
Kupfervitriol wird fein zerkleinert, in ein Lein­
wandsäckchen gefüllt und in ein Gefäß mit 50 Liter 
Wasser gehängt, so daß es sich auflöst. Der Kalk 
wird, nachdem er durdi leidites Anfeuditen zu 
feinem Staub zerfallen ist, den übrigen 50 Liter 
Wasser zugeinisdit. Diese so gewonnene Kalkmilch 
wird durdi grobes Leinen oder Haarsieb der 
Vitriollösung zugegossen und das Ganze kräftig ge- 
misdit. Auch gegen die Schorfkrankheit hat sich 
die Bordelaiserbrühe bewährt.

Redaktion: Max Schemmel, Obernigk bei Breslau. — Druck: Maurer & Dimmick. Berlin SO 16. Köpenicker StraBe 36—38.
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